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ENTWURF EINER LEGISLATIVEN ENTSCHLIESSUNG DES EUROPÄISCHEN 
PARLAMENTS

zu dem Vorschlag für eine Verordnung des Rates mit besonderen Vorschriften für den 
Obst- und Gemüsesektor und zur Änderung bestimmter Verordnungen
(KOM(2007)0017 – C6-0075/2007 – 2007/0012(CNS))

(Verfahren der Konsultation)

Das Europäische Parlament,

– in Kenntnis des Vorschlags der Kommission an den Rat (KOM(2007)0017)1,

– gestützt auf die Artikel 36 und 37 des EG-Vertrags, gemäß denen es vom Rat konsultiert 
wurde (C6-0075/2007),

– gestützt auf Artikel 51 seiner Geschäftsordnung,

– in Kenntnis des Berichts des Ausschusses für Landwirtschaft und ländliche Entwicklung 
und der Stellungnahme des Ausschusses für internationalen Handel (A6-0183/2007),

1. billigt den Vorschlag der Kommission in der geänderten Fassung;

2. fordert die Kommission auf, ihren Vorschlag gemäß Artikel 250 Absatz 2 des EG-
Vertrags entsprechend zu ändern;

3. fordert den Rat auf, es zu unterrichten, falls er beabsichtigt, von dem vom Parlament 
gebilligten Text abzuweichen;

4. fordert den Rat auf, es erneut zu konsultieren, falls er beabsichtigt, den Vorschlag der 
Kommission entscheidend zu ändern;

5. beauftragt seinen Präsidenten, den Standpunkt des Parlaments dem Rat und der 
Kommission zu übermitteln.

Vorschlag der Kommission Änderungen des Parlaments

Änderungsantrag 1
ERWÄGUNG 2

(2) Aufgrund der gewonnenen Erfahrungen 
muss die Regelung für Obst und Gemüse 
geändert werden, um folgende Ziele zu 
erreichen: Verbesserung der 

(2) Aufgrund der gewonnenen Erfahrungen 
muss die Regelung für Obst und Gemüse 
geändert werden, um folgende Ziele zu 
erreichen: Verbesserung der 

1 Noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht.
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Wettbewerbsfähigkeit und der 
Marktorientierung des Sektors, um so 
einen Beitrag zur Erreichung einer 
nachhaltigen Erzeugung zu leisten, die auf 
dem Binnen- wie auf dem Ausfuhrmarkt 
wettbewerbsfähig ist, Verringerung von 
krisenbedingten Schwankungen im 
Einkommen der Obst- und 
Gemüseerzeuger, Erhöhung des Obst- und 
Gemüsekonsums in der Gemeinschaft und 
Fortführung der Bemühungen des Sektors 
zum Schutz und zur Erhaltung der Umwelt.

Wettbewerbsfähigkeit und der 
Marktorientierung des Sektors, um so 
einen Beitrag zur Erreichung einer 
nachhaltigen Erzeugung zu leisten, die auf 
dem Binnen- wie auf dem Ausfuhrmarkt 
wettbewerbsfähig ist, Berücksichtigung 
der Situation der neuen Mitgliedstaaten, 
um soweit möglich die 
Unausgewogenheiten zwischen den 
verschiedenen Mitgliedstaaten und 
Regionen zu verringern mit dem Ziel, die 
Einkommen der Landwirte zu sichern, 
Verringerung von krisenbedingten 
Schwankungen im Einkommen der Obst- 
und Gemüseerzeuger, Erhöhung des Obst- 
und Gemüsekonsums in der Gemeinschaft, 
Fortführung der Bemühungen des Sektors 
zum Schutz und zur Erhaltung der Umwelt, 
Schutz der öffentlichen Gesundheit und 
der Verbraucherinteressen sowie 
Steigerung der Wirksamkeit der 
Kontrollen bei den Obst- und 
Gemüseeinfuhren aus Drittländern.

Änderungsantrag 2
ERWÄGUNG 5

(5) Der Geltungsbereich dieser Verordnung 
umfasst Erzeugnisse der gemeinsamen 
Marktorganisationen für Obst und Gemüse 
und für Verarbeitungserzeugnisse aus Obst 
und Gemüse. Die Bestimmungen über 
Erzeugerorganisationen sowie 
Branchenverbände und –vereinbarungen 
gelten jedoch nur für Erzeugnisse, die 
unter die gemeinsame Marktorganisation 
für Obst und Gemüse fallen, und diese 
Unterscheidung sollte beibehalten werden. 
Der Geltungsbereich der gemeinsamen 
Marktorganisation für Obst und Gemüse ist 
auch auf bestimmte Küchenkräuter 
auszudehnen, damit sie in den Genuss dieser 
Regelung kommen.

(5) Der Geltungsbereich dieser Verordnung 
umfasst Erzeugnisse der gemeinsamen 
Marktorganisationen für Obst und Gemüse 
und für Verarbeitungserzeugnisse aus Obst 
und Gemüse. Der Geltungsbereich der 
gemeinsamen Marktorganisation für Obst 
und Gemüse ist auch auf bestimmte 
Küchenkräuter auszudehnen, damit sie in 
den Genuss dieser Regelung kommen.
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Begründung

Le règlement de l’actuelle OCM des fruits et légumes (CE/2200/96) prévoit la création 
d’Organisations de Producteurs, et en précise la destination (fruits et légumes, produits 
destinés à la transformation, champignons, agrumes, etc.). Il prévoit également la création 
d’organisations interprofessionnelles. 

Sur la base de ce règlement, se sont créées dans l’ensemble de la Communauté européenne de 
nombreuses Organisations de Producteurs et organisations interprofessionnelles, notamment 
dans les différentes filières de fruits et légumes destinés à la transformation, participant à la 
structuration de ces filières. Il est dès lors indispensable que ces organisations (OP et 
organisations interprofessionnelles) puissent continuer à exister.

Änderungsantrag 3
ERWÄGUNG 7

(7) Die Erzeugung und Vermarktung von 
Obst und Gemüse muss den ökologischen 
Belangen sowohl bei den Anbauverfahren 
als auch bei der Abfallverwertung sowie bei 
der Beseitigung der aus dem Markt 
genommenen Erzeugnisse Rechnung tragen, 
insbesondere was den Gewässerschutz, die 
Erhaltung der biologischen Vielfalt und die 
Landschaftspflege anbelangt.

(7) Die Erzeugung und Vermarktung von 
Obst und Gemüse muss den ökologischen 
Belangen sowohl bei den Anbauverfahren 
als auch bei der Abfallverwertung sowie bei 
der Beseitigung der aus dem Markt 
genommenen Erzeugnisse Rechnung tragen, 
insbesondere was den Gewässerschutz, die 
Erhaltung der biologischen Vielfalt und die 
Landschaftspflege anbelangt. Die 
Kommission sollte die mögliche 
Einführung eines europäischen 
Gütezeichens eingehender prüfen, um die 
Landwirte und Betreiber besser bei der 
Umsetzung der hohen Qualität ihrer 
Erzeugnisse in hohes Einkommen zu 
unterstützen.

Änderungsantrag 4
ERWÄGUNG 8

(8) Die Erzeugerorganisationen als Träger 
der Regelung für Obst und Gemüse 
gewährleisten deren dezentrales 
Funktionieren. Angesichts einer immer 
stärkeren Konzentration der Nachfrage 
erweist sich die Bündelung des Angebots 
durch diese Organisationen mehr denn je als 
wirtschaftlich notwendig, um die 
Marktstellung der Erzeuger zu stärken. 

(8) Die Erzeugerorganisationen und die 
Branchenverbände als Träger der Regelung 
für Obst und Gemüse gewährleisten deren 
dezentrales Funktionieren. Angesichts einer 
immer stärkeren Konzentration der 
Nachfrage erweist sich die Bündelung des 
Angebots durch diese Organisationen mehr 
denn je als wirtschaftlich notwendig, um die 
Marktstellung der Erzeuger zu stärken. 
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Diese Bündelung sollte auf freiwilliger Basis 
erfolgen und sich dank des Umfangs und der 
Effizienz der Dienste, die eine 
Erzeugerorganisation ihren Mitgliedern 
bieten kann, als zweckmäßig erweisen.

Maßnahmen zur Herstellung einer echten 
Chancengleichheit von Erzeugern 
einerseits sowie Handelsketten und großen 
Verarbeitungsbetrieben andererseits setzen 
jedoch politische Schritte auf 
Gemeinschaftsebene voraus. Diese 
Bündelung sollte auf freiwilliger Basis 
erfolgen und sich dank des Umfangs und der 
Effizienz der Dienste, die eine 
Erzeugerorganisation ihren Mitgliedern 
bieten kann, als zweckmäßig erweisen.

Begründung

Die Förderung für Erzeugerorganisationen führt, unabhängig von ihrer Höhe, nicht zu einer 
Chancengleichheit von Erzeugern einerseits sowie Handelsketten und großen 
Verarbeitungsbetrieben andererseits. Der Umsatz großer Handelsketten übersteigt den 
Umsatz der wettbewerbsfähigsten Erzeugerorganisationen um das Tausendfache. Dieses 
Ungleichgewicht kann nur durch politische Maßnahmen auf Gemeinschaftsebene verändert 
werden, deren Wirkung sich nicht allein auf die Marktorganisation für Obst und Gemüse 
beschränkt.  

Änderungsantrag 5
ERWÄGUNG 9

(9) Die Erfahrung hat gezeigt, dass die 
Erzeugerorganisationen das richtige 
Instrument für die Bündelung des 
Angebots sind. Jedoch ist die Verteilung 
der Erzeugerorganisationen auf die 
verschiedenen Mitgliedstaaten 
unausgeglichen. Um die Attraktivität der 
Erzeugerorganisationen noch weiter zu 
verbessern, ist ihre Tätigkeit so weit wie 
möglich flexibler zu gestalten. Eine solche 
Flexibilität sollte insbesondere die 
Produktpalette der Erzeugerorganisation, 
das Ausmaß der zulässigen Direktverkäufe 
und die Ausdehnung der Regeln auf 
Nichtmitglieder sowie die Übertragung von 
Befugnissen oder Tätigkeiten von 
Erzeugerorganisationen an Vereinigungen 
von Erzeugerorganisationen unter den 
erforderlichen Bedingungen und die 
Übertragung von Tätigkeiten an 
Tochterunternehmen betreffen.

(9) Die Erfahrung hat gezeigt, dass die 
Erzeugerorganisationen das richtige 
Instrument für die Konzentration des 
Angebots sind. Jedoch ist die Verteilung 
der Erzeugerorganisationen auf die 
verschiedenen Mitgliedstaaten 
unausgeglichen. Um die Attraktivität der 
Erzeugerorganisationen noch weiter zu 
verbessern, ist ihre Tätigkeit so weit wie 
möglich flexibler zu gestalten und eine zu 
starke Konzentration der 
Erzeugerorganisationen in Gebieten mit 
homogeneren Produktions- und 
Vermarktungsbedingungen, was indirekt 
eine Streuung des Gesamtangebots zur 
Folge hätte, zu vermeiden. Eine solche 
Flexibilität sollte insbesondere die 
Produktpalette der Erzeugerorganisation, 
das Ausmaß der zulässigen Direktverkäufe 
und die Ausdehnung der Regeln auf 
Nichtmitglieder sowie die Übertragung von 
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Befugnissen oder Tätigkeiten von 
Erzeugerorganisationen und Vereinigungen 
von Erzeugerorganisationen unter den für 
ihr ordnungsgemäßes Funktionieren 
vorgesehenen Bedingungen und die 
Übertragung von Tätigkeiten an 
Tochterunternehmen betreffen.

Begründung

Der Wortlaut wird durch die Bezugnahme auf den Begriff der „Konzentration des Angebots" 
verbessert, der in der Agrarwirtschaft und den geltenden Rechtsvorschriften üblich ist. 
Außerdem werden die Bedingungen verschärft, die eine Beschränkung der 
Erzeugerorganisationen auf die optimalen Erzeugungsgebiete verhindern sollen, durch die 
die anderen Erzeugungsgebiete vernachlässigt würden, was indirekt dem Ziel der Reform der 
zuwiderlaufen würde. 

Änderungsantrag 6
ERWÄGUNG 11

(11) Erzeugergruppierungen, die sich in 
Mitgliedstaaten, die der Gemeinschaft im 
Jahr 2004 oder danach beigetreten sind, 
befinden und als Erzeugerorganisationen 
im Sinne dieser Verordnung anerkannt 
werden möchten, sollten eine 
Übergangszeit erhalten, während derer 
ihnen eine einzelstaatliche und 
gemeinschaftliche Unterstützung gewährt 
werden kann, sofern diese Gruppierungen 
die ihnen selbst auferlegten 
Verpflichtungen erfüllen.

(11) Erzeugergruppierungen, die sich in 
Mitgliedstaaten, die der Gemeinschaft im 
Jahr 2004 oder danach beigetreten sind, 
befinden und als Erzeugerorganisationen 
im Sinne dieser Verordnung anerkannt 
werden möchten, sollten, sofern der Grad 
der Konzentration des Angebots noch sehr 
ungenügend ist, eine Übergangszeit 
erhalten, während derer ihnen eine 
einzelstaatliche und gemeinschaftliche 
Unterstützung gewährt werden kann, 
sofern diese Gruppierungen die ihnen 
selbst auferlegten Verpflichtungen erfüllen.

Begründung

Bedarf keiner Erläuterung. 

Änderungsantrag 7
ERWÄGUNG 13

(13) In Regionen, in denen die Erzeuger 
nur in geringem Umfang organisiert sind, 
sollten zusätzliche einzelstaatliche 
Finanzbeihilfen gewährt werden dürfen. Im 

(13) In Regionen, in denen die Erzeuger 
nur in geringem Umfang organisiert sind, 
sollten zusätzliche einzelstaatliche 
Finanzbeihilfen gewährt werden dürfen. Im 
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Falle von strukturell besonders 
benachteiligten Mitgliedstaaten sollte die 
Gemeinschaft diese Beihilfen 
zurückerstatten können.

Falle von strukturell besonders 
benachteiligten Mitgliedstaaten kann die 
Gemeinschaft diese Beihilfen auf Antrag 
der zuständigen Behörden zurückerstatten. 

Begründung

Damit wird die Erwägung an den Wortlaut von Artikel 10 des Kommissionsvorschlags 
angepasst. 

Änderungsantrag 8
ERWÄGUNG 14

(14) Um die Regelung zu vereinfachen und 
ihre Kosten zu verringern, könnte es 
hilfreich sein, die Verfahren und Regeln 
für die Erstattungsfähigkeit von Ausgaben 
aus den Betriebsfonds an diejenigen der 
Programme zur Entwicklung des 
ländlichen Raums anzugleichen, indem den 
Mitgliedstaaten erlaubt wird, eine 
einzelstaatliche Strategie für operationelle 
Programme auszuarbeiten.

(14) Um die Regelung zu vereinfachen und 
ihre Kosten zu verringern, könnte es 
hilfreich sein, die Verfahren und Regeln 
für die Erstattungsfähigkeit von Ausgaben 
aus den Betriebsfonds an diejenigen der 
Programme zur Entwicklung des 
ländlichen Raums anzugleichen, indem den 
Mitgliedstaaten erlaubt wird, eine 
einzelstaatliche Strategie für operationelle 
Programme auszuarbeiten. In dieser 
einzelstaatlichen Strategie sollten ebenso 
wie in dem einzelstaatlichen Strategieplan 
und den Programmen für die 
Entwicklung des ländlichen Raums die 
Maßnahmen angegeben werden, die von 
den Mitgliedstaaten getroffen werden,  
um eine Doppelfinanzierung der 
Maßnahmen zu verhindern. Ergänzend 
dazu sollte es den Mitgliedstaaten im 
Interesse einer größeren Rechtssicherheit 
und höheren Wirksamkeit der 
Maßnahmen der Betriebsfonds erlaubt 
werden, Negativlisten für die 
Erstattungsfähigkeit von Ausgabenposten 
festzulegen.

Begründung

Angesichts der Tatsache, dass die Ziele von Schwerpunkt 1 der Programme des zweiten 
Pfeilers, die unter den ELER fallen, mit denen der Betriebsfonds zusammenfallen können, 
sollte es den Erzeugerorganisationen möglich sein, sich entsprechend ihren konkreten 
Interessen für die eine oder die andere Finanzierungsmöglichkeit zu entscheiden. Ferner ist 
es aufgrund der heterogenen strukturellen Bedingungen, die im Obst- und Gemüsesektor der 
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Gemeinschaft bestehen, und der strikten Finanzrahmen, die den Betriebsfonds auferlegt sind, 
notwendig, dass die Mitgliedstaaten die Möglichkeit erhalten, die Maßnahmen, die sie nicht 
für zweckmäßig oder vorrangig halten, „a priori“ auszuschließen. 

Änderungsantrag 9
ERWÄGUNG 16

(16) Mit den Verordnungen (EG) 
Nr. 2200/96, (EG) Nr. 2201/96 und (EG) 
Nr. 2202/96 ist eine Reihe heterogener 
Beihilferegelungen für bestimmtes Obst 
und Gemüse eingeführt worden. Die 
Anzahl und die Verschiedenheit dieser 
Regelungen haben sie nur schwer 
handhabbar gemacht. Sie waren auf 
bestimmte Obst- und Gemüsearten 
ausgerichtet, konnten jedoch den 
regionalen Erzeugungsbedingungen nicht 
im vollem Maße Rechnung tragen und 
bezogen sich nicht auf alles Obst und 
Gemüse. Deshalb empfiehlt es sich, ein 
anderes Instrument für die Unterstützung 
der Obst- und Gemüseerzeuger zu finden.

(16) Mit den Verordnungen (EG) 
Nr. 2200/96, (EG) Nr. 2201/96 und (EG) 
Nr. 2202/96 ist eine Reihe heterogener 
Beihilferegelungen für bestimmtes Obst 
und Gemüse eingeführt worden. Die 
Anzahl und die Verschiedenheit dieser 
Regelungen haben sie nur schwer 
handhabbar gemacht und können zu 
Rechtsunsicherheit führen. Sie waren auf 
bestimmte Obst- und Gemüsearten 
ausgerichtet, konnten jedoch weder den 
von den neuen Mitgliedstaaten 
eingebrachten Arten noch den regionalen 
Erzeugungsbedingungen in vollem Maße 
Rechnung tragen und bezogen sich nicht 
auf alles Obst und Gemüse. Deshalb 
empfiehlt es sich, ein anderes Instrument 
für die Unterstützung der Obst- und 
Gemüseerzeuger zu finden.

Begründung

Es wird ein Bezug auf die Situationen der Rechtsunsicherheit, die in der gegenwärtigen Lage 
entstehen können, aufgenommen, um die Änderung der Instrumente besser zu begründen.

Änderungsantrag 10
ERWÄGUNG 18

(18) Im Interesse einer gezielteren, aber 
flexiblen Regelung zur Unterstützung des 
Obst- und Gemüsesektors und im Interesse 
der Vereinfachung empfiehlt es sich daher, 
die bestehenden Beihilferegelungen 
abzuschaffen und Obst und Gemüse 
vollständig in die mit der Verordnung (EG) 
Nr. 1782/2003 geschaffene Regelung 
einzubeziehen. Zu diesem Zweck ist 
vorzuschreiben, dass Landwirte, die im 

(18) Im Interesse einer gezielteren, aber 
flexiblen Regelung zur Unterstützung des 
Obst- und Gemüsesektors und im Interesse 
der Vereinfachung empfiehlt es sich daher, 
die bestehenden Beihilferegelungen 
abzuschaffen und Obst und Gemüse 
zumindest teilweise in die mit der 
Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 
geschaffene Regelung einzubeziehen. Zu 
diesem Zweck ist vorzuschreiben, dass 
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Bezugszeitraum Obst und Gemüse erzeugt 
haben, für die Betriebsprämienregelung in 
Betracht kommen. Es ist auch vorzusehen, 
dass die Mitgliedstaaten Referenzbeträge 
und zuschussfähige Flächen im Rahmen 
der Betriebsprämienregelung auf der 
Grundlage eines für den Markt jedes Obst- 
und Gemüseerzeugnisses geeigneten 
Bezugszeitraums sowie angemessener 
objektiver und nichtdiskriminierender 
Kriterien festsetzen. Flächen, die mit Obst 
und Gemüse, einschließlich Dauerkulturen, 
bestellt sind, sollten für die 
Betriebsprämienregelung in Betracht 
kommen. Die einzelstaatlichen Obergrenzen 
sind entsprechend zu ändern. Es ist des 
Weiteren vorzusehen, dass die Kommission 
Durchführungsbestimmungen und die 
möglicherweise erforderlichen 
Übergangsmaßnahmen erlässt.

Landwirte, die im Bezugszeitraum Obst und 
Gemüse erzeugt haben, für die 
Betriebsprämienregelung in Betracht 
kommen und die Höhe des nationalen 
Mittelrahmens auf der Grundlage eines für 
den Markt jedes Obst- und 
Gemüseerzeugnisses geeigneten 
Bezugszeitraums sowie angemessener 
objektiver und nichtdiskriminierender 
Kriterien festgesetzt wird. Flächen, die mit 
Obst und Gemüse, einschließlich 
Dauerkulturen, bestellt sind, sollten für die 
Betriebsprämienregelung in Betracht 
kommen. Die einzelstaatlichen Obergrenzen 
sind unter Berücksichtigung der 
veränderten Situation auf dem Markt für 
Obst und Gemüse nach dem Beitritt der 
neuen Mitgliedstaaten entsprechend zu 
ändern. Es ist des Weiteren vorzusehen, dass 
die Kommission 
Durchführungsbestimmungen und die 
möglicherweise erforderlichen 
Übergangsmaßnahmen erlässt.

Begründung

Die Kommission sollte den nationalen Mittelrahmen für die einzelnen Mitgliedstaaten sowie 
allgemeine Grundsätze für die Verteilung der Mittel aus diesen Rahmen durch die 
Mitgliedstaaten festlegen. Die Festlegung des nationalen Mittelrahmens sollte auf der 
Grundlage der Anbaufläche von Obst und Gemüse im für die jeweiligen Arten festgelegten 
Bezugszeitraum erfolgen. Diese Mittelrahmen sollten den Mitgliedstaaten zusammen mit 
individuellen Abweichungen für ihre jeweiligen Mittelzuweisungen übermittelt werden, 
einschließlich der Flächenzahlungen, wie sie gegenwärtig für die Erzeuger von Nüssen 
bestehen.

Änderungsantrag 11
ERWÄGUNG 18 A (neu)

(18a) Es ist zweckmäßig, die mit Obst und 
Gemüse bepflanzten Flächen von der 
Betriebsprämienregelung auszunehmen, 
so dass sie nicht für jede 
landwirtschaftliche Tätigkeit genutzt 
werden dürfen, und zwar solange ihre 
potentiellen Auswirkungen auf die 
Strukturen und die Obst- und 
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Gemüsemärkte nicht bekannt sind, wobei 
in diesem Sinne die Urteile des 
Gerichtshofs der EG1 zu beachten sind, 
der die Vorlage eingehender 
Impaktstudien zur Begründung 
wesentlicher Änderungen der 
Vorschriften fordert. Der in Artikel 60 
Absatz 8 der Verordnung (EG) Nr. 
1782/2003 vorgesehene Bericht, der dem 
Rat von der Kommission über die 
regionale Anwendung der 
Betriebsprämienregelung vorzulegen ist, 
muss einerseits die Auswirkungen dieser 
Regelung auf die Obst- und 
Gemüseanbauflächen, für die bereits 
Anbaufreiheit besteht, analysieren und 
andererseits eine spezifische Analyse der 
potentiellen Auswirkungen dieser 
Anbaufreiheit auf den gesamten Obst-, 
Gemüse- und Kartoffelsektor der 
Gemeinschaft beinhalten.

_______________
  Urteil vom 7. September 2006 in der Rechtssache 
C-310/04, Spanien/Rat, Slg. 2006, S. I-07285.

Begründung

Im Hinblick auf die Risiken von Marktungleichgewichten, die entstehen können, wenn 
Parzellen, die dem Obst- und Gemüseanbau dienen, für jede landwirtschaftliche Tätigkeit 
genutzt werden dürfen, werden diese Flächen aus der Betriebsprämienregelung 
ausgenommen, bis seitens der Kommission die Vorlage entsprechender Impaktstudien erfolgt. 
Der bereits in Artikel 60 Absatz 8 der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 vorgesehene Bericht 
bietet die Gelegenheit, eine solche Analyse vorzunehmen und den Forderungen des EuGH in 
diesem Bereich nachzukommen.

Änderungsantrag 12
ERWÄGUNG 18 B (neu)

  (18b) Nach der Erweiterung von 2004 
sind Kirschen und Beerenfrüchte 
(Erdbeeren, Himbeeren, Johannisbeeren) 
zu Erzeugnissen von großer sozialer und 
wirtschaftlicher Bedeutung für die Union 
geworden, bei denen jedoch eine schwere 
strukturelle Krise herrscht und spezifische 
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Stützungsmaßnahmen erforderlich sind. 
Es wird daher eine gemeinschaftliche 
flächenbezogene Beihilfe für diese 
Erzeugnisse zu Bedingungen vorgesehen, 
die die Lebensfähigkeit der Betriebe 
gewährleisten und die strukturelle 
Verbesserung, insbesondere der 
Konzentration des Angebots, fördern 
sollen.

Begründung

Einige der neuen Mitgliedstaaten der Union sind bei der Erzeugung von Kirschen und 
Beerenfrüchten weltweit führend, wobei dieser Sektor jedoch seit dem Beitritt unter einer 
strukturellen Krise leidet. Im Einklang mit den Entschließungen des Europäischen Parlaments 
wird eine spezifische Flächenbeihilfe für diese Erzeugnisse ähnlich der, die für 
Schalenfrüchte gewährt wird, aufgenommen, die Bedingungen unterliegt, welche das Angebot 
verbessern und die Tragfähigkeit der Betriebe gewährleisten sollen. Diese Beihilfe würde die 
Bedingungen der Blauen Box erfüllen und gemäß den Spielräumen, die bei den multilateralen 
Verhandlungen bestehen, keine Probleme aufwerfen, was ihre Anerkennung durch die WTO 
betrifft. Die Bedingungen für die Beihilfe werden in einem neuen Kapitel 10h von Titel IV der 
Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 festgelegt.

Änderungsantrag 13
ERWÄGUNG 19

(19) Bei Obst und Gemüse handelt es sich 
um leicht verderbliche Erzeugnisse, deren 
Erzeugung unvorhersehbar ist. 
Marktüberschüsse, auch wenn sie nicht zu 
hoch sind, können den Markt stark stören. 
Es sind Regelungen für Marktrücknahmen 
durchgeführt worden, ihre Verwaltung hat 
sich jedoch als recht kompliziert erwiesen. 
Deshalb sind weitere 
Krisenmanagementmaßnahmen 
einzuführen, die so einfach wie möglich 
anzuwenden sind. Die Einbeziehung aller 
dieser Maßnahmen in die operationellen 
Programme der Erzeugerorganisationen 
scheint das beste Vorgehen unter diesen 
Umständen zu sein und dürfte auch zu 
einer größeren Attraktivität der 
Erzeugerorganisationen für die Erzeuger 
beitragen.

(19) Bei Obst und Gemüse handelt es sich 
um leicht verderbliche Erzeugnisse, deren 
Erzeugung unvorhersehbar ist. 
Marktüberschüsse, auch wenn sie nicht zu 
hoch sind, können den Markt stark stören. 
Es sind Regelungen für Marktrücknahmen 
durchgeführt worden, ihre Verwaltung hat 
sich jedoch als recht kompliziert und 
unwirksam erwiesen. Der Obst- und 
Gemüsesektor ist von der Instabilität der 
Märkte gekennzeichnet. Bei einem 
Preisverfall ist das gegenwärtige 
Marktrücknahmesystem nur bedingt 
wirksam zur Gewährleistung des 
Einkommens der Erzeuger aufgrund zu 
niedriger Preise, übertriebener 
Bürokratie, mangelnder Organisation in 
den Erzeugerregionen, der Unkenntnis 
des für eine wirksame Bewirtschaftung 
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notwendigen Produktionspotenzials, der 
Auswirkungen der Einfuhren aus 
Drittstaaten sowie mangelnder 
Absatzmöglichkeiten für die 
Marktrücknahmen.
Deshalb sind wirksamere horizontale, für 
die Gesamtheit der Landwirte aller 
sektoriellen Märkte geltenden 
Krisenmanagementmaßnahmen 
einzuführen, die so einfach wie möglich 
anzuwenden sind. Die Einbeziehung aller 
dieser Maßnahmen in einen 
Sicherheitsfonds, der unabhängig von den 
operationellen Programmen der 
Erzeugerorganisationen finanziert wird, 
scheint das beste Vorgehen unter diesen 
Umständen zu sein und dürfte auch zu 
einer größeren Attraktivität der 
Erzeugerorganisationen für die Erzeuger 
beitragen.

Die Mitgliedstaaten sind ermächtigt, 
Maßnahmen zur Bewältigung schwerer 
Krisen auf nationaler Ebene vorzusehen, 
die im Rahmen der einzelstaatlichen 
Strategie festzulegen sind und aus der 
entsprechenden Rubrik der operationellen 
Programme, und falls die Mitgliedstaaten 
dies für zweckmäßig erachten, 
ergänzenderweise aus einem Teil der 
nationalen Reserve von 
Zahlungsansprüchen zu finanzieren sind, 
die in Artikel 42 der Verordnung (EG) 
Nr. 1782/2003 vorgesehen ist.

Änderungsantrag 14
ERWÄGUNG 19 A (neu)

(19a) In den sehr marktoffenen 
gemeinsamen Marktorganisationen wie der 
GMO für Obst und Gemüse spielen die 
Branchenverbände eine außerordentlich 
wichtige Rolle bei der Erstvermarktung 
und der Qualität der Erzeugnisse. Sie 
ermöglichen es nicht nur, die 
Wettbewerbsfähigkeit des Sektors zu 
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verbessern, sondern auch, Unwägbarkeiten 
des Marktes zu bekämpfen. Durch ihre 
Tätigkeit werden somit die starken 
Marktstörungen erheblich begrenzt und die 
Erzeuger vor Krisen geschützt.

Begründung

Die Rolle der Branchenverbände muss bei der Reform dieser GMO, die hauptsächlich darauf 
abzielt, die Wettbewerbsfähigkeit des Obst- und Gemüsesektors durch eine bessere 
gemeinsame Organisation des Sektors zu verbessern, gestärkt werden.

Änderungsantrag 15
ERWÄGUNG 20 A (neu)

 (20a) Bei einer wesentlichen Änderung der 
geltenden Regelung können die für den 
Anbau von Champignons bestimmten 
Flächen für die Förderung im Rahmen der 
in der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 
vorgesehenen Betriebsprämienregelung in 
Betracht kommen. 

Begründung

Champignons gehören derzeit zu den Erzeugnissen, für die ein Zollkontingent festgelegt 
wurde. Dieses Kontingent ändert sich jedoch mit den internationalen Übereinkommen, 
wodurch sich die Wettbewerbsfähigkeit der europäischen Erzeugung gegenüber Erzeugnissen 
aus Drittländern stets ein wenig weiter verschlechtert. Falls diese Zollkontingentsregelung 
nicht mehr ausreicht, um die europäische Champignonerzeugung zu stützen, sollte dieser 
Produktionszweig ebenso wie die anderen landwirtschaftlichen Produktionszweige in die 
Betriebsprämienregelung einbezogen werden.

Änderungsantrag 16
ERWÄGUNG 20 B (neu)

(20b) Es ist festzustellen, dass der 
durchschnittliche Obst- und 
Gemüsekonsum unter dem Niveau bleibt, 
das von der Weltgesundheitsorganisation 
und  Ernährungsexperten aufgrund der 
Bedeutung von Obst und Gemüse für eine 
ausgewogene Ernährung und ihrer 
wichtigen Rolle bei der Verhütung 
chronischer Erkrankungen empfohlen 



PE 384.530v02-00 16/93 RR\667504DE.doc

DE

wird. In einigen Mitgliedstaaten ist sogar 
ein zunehmender Rückgang des 
Verbrauchs zu verzeichnen. Um diesen 
Tendenzen entgegenzuwirken, wird es als 
notwendig angesehen, die Rolle und die 
Instrumente der Erzeugerorganisationen 
im Bereich der Absatzförderung zu 
verstärken und die finanziellen Mittel für 
die Informationsmaßnahmen und 
Maßnahmen zur Förderung des Obst- 
und Gemüsekonsums gemäß der 
Verordnung (EG) Nr. 2826/2000 zu 
erhöhen, die sich an alle 
Bevölkerungsschichten und vor allem an 
die Jugendlichen unter 18 Jahren richten. 
Ergänzend dazu wird es als zweckmäßig 
angesehen, die Bedingungen für die 
kostenlose Verteilung von Obst und 
Gemüse in der Europäischen Union und, 
soweit möglich, auch in benachbarten 
Drittländern zu verbessern.

Begründung

Die Gesundheitsbehörden und die Kommission selbst haben die Bedeutung von Obst und 
Gemüse für eine gesunde Ernährung anerkannt, die der Verhütung von Übergewichtigkeit, 
Fettleibigkeit und chronischen Erkrankungen dienen soll. Um den Konsum von Obst und 
Gemüse zu erhöhen, sind größere Anstrengungen seitens der Gemeinschaft und der 
einzelstaatlichen Behörden vonnöten, um die Attraktivität und die Verfügbarkeit von Obst und 
Gemüse für alle Bevölkerungsschichten und insbesondere die jüngsten Menschen zu fördern.

Änderungsantrag 17
ERWÄGUNG 23

(23) Ein einheitlicher Gemeinschaftsmarkt 
macht eine einheitliche Regelung für den 
Handel mit Drittländern erforderlich. Diese 
Handelsregelung sollte Einfuhrzölle 
umfassen und den Gemeinschaftsmarkt 
grundsätzlich stabilisieren. Die 
Handelsregelung sollte auf den 
Übereinkünften beruhen, die im Rahmen 
der multilateralen Handelsverhandlungen 
im Rahmen der Uruguay-Runde 
geschlossen wurden.

(23) Ein einheitlicher Gemeinschaftsmarkt 
macht eine einheitliche Regelung für den 
Handel mit Drittländern erforderlich. Diese 
Handelsregelung sollte Einfuhrzölle 
umfassen und den Gemeinschaftsmarkt 
grundsätzlich stabilisieren. Die 
Handelsregelung sollte auf den 
Übereinkünften beruhen, die im Rahmen 
der multilateralen Handelsverhandlungen 
im Rahmen der Uruguay-Runde 
geschlossen wurden, was die Abschaffung 
der dem Sektor bislang gewährten 
Ausfuhrerstattungen und die 
Umwidmung der für sie bestimmten Mittel 
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zugunsten interner Maßnahmen, die mit 
dem multilateralen Rahmen vereinbar 
sind, zur Folge haben sollte.
À titre complémentaire, il est nécessaire 
de renforcer les actions d'information et 
de promotion en faveur des fruits et 
légumes dans les pays tiers dans le cadre 
du règlement (CE) n° 2702/1999 du 
Conseil du 14 décembre 1999 relatif à des 
actions d'information et de promotion en 
faveur des produits agricoles dans les 
pays tiers1. La Commission doit présenter 
les propositions pertinentes en vue de la 
modification dudit règlement.
Ergänzend dazu wird es als notwendig 
angesehen, die Informations- und 
Absatzförderungsmaßnahmen für die 
Obst- und Gemüseerzeugnisse in 
Drittländern im Rahmen der Verordnung 
(EG) Nr. 2702/1999 des Rates vom 
14. Dezember 1999 über Informations- 
und Absatzförderungsmaßnahmen für 
Agrarerzeugnisse in Drittländern1 zu 
verstärken. Die Kommission muss 
geeignete Vorschläge zur Revision dieser 
Verordnung vorlegen.
_______________
   ABl. L 327 vom 21.12.1999, S. 7. Verordnung zuletzt 
geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 2060/2004 
(ABl. L 357 vom  2.12.2004. S. 3).

Begründung

Die Abschaffung der Ausfuhrerstattungen erfordert als Ergänzung eine Verstärkung der 
Informations- und Absatzförderungsmaßnahmen für die Obst- und Gemüseerzeugnisse in 
Drittländern im Rahmen der Verordnung (EG) Nr. 2702/1999.

Änderungsantrag 18
ERWÄGUNG 25

(25) Zur Überwachung des Umfangs des 
Handels mit landwirtschaftlichen 
Erzeugnissen mit Drittländern kann bei 
bestimmten Erzeugnissen eine Ein- und 
Ausfuhrlizenzregelung vorgesehen werden, 

(25) Zur Überwachung des Umfangs des 
Handels mit landwirtschaftlichen 
Erzeugnissen mit Drittländern kann bei 
bestimmten Erzeugnissen eine Ein- und 
Ausfuhrlizenzregelung vorgesehen werden, 
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die die Leistung einer Sicherheit einschließt, 
um zu gewährleisten, dass die Geschäfte, für 
die solche Lizenzen beantragt wurden, auch 
tatsächlich getätigt werden. Die Kommission 
sollte daher zur Einführung von 
Lizenzregelungen für solche Erzeugnisse 
befugt werden.

die die Leistung einer Sicherheit einschließt, 
um zu gewährleisten, dass die Geschäfte, für 
die solche Lizenzen beantragt wurden, auch 
tatsächlich getätigt werden. Die Kommission 
sollte daher zur Einführung von 
Lizenzregelungen für solche Erzeugnisse 
befugt werden. Zum Schutz der Gesundheit 
der Verbraucher und zur Vermeidung einer 
Kontaminierung der Kulturpflanzen durch 
schädliche exogene Organismen soltten die 
Zertifizierungssysteme neben den 
Bestimmungen der vorliegenden 
Verordnung durch neue Bestimmungen 
ergänzt werden, welche die Pflanzenschutz- 
und Qualitätskontrollsysteme an den 
Grenzen verstärken. Zu diesem Zeck wäre 
die Errichtung einer der Europäischen 
Behörde für Lebensmittelsicherheit 
unterstellten Europäischen Behörde zur 
Kontrolle der Qualität von aus Drittstaaten 
eingeführtem Obst und Gemüse sinnvoll.

Begründung

Der Schutz der Qualität der Erzeugnisse und insbesondere der Verbraucherschutz müssen 
eine Priorität für Europa sein. Zu diesem Zweck und zur Förderung der qualitativen 
Gegenseitigkeit beim Handel mit Drittstaaten müssen Kontrollmechanismen einschließlich 
einer Europäischen Behörde geschaffen werden.

Änderungsantrag 19
ERWÄGUNG 28 A (neu)

(28a) Der Prozess, der sich darauf richtet, 
die Verhandlungen über 
Pflanzenschutzprotokolle mit Drittländern 
betreffend die Ausfuhren von Obst und 
Gemüse auf Gemeinschaftsebene zu 
koordinieren, sollte unterstützt werden.

Begründung

Die bisherigen Bemühungen sowohl auf multilateraler Ebene (WTO) als der Ebene 
bilateraler Vereinbarung (Mexiko, Chile, Länder des Mittelmeerraums usw.) haben bislang 
noch nicht zu einer Lösung in der Frage der Hemmnisse im Pflanzenschutzbereich für 
Ausfuhren gemeinschaftlicher Agrarerzeugnisse geführt. Die Verhandlungen über 
Pflanzenschutzprotokolle fallen gegenwärtig noch immer unter die ausschließliche 
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Zuständigkeit der einzelstaatlichen Behörden der EU-Mitgliedstaaten. Die Kommission sollte 
diese Verhandlungen im Zusammenwirken mit den Mitgliedstaaten führen.

Änderungsantrag 20
ERWÄGUNG 28 B (neu)

(28b) Ausfuhrerstattungen sollten in dieser 
Phase erhalten bleiben, da sie weiterhin ein 
nützliches Instrument für die Steigerung 
der Ausfuhren von Obst und Gemüse aus 
der Gemeinschaft in bestimmte Drittländer 
sind.

Begründung

Die Ausfuhrerstattungen und die Marktrücknahmen sind die beiden Instrumente zur 
Verwaltung der gegenwärtigen gemeinsamen Marktorganisation für Obst und Gemüse. Die 
völlige und sofortige Abschaffung der Ausfuhrerstattungen könnte örtlich zur 
Destabilisierung der Märkte für bestimmte Obst- und Gemüsesorten führen. Es muss daher 
behutsam vorgegangen werden, und insbesondere müssen die für Ende 2007 erwarteten 
Schlussfolgerungen der diesbezüglichen Folgeanalyse abgewartet werden.

Änderungsantrag 21
ERWÄGUNG 30

(30) Da sich die gemeinsamen Märkte für 
landwirtschaftliche Erzeugnisse ständig 
weiter entwickeln, sollten sich die 
Mitgliedstaaten und die Kommission 
gegenseitig über wesentliche 
Entwicklungen auf dem Laufenden halten.

(30) Die Dynamik des Obst- und 
Gemüsesektors, der strukturellen 
Veränderungen im Bereich der 
Erzeugung oder des Handels unterworfen 
ist, die eine Änderung in der 
Funktionsweise der Märkte bewirken, 
macht es erforderlich, dass sich die 
Mitgliedstaaten und die Kommission 
gegenseitig über die wichtigsten 
Entwicklungen auf dem Laufenden halten, 
die zu beobachten sind. Es ist ferner 
zweckmäßig, eine Preisbeobachtungsstelle 
einzurichten, die in der Lage ist, rasche 
und objektive Marktinformationen zu 
liefern, und die auf  diese Weise die 
Einleitung von Maßnahmen durch die 
Kommission bei schweren Krisen 
erleichtern soll. Ergänzend dazu 
empfiehlt es sich, die Errichtung einer 
europäischen Behörde voranzutreiben, 
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welche die Transparenz der 
Handelstransaktionen und die strikte 
Einhaltung der Wettbewerbsregeln, 
insbesondere durch die großen 
Handelsunternehmen, überwachen soll. 

Begründung

Die Dynamik der Obst- und Gemüsemärkte sowohl auf der Erzeugungs- als auch auf der 
Handelsebene erfordert es, dass die Informations- und  Überwachungssysteme auf den 
neuesten Stand gebracht werden und dass neue Einrichtungen geschaffen werden,  die der 
Kommission eine bessere Verwaltung der Märkte und ein Vorgehen gegen Missachtungen der 
Wettbewerbsregeln ermöglichen. Die Bestimmungen über die Funktionsweise dieser 
Einrichtungen, die der Unterstützung der Kommission dienen, werden in die 
Durchführungsbestimmungen zu Artikel 38 aufgenommen. 

Änderungsantrag 22
ERWÄGUNG 31

(31) Im Rahmen der Regelung für Obst 
und Gemüse müssen gewisse 
Verpflichtungen erfüllt werden. Um die 
Einhaltung dieser Verpflichtungen zu 
sichern, sind Kontrollen und im Falle der 
Nichteinhaltung solcher Verpflichtungen 
Strafmaßnahmen erforderlich. Der 
Kommission ist daher die Befugnis zu 
übertragen, die entsprechenden 
Vorschriften einschließlich derjenigen über 
die Wiedereinziehung der zu Unrecht 
geleisteten Zahlungen und die Meldepflicht 
der Mitgliedstaaten festzulegen. Im 
Rahmen der neuen Regelung ist die 
besondere Inspektorengruppe für den 
Obst- und Gemüsesektor nicht mehr 
erforderlich und kann abgeschafft 
werden.

(31) Im Rahmen der Regelung für Obst 
und Gemüse müssen gewisse 
Verpflichtungen erfüllt werden. Um die 
Einhaltung dieser Verpflichtungen zu 
sichern, sind Kontrollen und im Falle der 
Nichteinhaltung solcher Verpflichtungen 
Strafmaßnahmen erforderlich. Der 
Kommission ist daher die Befugnis zu 
übertragen, die entsprechenden 
Vorschriften einschließlich derjenigen über 
die Wiedereinziehung der zu Unrecht 
geleisteten Zahlungen und die Meldepflicht 
der Mitgliedstaaten festzulegen.

Begründung

Entgegen der Aussage, die in der Erwägung getroffen wird, sind ungenügende 
Pflanzengesundheits- und Qualitätskontrollen bei den Einfuhrerzeugnissen, das Fehlen 
zuverlässiger Informationen über die Einfuhrmengen und vor allem auch das Fehlen eines 
Informationsaustauschs zwischen den verschiedenen Ländern festzustellen. Daher erscheint 
es nicht logisch, eines der bestehenden Kontrollinstrumente abzuschaffen, anstatt die 
gegenwärtige Situation zu verbessern. 
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Änderungsantrag 23
ARTIKEL 1 ABSATZ 1

Mit dieser Verordnung werden besondere 
Vorschriften für die in Artikel 1 Absatz 2 
der Verordnung (EG) Nr. 2200/96 und 
Artikel 1 Absatz 2 der Verordnung (EG) 
Nr. 2201/96 aufgeführten Erzeugnisse 
festgelegt.

Mit dieser Verordnung werden besondere 
Vorschriften für die in Artikel 1 Absatz 2 
der Verordnung (EG) Nr. 2200/96 und 
Artikel 1 Absatz 2 der Verordnung (EG) 
Nr. 2201/96 aufgeführten Erzeugnisse sowie 
von den neuen Mitgliedstaaten 
eingebrachten Erzeugnisse von zentraler 
Bedeutung festgelegt.

Begründung

Nowe państwa członkowskie wniosły 19 gatunków owoców i warzyw o dużym znaczeniu dla 
rynku całej Unii Europejskiej(The enlargement of the EU: implications for the fruit and 
vegetable sector". European Commision - Directorate General for Agriculture,  April 2004). 
Jednakże nie otrzymują one specyficznego wsparcia jakie istnieje dla wielu gatunków w 
starych państwach członkowskich o co wnosiła rezolucja Parlamentu 
Europejskiego(Rezolucja Parlamentu Europejskiego w sprawie uproszczenia wspólnej 
organizacji rynków owoców i warzyw (2004/2193(INI) z 11.05.2005 r.) Jest to ewidentna 
dyskryminacja producentów z nowych państw członkowskich zagrażająca stabilności 
jednolitego rynku.

Änderungsantrag 24
ARTIKEL 1 ABSATZ 2

Die Titel III und IV der vorliegenden 
Verordnung gelten jedoch nur für die in 
Artikel 1 Absatz 2 der Verordnung (EG) 
Nr. 2200/96 aufgeführten Erzeugnisse.

entfällt

Begründung

Le règlement de l’actuelle OCM des fruits et légumes (CE/2200/96) prévoit la création 
d’Organisations de Producteurs, et en précise la destination (fruits et légumes, produits 
destinés à la transformation, champignons, agrumes, etc.). Il prévoit également la création 
d’organisations interprofessionnelles. 
Sur la base de ce règlement, se sont créées dans l’ensemble de la Communauté européenne de 
nombreuses Organisations de Producteurs et organisations interprofessionnelles, notamment 
dans les différentes filières de F&L destinés à la transformation, participant à la 
structuration de ces filières.
Il est dès lors indispensable que ces organisations (OP et organismes interprofessionnels) 
puissent continuer à exister. 
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Änderungsantrag 25
ARTIKEL 1 ABSATZ 3

Artikel 39 gilt für Kartoffeln, frisch oder 
gekühlt, des KN-Codes 0701.

entfällt

Änderungsantrag 26
ARTIKEL 2 ABSATZ 1

1. Die Kommission kann 
Vermarktungsnormen für ein oder mehrere 
der in Artikel 1 Absatz 2 der Verordnung 
(EG) Nr. 2200/96 und Artikel 1 Absatz 2 der 
Verordnung (EG) Nr. 2201/96 aufgeführten 
Erzeugnisse vorsehen.

1. Die Kommission kann 
Vermarktungsnormen für ein oder mehrere 
der in Artikel 1 Absatz 2 der Verordnung 
(EG) Nr. 2200/96 und Artikel 1 Absatz 2 der 
Verordnung (EG) Nr. 2201/96 aufgeführten 
Erzeugnisse vorsehen. Zu diesem Zweck 
wird den von der Arbeitsgruppe 
„Qualitätsnormen für landwirtschaftliche 
Erzeugnisse“ der Wirtschaftskommission 
der Vereinten Nationen für Europa 
empfohlenen ECE-VN-Normen Rechnung 
getragen. Bis zur Annahme neuer Normen 
gelten die Normen gemäß Artikel 2 der 
Verordnung (EG) Nr. 2200/96.

Begründung

Vermarktungsnormen sind die wichtigsten Instrumente, um die Qualität der Erzeugnisse für 
den Verbraucher zu gewährleisten und um die Transparenz des Handels zu fördern.

Änderungsantrag 27
ARTIKEL 2 ABSATZ 2

2. Die Normen gemäß Absatz 1 2. Die Normen gemäß Absatz 1

a) werden insbesondere unter 
Berücksichtigung der besonderen 
Merkmale der betreffenden Erzeugnisse, 
der erforderlichen Marktbedingungen für 
einen reibungslosen Absatz der 
Erzeugnisse und des Interesses der 
Verbraucher an einer angemessenen, 
transparenten Produktinformation 
festgelegt;

a) werden insbesondere unter 
Berücksichtigung der besonderen 
Merkmale der betreffenden Erzeugnisse, 
der erforderlichen Marktbedingungen für 
einen reibungslosen Absatz der 
Erzeugnisse und des Interesses der 
Verbraucher an einer angemessenen, 
transparenten Produktinformation 
festgelegt;
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b) können insbesondere die Einteilung 
nach Güte- und Gewichtsklassen, die 
Größensortierung, die Verpackung, die 
Umhüllung, die Einlagerung, die 
Beförderung, die Aufmachung und die 
Etikettierung betreffen.

b) betreffen insbesondere die Einteilung 
nach Güte- und Gewichtsklassen, die 
Größensortierung, die Verpackung, die 
Umhüllung, die Einlagerung, die 
Beförderung, die Aufmachung, die 
Vermarktung, den Ursprung und die 
Etikettierung einschließlich der 
vorgeschriebenen 
Ursprungskennzeichnung von in 
Verarbeitungserzeugnissen aus Obst und 
Gemüse verwendetem frischem Obst und 
Gemüse.

Begründung

Es wird die Verbindlichkeit der Vermarktungsnormen zur Gewährleistung eines 
ordnungsgemäßen Funktionierens der Märkte hervorgehoben. Ferner ist ein spezifischer 
Regelungsrahmen gemeinschaftlicher Natur erforderlich, der ihre gesicherte Umsetzung 
unter Berücksichtigung der Bedeutung der integrierten Erzeugung im Obst- und 
Gemüsesektor und deren Vorteile für den Verbraucher und die Umwelt im Vergleich zur 
herkömmlichen Erzeugung ermöglichen soll.

Änderungsantrag 28
ARTIKEL 2 ABSATZ 3 UNTERABSATZ 1

3. Sofern die Kommission nichts anderes 
nach den Kriterien gemäß Absatz 2 
Buchstabe a vorgesehen hat, dürfen 
Erzeugnisse, für die Vermarktungsnormen 
festgelegt wurden, in der Gemeinschaft nur 
noch gemäß diesen Normen vermarktet 
werden.

3. Sofern die Kommission nichts anderes 
nach den Kriterien gemäß Absatz 2 
Buchstabe a vorgesehen hat, dürfen 
Erzeugnisse, für die Vermarktungsnormen 
festgelegt wurden, in der Gemeinschaft nur 
noch gemäß diesen Normen vermarktet 
werden. Der Besitzer der Erzeugnisse, für 
die Normen gelten, darf diese Erzeugnisse 
in der Europäischen Union nur dann 
feilhalten, anbieten, verkaufen, liefern oder 
anderweitig in den Verkehr bringen, wenn 
sie diesen Normen entsprechen. Er ist 
dafür verantwortlich, dass diese Normen 
erfüllt werden.

Begründung

Vermarktungsnormen sind die wichtigsten Instrumente, um die Qualität der Erzeugnisse für 
den Verbraucher zu gewährleisten und um die Transparenz des Handels zu fördern.
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Änderungsantrag 29
ARTIKEL 2 ABSATZ 3 A (neu)

3a. Der Inhaber von Erzeugnissen, für die 
Normen erlassen werden, darf diese 
innerhalb der Europäischen Union nur 
dann für den Verkauf freigeben bzw. 
anbieten, verkaufen, liefern oder auf 
andere Weise vermarkten, wenn sie diesen 
Normen entsprechen. Der Inhaber ist für 
die Einhaltung dieser Normen 
verantwortlich.

Begründung

Die Vermarktungsnormen sind ein wesentliches Instrument zur Gewährleistung der 
Markttransparenz und der Qualität der Erzeugnisse, ob sie nun aus der Gemeinschaft oder 
aus Drittstaaten stammen.

Änderungsantrag 30
ARTIKEL 2 ABSATZ 3 B (neu)

 3b. Im Hinblick auf eine angemessene 
Verbraucherinformation weisen die im 
Einzelhandel angebotenen Erzeugnisse in 
den Normen vorgeschriebene Angaben auf, 
die wenigstens folgende Informationen 
enthalten: 
a) die Sorte oder Art von Sorte,
b) den Ursprung des Erzeugnisses,
c) die Kategorie.

Begründung

Die Vermarktungsnormen sind ein wesentliches Instrument zur Gewährleistung der 
Markttransparenz und der Qualität der Erzeugnisse. Deshalb sind Normen erforderlich, die 
dem Verbraucher klare Informationen gewährleisten.

Änderungsantrag 31
ARTIKEL 2 ABSATZ 3 C (neu)

 3c. Die Bestimmungen über die Kontrolle 
der Einhaltung der in der Verordnung 
(EG) Nr. 1148/2001 der Kommission vom 
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12. Juni 2001 über die Kontrollen zur 
Einhaltung der Vermarktungsnormen für 
frisches Obst und Gemüse1 bleiben bis zur 
Annahme neuer Bestimmungen über die 
Durchführung der Kontrollen in Kraft.
_________________________
1 ABl. L 156 vom 13.6.2001, S. 9 (zuletzt geändert 
durch Verordnung (EG) Nr. 408/2003 (Abl. L 62 
vom 6.3.2003, S. 8).

Änderungsantrag 32
ARTIKEL 3 NUMMER 1 BUCHSTABE A

a) sie wird auf Veranlassung der 
Betriebsinhaber im Sinne von Artikel 2 
Buchstabe a der Verordnung (EG) 
Nr. 1782/2003 gegründet, die eines oder 
mehrere der in Artikel 1 Absatz 2 der 
Verordnung (EG) Nr. 2200/96 
aufgeführten Erzeugnisse anbauen;

a) sie wird auf Veranlassung der 
Betriebsinhaber im Sinne von Artikel 2 
Buchstabe a der Verordnung (EG) 
Nr. 1782/2003 gegründet, die eines oder 
mehrere der Erzeugnisse gemäß Artikel 1 
Absatz 1 dieser Verordnung anbauen;

Begründung

Le règlement de l’actuelle OCM des fruits et légumes (CE/2200/96) prévoit la création 
d’Organisations de Producteurs, et en précise la destination (fruits et légumes, produits 
destinés à la transformation, champignons, agrumes, etc.). 

Au titre de ce Règlement, de nombreuses OP se sont créées dans le secteur des fruits et 
légumes à destination de la transformation, participant ainsi à une structuration de l’offre, 
notamment dans les négociations avec les entreprises de transformation.

Il est dès lors indispensable que le nouveau règlement puisse sans ambiguïté prévoir que les 
OP existantes dans le secteur des fruits et légumes transformés pourront continuer à exister, 
et qu’il pourra s’en créer de nouvelles.

Änderungsantrag 33
ARTIKEL 3 NUMMER 1 BUCHSTABE B ZIFFER III

iii) Drosselung der Produktionskosten und 
Regulierung der Erzeugerpreise;

iii) Optimierung der Produktionskosten und 
Regulierung der Erzeugerpreise;

Änderungsantrag 34
ARTIKEL 3 NUMMER 1 BUCHSTABE B ZIFFER IV A (neu)



PE 384.530v02-00 26/93 RR\667504DE.doc

DE

 iva) Förderung der Produktion mit 
zertifizierter Qualität.

Begründung

Die Produktion, deren Qualität zertifiziert ist, sollten gefördert werden, um die europäischen 
Erzeugnisse von Einfuhren aus Drittstaaten unterscheiden zu können. Die verbürgten 
Herkunftsbezeichnungen und anderen Gütezeichen bieten dem europäischen Verbraucher 
einen Mehrwert.

Änderungsantrag 35
ARTIKEL 3 ABSATZ 2 UNTERABSATZ 1 BUCHSTABE A

a) die von der Erzeugerorganisation 
erlassenen Vorschriften hinsichtlich der 
Erzeugungsmeldung, der Erzeugung, der 
Vermarktung und des Umweltschutzes zu 
erfüllen;

a) die von der Erzeugerorganisation 
erlassenen Vorschriften hinsichtlich der 
Kenntnis der Erzeugung, der 
Erzeugungsmeldung, der Erzeugung, der 
Vermarktung und des Umweltschutzes zu 
erfüllen;

Begründung

Bedarf keiner Erläuterung.

Änderungsantrag 36
ARTIKEL 3 ABSATZ 2 UNTERABSATZ 1 BUCHSTABE E

e) die satzungsgemäßen Finanzbeiträge 
für die Einrichtung und Finanzierung des 
gemeinsamen Betriebsfonds gemäß 
Artikel 7 zu entrichten.

entfällt

Begründung

Es besteht ein Widerspruch zu den Bestimmungen von Artikel 7 Absatz 1, Buchstabe a), da, 
wenn die Erzeugerorganisation beschließt, die Kofinanzierung der Betriebsfonds zu 
übernehmen, die Mitglieder von dieser Verpflichtung befreit sind.

Änderungsantrag 37
ARTIKEL 3 NUMMER 2 UNTERABSATZ 2 BUCHSTABE C

c) bei entsprechender Zustimmung durch die 
Erzeugerorganisation Erzeugnisse, die 
aufgrund ihrer Merkmale von der 
betreffenden Organisation ohnedies nicht 

c) bei entsprechender Zustimmung durch die 
Erzeugerorganisation Erzeugnisse, die 
aufgrund ihrer Merkmale von der 
betreffenden Organisation ohnedies nicht 
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gehandelt werden, über eine andere, von 
ihrer eigenen Erzeugerorganisation 
bestimmte Erzeugerorganisation vermarkten.

gehandelt werden, selbst oder über eine 
andere, von ihrer eigenen 
Erzeugerorganisation bestimmte 
Erzeugerorganisation vermarkten.

Änderungsantrag 38
ARTIKEL 3 NUMMER 2 A (neu)

 2a. Im Sinne der vorliegenden Verordnung 
ist eine „Vereinigung von 
Erzeugerorganisationen“ jede juristische 
Person, die aus mindestens zwei 
anerkannten Erzeugerorganisationen 
besteht und insbesondere folgende Ziele 
verfolgt:
a) bei der Verwaltung des in Artikel 7 
genannten operationellen Fonds sowie bei 
der Ausarbeitung, Vorstellung und 
Durchführung der in Artikel 8 genannten 
operationellen Programme an die Stelle 
ihrer Mitglieder zu treten ;
b) Marktkrisen zu managen;
c) andere Tätigkeiten durchzuführen, mit 
denen sie ihre Mitglieder gemäß Artikel 5 
betrauen.

Änderungsantrag 39
ARTIKEL 4 ABSATZ 1

1. Die Mitgliedstaaten erkennen die 
Erzeugergruppierungen auf Antrag als 
Erzeugerorganisationen im Sinne dieser 
Verordnung an, wenn sie

1. Die Mitgliedstaaten erkennen die 
Erzeugergruppierungen auf Antrag als 
Erzeugerorganisationen im Sinne dieser 
Verordnung an, wenn sie

a) die Anforderungen gemäß Artikel 3 
erfüllen und zu diesem Zweck unter 
anderem nachweisen, dass ihnen eine 
Mindestanzahl von Erzeugern 
angeschlossen ist und sie über eine 
Mindestmenge an vermarktbaren 
Erzeugnissen verfügen; diese Mindestwerte 
sind von den Mitgliedstaaten festzusetzen;

a) die Anforderungen gemäß Artikel 3 
erfüllen und zu diesem Zweck unter 
anderem nachweisen, dass ihnen eine 
Mindestanzahl von Erzeugern 
angeschlossen ist und sie über eine 
Mindestmenge an vermarktbaren 
Erzeugnissen verfügen; diese Mindestwerte 
sind von den Mitgliedstaaten festzusetzen;
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b) hinreichende Sicherheit für die 
sachgerechte Ausübung ihrer Tätigkeit 
sowohl zeitlich als auch hinsichtlich der 
Effizienz und der Bündelung des Angebots 
bieten;

b) hinreichende Sicherheit für die 
sachgerechte Ausübung ihrer Tätigkeit 
sowohl zeitlich als auch hinsichtlich der 
Effizienz und der Bündelung des Angebots 
bieten;

c) die erforderlichen Vorkehrungen 
treffen, damit ihre Mitglieder tatsächlich 
die zur Anwendung von 
umweltfreundlichen Anbauverfahren 
erforderliche technische Hilfe in Anspruch 
nehmen können;

c) ihren Mitgliedern die zur Anwendung 
von umweltfreundlichen Anbauverfahren 
erforderliche technische Hilfe bereitstellen;

d) ihren Mitgliedern tatsächlich die zur 
Lagerung, Aufbereitung und Vermarktung 
der Erzeugnisse erforderlichen technischen 
Mittel zur Verfügung stellen und eine 
sachgerechte kaufmännische und 
budgettechnische Abwicklung der von 
ihnen übernommenen Aufgaben 
gewährleisten.

d) über die zur Lagerung, Aufbereitung 
und Vermarktung der Erzeugnisse 
erforderlichen technischen und 
personellen Mittel verfügen und eine 
sachgerechte kaufmännische und 
budgettechnische Abwicklung der von 
ihnen übernommenen Aufgaben 
gewährleisten.

Begründung

Die Erzeugerorganisationen von der Verpflichtung zu befreien, die für die Erfüllung ihrer 
Aufgaben erforderliche technische Hilfe und erforderlichen Mittel direkt zur Verfügung zu 
stellen, wie dies in Absatz 1 Buchstaben c) und d) geschieht, steht im Widerspruch zu dem 
Ziel, starke Erzeugerorganisationen zu fördern, die fähig sind, Dienstleistungen anzubieten 
und die größtmögliche Wertschöpfung bei der Produktion hervorzubringen. Es ist daher nicht 
zweckmäßig, bei diesen Aspekten Flexibilität walten zu lassen, was zur Entstehung von 
unechten Erzeugerorganisationen führen könnte, deren alleiniges Ziel es wäre, Beihilfen aus 
den operationellen Programmen zu erhalten. Es sollten vielmehr diejenigen Punkte geändert 
werden, die Interpretationsprobleme aufwerfen können, wie dies bereits bei der Verordnung 
(EG) Nr. 2200/1996 der Fall war.

Änderungsantrag 40
ARTIKEL 4 ABSATZ 2

2. Die Mitgliedstaaten können ferner 
Erzeugerorganisationen, die die 
Anforderung von Artikel 3 Absatz 1 
Buchstabe a nicht erfüllen, als 
Erzeugerorganisationen im Sinne dieser 
Verordnung anerkennen, wenn sie

2. Den gemäß der Verordnung (EG) Nr. 
2200/96 des Rates vom 28. Oktober 1996 
anerkannten Erzeugerorganisationen wird 
vor dem 31. Dezember 2007 eine am 1. 
Januar 2008 beginnende Übergangsfrist 
von zwei Jahren gewährt, wenn sie 
weiterhin die einschlägigen Bestimmungen 
der Verordnung (EG) Nr. 2200/96 erfüllen. 
Die vorher im Rahmen der Verordnung 
(EG) Nr. 2200/96 anerkannten 
Vereinigungen behalten bis zum Ende der 
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Durchführungsphase des 
Anerkennungsplans diese vorherige 
Anerkennung bei.

a) vor dem 21. November 1996 bestanden;
b) vor dem 1. Januar 1997 gemäß der 
Verordnung (EWG) Nr. 1035/72 des Rates  
anerkannt worden sind.
Die übrigen Anforderungen des Artikels 3 
– gegebenenfalls mit Ausnahme von Absatz 
1 Buchstabe c – und des Absatzes 1 dieses 
Artikels gelten für die gemäß Unterabsatz 1 
dieses Absatzes anerkannten 
Erzeugerorganisationen.

Änderungsantrag 41
ARTIKEL 4 ABSATZ 3 A (neu)

 3a. Die Mitgliedstaaten legen die 
Bedingungen der Anerkennung der 
Vereinigungen von anerkannten 
Erzeugerorganisationen fest.

Änderungsantrag 42
ARTIKEL 5 ABSATZ 1

1. Ein Mitgliedstaat kann den 
Erzeugerorganisationen erlauben, ihre 
Befugnisse an eine Vereinigung von 
Erzeugerorganisationen zu übertragen, der 
sie angehören, sofern die Vereinigung diese 
Befugnisse nach Auffassung des 
Mitgliedstaats wirksam ausüben kann.

1. Ein Mitgliedstaat kann den 
Erzeugerorganisationen erlauben, ihre 
Befugnisse an eine Vereinigung von 
anerkannten Erzeugerorganisationen zu 
übertragen, der sie angehören, oder an 
untergeordnete Stellen nach festzulegenden 
Bestimmungen, sofern die Vereinigung 
diese Befugnisse nach Auffassung des 
Mitgliedstaats wirksam ausüben kann.

Änderungsantrag 43
ARTIKEL 6 TITEL

Neue Mitgliedstaaten Neue Mitgliedstaaten, entlegene Regionen 
und Inselregionen
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Begründung

Entlegene Regionen wie die Inseln der Ägäis haben objektive Probleme beim Aufbau 
organisatorischer Strukturen. Auch ist es wichtig, in diesen Regionen, die auch 
Schwierigkeiten bei der Versorgung zur Deckung des Lebensmittelbedarfs haben, ein 
bestimmtes Niveau der Erzeugung aufrechtzuerhalten. Da die Erzeugerorganisationen das 
grundlegende Element der GMO darstellen, ist es zweckmäßig, ihre Behandlung in Bezug auf 
die allgemeinen Regeln für die Anerkennung, wie sie in den übrigen Regionen der EU-15 
gelten, zu differenzieren.

Änderungsantrag 44
ARTIKEL 6 ABSATZ 1 UNTERABSATZ 1

1. Erzeugerorganisationen in 
Mitgliedstaaten, die der Gemeinschaft im 
Jahr 2004 oder später beigetreten sind, kann 
eine Übergangszeit von höchstens fünf 
Jahren eingeräumt werden, um die 
Anerkennungsbedingungen des Artikels 4 zu 
erfüllen.

1. Erzeugerorganisationen in 
Mitgliedstaaten, die der Gemeinschaft im 
Jahr 2004 oder später beigetreten sind, sowie 
Erzeugerorganisationen auf den Inseln der 
Ägäis (Verordnung ...) kann eine 
Übergangszeit von höchstens fünf Jahren 
eingeräumt werden, um die 
Anerkennungsbedingungen des Artikels 4 zu 
erfüllen.

Begründung

Entlegene Regionen wie die Inseln der Ägäis haben objektive Probleme beim Aufbau 
organisatorischer Strukturen. Auch ist es wichtig, in diesen Regionen, die auch 
Schwierigkeiten bei der Versorgung zur Deckung des Lebensmittelbedarfs haben, ein 
bestimmtes Niveau der Erzeugung aufrechtzuerhalten. Da die Erzeugerorganisationen das 
grundlegende Element der GMO darstellen, ist es zweckmäßig ihre Behandlung in Bezug auf 
die allgemeinen Regeln für die Anerkennung, wie sie in den übrigen Regionen der EU-15 
gelten, zu differenzieren.

Änderungsantrag 45
ARTIKEL 6 A (neu)

Artikel 6a
 Finanzierung von Anerkennungsplänen

1. Die Beihilfe, die in Artikel 6 Absatz 2 
Buchstabe a vorgesehen ist, wird in Form 
einer Pauschalbeihilfe gewährt.
2. Der Betrag dieser Beihilfe wird für jede 
Erzeugerorganisation auf der Grundlage 
des Wertes ihrer jährlich vermarkteten 
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Erzeugung festgesetzt und beläuft sich
a) für das erste Jahr auf 10 %, für das 
zweite Jahr  auf 10 %, für das dritte Jahr 
auf 8 %, für das vierte Jahr auf 6 % und 
für das fünfte Jahr auf 4 % der  
vermarkteten Erzeugung bis zu einem 
Höchstbetrag von 2 000 000 EUR und
b)  für das erste Jahr  auf 5 %, für das 
zweite Jahr  auf 5 %, für das dritte Jahr  
auf 4 %, für das vierte Jahr auf 3 % und 
für das fünfte Jahr  auf 3 % des Wertes 
der vermarkteten Erzeugung, der  
2 000 000 EUR übersteigt.
3. Die Kommission legt in ihren 
Durchführungsbestimmungen die 
Höchstgrenzen für die Beihilfen je 
Erzeugerorganisation sowie die 
Zahlungsmodalitäten fest.

Begründung

Dieser Artikel stellt eine Ausgestaltung der Bestimmungen von Artikel 6 unter 
Berücksichtigung der Tatsache dar, dass die zu finanzierenden Ausgaben bereits in den 
Obergrenzen berücksichtigt sind, die im Finanzbogen in der Rubrik „Vorläufige Anerkennung 
der EO“ (30-40 Millionen Euro jährlich) vorgesehen sind. Es werden daher die derzeit in 
Artikel 3 der Verordnung (EG) Nr. 1943/2003 der Kommission vorgesehenen Beihilfebeträge 
verdoppelt. Aufgrund der Bedeutung dieses Artikels und aus Gründen der Sichtbarkeit wird es 
für zweckmäßiger erachtet, diesen Artikel in die Grundverordnung des Rates aufzunehmen 
und nicht in die Durchführungsbestimmungen der Kommission, die sich auf rein 
administrative Aspekte konzentrieren werden. 

Änderungsantrag 46
ARTIKEL 7 ABSATZ 1 BUCHSTABE A

a) die Finanzbeiträge der Mitglieder oder 
der Erzeugerorganisation selber,

a) die Finanzbeiträge der Mitglieder oder 
der Erzeugerorganisation selber; im 
letzteren Fall kann die Herkunft der 
Mittel, die von der Erzeugerorganisation 
aufgebracht werden, von den 
Mitgliedstaaten festgelegt werden. 

Begründung

Die Herkunft der Finanzbeiträge der Erzeugerorganisationen darf nicht beschränkt werden, 
wenn man bedenkt, dass diese Beiträge gegenwärtig nur aus ihren eigenen Mitteln und 
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insbesondere den Einnahmen aus dem Verkauf ihrer Erzeugnisse stammen dürfen. Unter 
diesen Umständen wird, wenn, wie erwartet wird, die von den EO zu erbringenden Dienste in 
Zukunft zunehmen werden, die Buchhaltung und Finanzverwaltung komplexer werden, da es 
Mittel sehr unterschiedlicher Art geben wird. Schließlich erschwert die zusätzliche 
Schwierigkeit, die durch die Ermittlung der Herkunft der Mittel unter buchhalterischen 
Gesichtspunkten entsteht, in der Praxis die tatsächliche Bereitstellung der Finanzbeiträge 
durch die EO. Dies hat die Erfahrung gezeigt, da trotz der Tatsache, dass die geltende 
Regelung eine Diversifizierung der Finanzmittel zuließ, diese Möglichkeit aufgrund der 
bestehenden Restriktionen praktisch nicht wahrgenommen wurde. 

Änderungsantrag 47
ARTIKEL 7 ABSATZ 2

2. Die Betriebsfonds dienen zur 
Finnanzierung der von den Mitgliedstaaten 
gemäß Artikel 12 genehmigten 
operationellen Programme.

2. Die Betriebsfonds dienen zur 
Finanzierung der von den Mitgliedstaaten 
gemäß Artikel 12 genehmigten 
operationellen Programme und zur 
Finanzierung des Sicherheitsfonds gemäß 
Artikel 12a.

Begründung

Es ist ein Fonds für Krisenprävention und -management notwendig, der unabhängig von den 
operationellen Programmen ist, um eine mehrjährige Verwaltung dieses Fonds zu 
ermöglichen.

Änderungsantrag 48
ARTIKEL 8 ABSATZ 1 UNTERABSATZ 1 BUCHSTABE B A (neu)

 ba) die Förderung von Maßnahmen für 
den Verbraucherschutz,

Änderungsantrag 49
ARTIKEL 8 ABSATZ 1 UNTERABSATZ 1 BUCHSTABE E A (neu)

 ea) Förderung der 
Herkunftsbezeichnungen und 
geografischen Angaben,

Begründung

Die Produktion, deren Qualität zertifiziert ist, sollten gefördert werden, um die europäischen 
Erzeugnisse von Einfuhren aus Drittstaaten unterscheiden zu können. Die verbürgten 
Herkunftsbezeichnungen und anderen Gütezeichen bieten dem europäischen Verbraucher 
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einen Mehrwert.

Änderungsantrag 50
ARTIKEL 8 ABSATZ 1 UNTERABSATZ 1 BUCHSTABE E B (neu)

 eb) bessere Anpassung von Angebot und 
Nachfrage, wobei gegebenenfalls 
Restrukturierungsprogramme 
durchzuführen sind;

Begründung

Die Verbesserung der Qualität und der Vermarktung der Erzeugnisse muß in bestimmten 
Fällen mit einer besseren Anpassung von Angebot und Nachfrage einhergehen.

Änderungsantrag 51
ARTIKEL 8 ABSATZ 1 UNTERABSATZ 1 BUCHSTABE F

f) das Krisenmanagement. entfällt

Begründung

La gestione della crisi non può essere inserita nei programmi operativi. Le crisi sono eventi 
non prevedibili e le misure per farvi fronte non possono essere oggetto di una 
programmazione predisposta nell'anno precedente a quello in cui si realizza il programma 
operativo. Inoltre, se introdotte nei programmi operativi, tali misure di crisi andrebbero a 
sottrarre risorse ad altre azioni. Infine va considerato che  le misure relative alle crisi di 
mercato devono essere accessibili a tutti i produttori, e non solo ai soci delle organizzazioni 
di produttori. La gestione della crisi dovrebbe essere inserita, insieme alle altre misure 
strutturali, come spese di funzionamento, personale o acquisto di macchinari, nei programmi 
di sviluppo rurale, lasciando nei piani operativi quelle misure che, avendo un'incidenza 
diretta sui soci,  rendano le organizzazioni di produttori più attraenti per questi ultimi.  

Änderungsantrag 52
ARTIKEL 8 ABSATZ 1 UNTERABSATZ 1 BUCHSTABE F A (neu) 

 fa) Ergreifen vonMaßnahmen zur 
Umwandlung der Erzeugnisse zwecks 
Verwendung als Biokraftstoff.

Begründung

Die Suche nach neuen Absatzmöglichkeiten könnte zu den im Rahmen der operationellen 
Programme geförderten Maßnahmen zählen.
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Änderungsantrag 53
ARTIKEL 8 ABSATZ 1 UNTERABSATZ 1 BUCHSTABE F B (neu)

fb) Aus- und Weiterbildung,

Begründung

Aus- und Weiterbildungsmaßnahmen werden den Zielen der operationellen Programme 
hinzugefügt, da die Auffassung vertreten wird, dass sie kein Instrument für das 
Marktkrisenmanagement darstellen.

Änderungsantrag 54
ARTIKEL 8 ABSATZ 1 UNTERABSATZ 1 BUCHSTABE F C (neu)

 fc) Ernteversicherung.

Begründung

Es wird vorgeschlagen, in die allgemeinen Ziele die Schaffung von Ernteversicherungen 
aufzunehmen, da dieses Ziel nicht ausschließlich das Krisenmanagement für den „Markt“ 
betrifft und auch andere Risiken abdeckt.

Änderungsantrag 55
ARTIKEL 8 ABSATZ 1 UNTERABSATZ 2 

Das Krisenmanagement betrifft das 
Vermeiden und Bekämpfen von Krisen auf 
den Obst- und Gemüsemärkten und 
umfasst in diesem Zusammenhang:

entfällt

a) Marktrücknahmen,
b) die Ernte vor der Reifung oder das 
Nichternten von Obst und Gemüse,
c) Werbung und Kommunikation,
d) Aus- und Weiterbildungsmaßnahmen,
e) Ernteversicherung,
f) Finanzhilfen zu den Verwaltungskosten 
für die Einrichtung von Risikofonds auf 
Gegenseitigkeit.
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Begründung

Die operationellen Programme wurden für Maßnahmen zur strukturellen Verstärkung der 
wirtschaftlichen Organisation des Sektors konstruiert. Das derzeitige Verfahren der 
jährlichen Programmplanung ist mit Krisenprävention und -management, die 
Reaktionsfähigkeit und Reservebildung in günstigen Wirtschaftsjahren erfordern, 
unvereinbar. Daher muss unbedingt ein Fonds für Krisenprävention und -management in die 
GMO für Obst und Gemüse einbezogen werden, der unabhängig von den operationellen 
Programmen ist, um die mehrjährige Verwaltung dieses Fonds zu ermöglichen.

Änderungsantrag 56
ARTIKEL 8 ABSATZ 3 

3. Investitionen, die eine höhere 
Umweltbelastung verursachen, werden nur 
in Situationen erlaubt, in denen ein 
wirksamer Schutz der Umwelt vor diesen 
Belastungen gewährleistet ist.

entfällt

Begründung

Eine derartige Auflage ist unzweckmäßig, weil in Verbindung mit Investitionen der 
operationellen Programme übertrieben erscheint.

Änderungsantrag 57
ARTIKEL 8 ABSATZ 4

4. Die operationellen Programme 
umfassen Maßnahmen zur Förderung des 
Obst- und Gemüsekonsums junger 
Verbraucher auf örtlicher, regionaler oder 
nationaler Ebene.

4. Die operationellen Programme können 
auf freiwilliger Basis  Maßnahmen zur 
Förderung des Obst- und Gemüsekonsums 
insbesondere der jungen Verbraucher auf 
örtlicher, regionaler oder nationaler Ebene 
einschließlich spezifischer Maßnahmen 
zur Förderung des täglichen Konsums 
dieser Erzeugnisse an Schulen umfassen.

Änderungsantrag 58
ARTIKEL 8 ABSATZ 4 A (neu)

 4a. Die Mitgliedstaaten können im 
Rahmen der in Artikel 11 genannten 
einzelstaatlichen Strategien eine 
Negativliste für die Beihilfefähigkeit von  
Maßnahmen im Rahmen der 
Betriebsfonds der 
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Erzeugerorganisationen einer bestimmten 
Erzeugungsregion oder  eines bestimmten 
Erzeugungsgebiets nach Maßgabe der  
spezifischen strukturellen Bedingungen in 
dieser Region oder diesem Gebiet 
festlegen. 

Begründung

Im Einklang mit den vorhergehenden Änderungsanträgen der Berichterstatterin wird den 
Mitgliedstaaten die Festlegung der Prioritäten der Betriebsfonds überlassen. 

Änderungsantrag 59
ARTIKEL 9 ABSATZ 1 UNTERABSATZ 1

1. Die finanzielle Beihilfe der Gemeinschaft 
ist gleich der Höhe der tatsächlich 
entrichteten Finanzbeiträge der 
angeschlossenen Erzeuger, beträgt aber 
höchstens 50 % des Betrages der 
tatsächlichen Ausgaben.

1. Die finanzielle Beihilfe der Gemeinschaft 
ist gleich der Höhe der tatsächlich 
entrichteten Finanzbeiträge der 
angeschlossenen Erzeuger, beträgt aber 
höchstens 50 % des Betrages der 
tatsächlichen Ausgaben für die 
operationellen Programme und nach den 
in Artikel 12a Absatz 2 festgelegten 
Bestimmungen für den Sicherheitsfonds.

Begründung

Die Krisenmanagementmaßnahmen dürfen nicht aus den Finanzmitteln für die in den 
operationellen Programmen vorgesehenen strukturellen Maßnahmen finanziert werden. Der 
Fonds für Krisenprävention und -management muss unabhängig von den operationellen 
Programmen sein und aus anderen zusätzlichen Haushaltsmitteln finanziert werden.

Änderungsantrag 60
ARTIKEL 9 ABSATZ 1 UNTERABSATZ 2

Für die finanzielle Beihilfe der 
Gemeinschaft gilt jedoch eine Obergrenze 
von 4,1 % des Wertes der vermarkteten 
Erzeugung jeder Erzeugerorganisation.

Für die finanzielle Beihilfe der 
Gemeinschaft gilt jedoch eine Obergrenze 
von 6 % des Wertes der vermarkteten 
Erzeugung jeder Erzeugerorganisation.

Begründung

Obwohl den Erzeugerorganisationen im Zuge der Reform neue wichtige Aufgaben übertragen 
wurden, bleibt die Obergrenze für die finanzielle Beihilfe der Gemeinschaft bei 4,1 % des 
Wertes der vermarkteten Erzeugung jeder Erzeugerorganisation. Damit werden die 
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finanziellen Mittel der Erzeugerorganisationen eingeschränkt: ihr Ausgabevermögen könnte 
bei der von der Kommission vorgeschlagenen Finanzierung zu 60 % um 17 % sinken. 
Deshalb muß die Obergrenze für die finanzielle Beihilfe der Gemeinschaft auf 6 % des Wertes 
der vermarkteten Erzeugung angehoben werden.

Änderungsantrag 61
ARTIKEL 9 ABSATZ 1 UNTERABSATZ 2 A (neu)

Zusätzlich zu der finanziellen Beihilfe der 
Gemeinschaft kann ein Teil der in Artikel 
42 der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 
vorgesehenen nationalen Reserve bis zu 
einer Höchstgrenze von 0,5 % der jedem 
Mitgliedstaat zugewiesenen 
Referenzbeträge, einschließlich des in 
Artikel 12a dieser Verordnung 
vorgesehenen Sicherheitsfonds, in 
Anspruch genommen werden. Die 
Mitgliedstaaten teilen der Kommission ihr 
Interesse an dieser fakultativen 
Finanzierungsmöglichkeit mit und 
berücksichtigen sie bei der Festlegung 
ihrer in Artikel 11 genannten 
einzelstaatlichen Strategien.

Begründung

Zur Wahrung des Grundsatzes der Haushaltsneutralität des Vorschlags wird es den 
Mitgliedstaaten gestattet, auf die nationale Reserve von Zahlungsansprüchen gemäß Artikel 
42 der Verordnung (EG) 1782/2003 in dem Fall zurückzugreifen, in dem die den 
Betriebsfonds zugewiesenen Mittel als nicht ausreichend angesehen werden. Alle zusätzlichen 
Ausgaben, die durch Anhebungen der Obergrenzen für die Betriebsfonds oder gegebenenfalls 
durch die Errichtung eines Sicherheitsfonds seitens eines Mitgliedstaats entstehen, können 
daher durch die Mittel aus der Reserve bis zu einer Gesamtobergrenze von 0,5 % gedeckt 
werden.

Änderungsantrag 62
ARTIKEL 9 ABSATZ 1 UNTERABSATZ 2 B (neu)

 Allerdings gilt die Begrenzung der 
finanziellen Beihilfe nicht im Fall der 
Erhöhung des Prozentsatzes auf 60 % der 
in Absatz 2 vorgesehenen Kosten.
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Begründung

Zwar ist die Erhöhung der gemeinschaftlichen Kofinanzierung auf 60 % an die Einhaltung 
der höchstzulässigen Finanzierung gebunden, doch damit die Beihilfe in Höhe von 60 % bei 
bestimmten Maßnahmen wirksam ist, müßte die Erzeugerorganisation entweder auf die 
Durchführung eines der anderen in Höhe von 50 % finanzierten Maßnahmen des 
operationellen Programms verzichten oder diese zu mehr als 50 % aus eigenen Mitteln 
finanzieren, was den Bestimmungen widersprechen würde, die der Erzeugerorganisation eine 
Rückerstattung von mindestens 50 % zusichern. 

Änderungsantrag 63
ARTIKEL 9 ABSATZ 2 BUCHSTABE A

a) es wird vonseiten mehrerer 
Erzeugerorganisationen der Gemeinschaft 
vorgelegt, die bei grenzübergreifenden 
Maßnahmen in verschiedenen 
Mitgliedstaaten zusammenarbeiten;

a) es wird vonseiten mehrerer 
Erzeugerorganisationen der Gemeinschaft 
vorgelegt, die bei gemeinsamen 
Maßnahmen oder bei grenzübergreifenden 
Maßnahmen in verschiedenen 
Mitgliedstaaten zusammenarbeiten;

Begründung

Der vorgeschlagene Mechanismus der Finanzierung in Höhe von 60 % bestimmter 
operationeller Programme oder Programmteile, welcher die Obergrenze für die finanzielle 
Beihilfe der Gemeinschaft auf 4,1 % beschränkt, steht im Widerspruch zu dem erklärten Ziel, 
einen Anreiz bieten zu wollen, da er eine Senkung der Ausgabekapazitäten der 
Erzeugerorganisationen um rund 17 % bewirkt (von 8,2 % auf 6,83 % = -1,37 % % des 
Wertes der vermarkteten Erzeugung). Die in Artikel 9 Absatz 2 vorgesehenen Maßnahmen, 
die zu 60 % finanziert werden können, müssen ausgedehnt werden, indem Buchstabe a in die 
gemeinsamen Maßnahmen von zwei oder mehr Erzeugerorganisationen aufgenommen wird.

Änderungsantrag 64
ARTIKEL 9 ABSATZ 2 BUCHSTABE C

c) es bezieht sich nur auf die besondere 
Stützung der Erzeugung von unter die 
Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 des Rates  
fallenden ökologischen Erzeugnissen;

c) es umfasst Maßnahmen zur besonderen 
Stützung der Erzeugung von unter die 
Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 des Rates  
fallenden ökologischen Erzeugnissen sowie 
die in Artikel 8 Absatz 2 Unterabsatz 1 
vorgesehenen Maßnahmen oder 
Maßnahmen zur Förderung der 
integrierten Erzeugung von Obst und 
Gemüse gemäß den in den Mitgliedstaaten, 
die diese Art von Erzeugung geregelt 
haben, bestehenden Normen, solange keine 
spezifischen Normen auf 
Gemeinschaftsebene bestehen;
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Begründung

Die Maßnahmen, die zu 60 % finanziert werden können, müssen ausgedehnt werden, indem 
auch Maßnahmen zur Förderung umweltfreundlicher Ressourcen und Techniken 
berücksichtigt werden.

Änderungsantrag 65
ARTIKEL 9 ABSATZ 2 BUCHSTABE F

f) es wird von Erzeugerorganisationen in 
Mitgliedstaaten vorgelegt, in denen weniger 
als 20 % der Obst- und Gemüseproduktion 
von Erzeugerorganisationen vermarktet 
wird;

f) es wird von Erzeugerorganisationen in 
Mitgliedstaaten vorgelegt, in denen weniger 
als 20 % der Obst- und Gemüseproduktion 
von Erzeugerorganisationen vermarktet 
wird, oder von Erzeugerorganisationen, die 
in Regionen tätig sind, in denen weniger 
als 20 % Obst- und Gemüseproduktion von 
Erzeugerorganisationen oder vor dem 
Inkrafttreten der vorliegenden Verordnung 
einer anerkannten Erzeugerorganisation 
vermarktet wird, deren Wert der 
vermarkteten Erzeugung zu mehr als 50 % 
aus Beihilfen für gemäß der Verordnung 
(EG) Nr. 2201/96 des Rates vom 28. 
Oktober 1996 und der Verordnung (EG) 
Nr. 2202/96 stammt;

Begründung

Die in Höhe von 60 % finanzierbaren Programme müssen ausgedehnt werden, um den 
Zusammenschluß in Vereinigungen zu fördern, zumindest in Regionen oder Mitgliedstaaten, 
in denen die Erzeugerorganisationen keine ausreichenden Marktanteile haben.

Änderungsantrag 66
ARTIKEL 9 ABSATZ 2 BUCHSTABE G A (neu)

 ga) es wird von einer anerkannten 
Erzeugerorganisation für ein Erzeugnis 
vorgelegt, für das nur in geringem Maß 
Erzeugergemeinschaften bestehen;

Änderungsantrag 67
ARTIKEL 9 ABSATZ 2 BUCHSTABE G B (neu)

 gb) es wird von einer anerkannten 
Erzeugerorganisation für ein Erzeugnis 
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vorgelegt, das lokal oder regional von 
großer wirtschaftlicher oder ökologischer 
Bedeutung ist und bei dem dauerhafte 
Schwierigkeiten auf dem 
Gemeinschaftsmarkt bestehen, die 
insbesondere auf der internationalen 
Konkurrenz beruhen; 

Begründung

Die Maßnahmen von Erzeugerorganisationen, deren Erzeugnisse heftiger Konkurrenz von 
außen ausgesetzt sind, müssen gefördert werden. Die Verordnung (EG) Nr. 2200/96 
beinhaltete die Möglichkeit, für diese Erzeugnisse spezifische Maßnahmen zu ergreifen 
(Artikel 17), wohingegen dieser Vorschlag diese Möglichkeit ausschließt.

Änderungsantrag 68
ARTIKEL 9 ABSATZ 2 BUCHSTABE G C (neu)

 gc) es wird von einer anerkannten 
Erzeugerorganisation vorgelegt.

Begründung

Der vorgeschlagene Mechanismus der Finanzierung in Höhe von 60 % bestimmter 
operationeller Programme oder Programmteile, welcher die Obergrenze für die finanzielle 
Beihilfe der Gemeinschaft auf 4,1 % beschränkt, steht im Widerspruch zu dem erklärten Ziel, 
einen Anreiz bieten zu wollen, da er eine Senkung der Ausgabekapazitäten der 
Erzeugerorganisationen um rund 17 % bewirkt (von 8,2 % auf 6,83 % = -1,37 % % des 
Wertes der vermarkteten Erzeugung). Die in Artikel 9 Absatz 2 vorgesehenen Maßnahmen, 
die zu 60 % finanziert werden können, müssen ausgedehnt werden, indem der Buchstabe h für 
die von einer anerkannten Vereinigung von Erzeugerorganisationen vorgeschlagenen 
Programme hinzugefügt wird.

Änderungsantrag 69
ARTIKEL 9 ABSATZ 2 UNTERABSATZ 1 A (neu)

 Die in Absatz 1 Unterabsatz 2 vorgesehene 
Obergrenze gilt nicht für den Teil der 
finanziellen Beihilfe der Gemeinschaft, der 
die in Absatz 1 Unterabsatz 1 vorgesehene 
Obergrenze übersteigt.

Begründung

Obwohl den Erzeugerorganisationen im Zuge der Reform neue wichtige Aufgaben übertragen 
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wurden, bleibt die Obergrenze für die finanzielle Beihilfe der Gemeinschaft bei 4,1 % des 
Wertes der vermarkteten Erzeugung jeder Erzeugerorganisation. Damit werden die 
finanziellen Mittel der Erzeugerorganisationen eingeschränkt: ihr Ausgabevermögen könnte 
bei der von der Kommission vorgeschlagenen Finanzierung zu 60 % um 17 % sinken. 
Deshalb muß die Obergrenze für die finanzielle Beihilfe der Gemeinschaft auf 6 % des Wertes 
der vermarkteten Erzeugung angehoben werden.

Änderungsantrag 70
ARTIKEL 9 ABSATZ 3

3. Der Prozentsatz gemäß Absatz 1 
Unterabsatz 1 beträgt 100% im Fall von 
Marktrücknahmen von Obst und Gemüse, 
die 5% der Menge der von jeder 
Erzeugerorganisation vermarkteten 
Mengen nicht übersteigen und 
folgendermaßen abgesetzt werden:

entfällt

a) kostenlose Verteilung an zu diesem 
Zweck von den Mitgliedstaaten anerkannte 
gemeinnützige Einrichtungen oder 
wohltätige Stiftungen für ihre Tätigkeit 
zugunsten von Personen, die aufgrund der 
Rechtsvorschriften ihres Landes Anspruch 
auf öffentliche Unterstützung haben, 
insbesondere, weil sie nicht über 
ausreichende Mittel für ihren 
Lebensunterhalt verfügen;
b) kostenlose Verteilung an von den 
Mitgliedstaaten bestimmte 
Justizvollzugsanstalten, Schulen und 
sonstige öffentliche 
Bildungseinrichtungen, Kinderferienlager 
sowie an Krankenhäuser und Altenheime; 
die Mitgliedstaaten ergreifen die 
erforderlichen Maßnahmen, damit diese 
Mengen zusätzlich zu den normalerweise 
von diesen Einrichtungen eingekauften 
Mengen verteilt werden.

Begründung

Die Maßnahmen zum Marktkrisenmanagement sind nicht in den operationellen Programmen 
der Erzeugerorganisationen beinhaltet, sondern werden aus einem Sonderfonds finanziert.
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Änderungsantrag 71
ARTIKEL 11 ABSATZ 1

1. Die Mitgliedstaaten legen die 
innerstaatlichen Rahmenbedingungen für die 
Ausarbeitung der Lastenhefte für die in 
Artikel 8 Absatz 2 Unterabsatz 1 genannten 
Maßnahmen fest. Diese 
Rahmenbedingungen sehen insbesondere 
vor, dass sich mindestens 20 % der 
Gesamtausgaben im Rahmen eines 
operationellen Programms auf diese 
Maßnahmen beziehen müssen.

1. Die Mitgliedstaaten legen die 
innerstaatlichen Rahmenbedingungen für die 
Ausarbeitung der Lastenhefte für die in 
Artikel 8 Absatz 2 Unterabsatz 1 genannten 
Maßnahmen fest.

Die Mitgliedstaaten übermitteln den 
Entwurf dieser Rahmenbedingungen der 
Kommission, die innerhalb von drei 
Monaten Änderungen daran verlangen 
kann, falls sie feststellt, dass der Entwurf 
nicht geeignet ist, die Ziele des Artikels 174 
EG-Vertrag sowie des gemeinschaftlichen 
Aktionsprogramms im Bereich der Umwelt 
und der nachhaltig umweltgerechten 
Entwicklung zu verwirklichen. Einzelne 
Investitionen, die aus operationellen 
Programmen unterstützt werden, müssen 
auch diesen Zielen entsprechen.

Änderungsantrag 72
ARTIKEL 11 ABSATZ 2 EINLEITUNG

1. Die Mitgliedstaaten müssen eine 
einzelstaatliche Strategie für nachhaltige 
operationelle Programme auf dem Obst- und 
Gemüsemarkt ausarbeiten. Eine solche 
Strategie sollte Folgendes umfassen:

1. Die Mitgliedstaaten müssen auf der 
Grundlage der Vorgaben der Kommission 
für die Befürwortung und Evaluierung der 
Programme eine einzelstaatliche Strategie 
für nachhaltige operationelle Programme auf 
dem Obst- und Gemüsemarkt ausarbeiten. 
Eine solche Strategie sollte Folgendes 
umfassen:

Begründung

Bei der Planung der operationellen Programme ist es zweckmäßig, dass die Mitgliedstaaten 
eine einzelstaatliche Strategie auf der Grundlage der Vorgaben der Kommission ausarbeiten.
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Änderungsantrag 73
ARTIKEL 11 ABSATZ 2 BUCHSTABE C

c) eine Bewertung der operationellen 
Programme,

c) Überwachung und eine Bewertung der 
operationellen Programme

Begründung

Die Vereinfachung und Verbesserung der Verwaltung und Kontrolle der operationellen 
Programme ist eine der Notwendigkeiten, die der Rechnungshof aufgezeigt hat, wie auch, 
dass ein starkes strategisch orientiertes Konzept auf die operationellen Programme 
angewandt werden sollte. Aus diesem Grund wird auch der Aspekt der Überwachung in den 
Text aufgenommen.

Änderungsantrag 74
ARTIKEL 11 ABSATZ 2 BUCHSTABE D A (neu)

 da) Maßnahmen zur Gewährleistung, 
dass keine Doppelfinanzierung erfolgt, 
nämlich durch die Programme für die 
ländliche Entwicklung oder augrund der 
innerstaatlichen Rahmenbedingungen 
und die operationellen Programme;

Begründung

Die Vereinfachung und Verbesserung der Verwaltung und Kontrolle der operationellen 
Programme ist eine der Notwendigkeiten, die der Rechnungshof aufgezeigt hat, wie auch, 
dass ein starkes strategisch orientiertes Konzept auf die operationellen Programme 
angewandt werden sollte. Aus diesem Grund sind die operationellen Programme in Einklang 
mit den Programmen zur ländlichen Entwicklung zu bringen.

Änderungsantrag 75
ARTIKEL 11 ABSATZ 2 BUCHSTABE D B (neu)

  db) nach freiem Ermessen Negativlisten 
förderfähiger Maßnahmen in 
operationellen Programmen nach 
Regionen oder bestimmten 
Anbaugebieten, falls dafür die 
Bestimmung von Artikel 8 Absatz 4a in 
Anspruch genommen wird.
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Begründung

Die Vereinfachung und Verbesserung der Verwaltung und Kontrolle der operationellen 
Programme ist eine der Notwendigkeiten, die der Rechnungshof aufgezeigt hat, wie auch, 
dass ein starkes strategisch orientiertes Konzept auf die operationellen Programme 
angewandt werden sollte. Aus diesem Grund wird die Festlegung von Prioritäten durch die 
Staaten gestattet.

Änderungsantrag g 76
ARTIKEL 11 ABSATZ 2 UNTERABSATZ 2

Die Strategie sollte auch die 
innerstaatlichen Rahmenbedingungen 
gemäß Absatz 1 umfassen.

entfällt

Änderungsantrag 77
ARTIKEL 11 ABSATZ 2 UNTERABSATZ 2 A (neu)

 2a. Die Mitgliedstaaten übermitteln die 
Entwürfe für eine einzelstaatliche Strategie 
der Kommission, die für ihre 
Veröffentlichung in der ihr angemessen 
erscheinenden Form Sorge trägt.

Änderungsantrag 78
ARTIKEL 12 ABSATZ 3 A (neu)

3a. Beihilfen aus den gemeinschaftlichen 
Agrarfonds ELER und EAGFL und 
gegebenenfalls auch dem EFRE sind 
vereinbar, wobei die Mitgliedstaaten die 
Durchführung der erforderlichen 
Kontrollen gewährleisten müssen, mit 
denen sichergestellt wird, dass keine 
Doppelfinanzierung der Maßnahmen 
erfolgt. 

Begründung

Enmienda complementaria de la introducida en el artículo 11 (apartado d bis) nuevo). La 
posible doble vía de financiación, a cargo del FEAGA (programas operativos) y del FEADER 
o (excepcionalmente) el FEDER mejorará la financiación del sector y permitirá a las 
organizaciones de productores afrontar las crecientes demandas de los consumidores y la 
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distribución así como la competencia de terceros países en unos mercados cada vez más 
abiertos. En contraprestación, es preciso que se fijen criterios específicos de 
incompatibilidad por los Estados para optimizar el uso de los recursos comunitarios. 

Änderungsantrag 79
ARTIKEL 12 ABSATZ 3 B (neu)

 3b. Die bis 2007 ausgearbeiteten und 
gemäß der Verordnung (EG) Nr. 2200/96 
gebilligten operationellen Programme 
bleiben bis zu ihrem Auslaufen in Kraft, 
sofern die Erzeugerorganisation nichts 
anderes entscheidet.

Änderungsantrag 80
KAPITEL II A (NEU) UND ARTIKEL 12 A UND 12 B (neu) 

 Kapitel IIa
Sicherheitsfonds

Artikel 12a
Bestimmung des Begriffs „schwere Krise“
Der Begriff „schwere Krise“ wird von den 
einzelnen Mitgliedstaaten für jedes 
einzelne Erzeugnis anhand der Differenz 
zwischen dem Marktwert des 
Erzeugnisses und dem in einem 
repräsentativen früheren Zeitraum 
registrierten mittleren Wert bestimmt. 
Dabei wird berücksichtigt wie hoch die 
Preisdifferenz sein muss, damit es zu 
schweren Nachteilen für die Gesamtheit 
der Erzeuger führen könnte.

Artikel 12b
Aktionslinien des Sicherheitsfonds

1. Die Mitgliedstaaten beziehen in ihre 
jeweiligen nationalen Strategien die 
Schaffung eines Sicherheitsfonds ein, um 
schweren Krisen des Sektors zu begegnen, 
und zwar nach folgenden Aktionslinien:
a) Es obliegt den Mitgliedstaaten bzw. den 
Regionen, eine schwere Krise zu erklären, 
und die entsprechende Definition erfolgt 
für jedes einzelne Erzeugnis, das im 
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Rahmen der einzelstaatlichen Strategien 
in den Sicherheitsfonds einbezogen 
werden soll. In diesem Zusammenhang 
können die Erzeugerorganisationen in 
Abstimmung mit den betreffenden 
Mitgliedstaat bzw. den Regionen sich für 
alle oder einen Teil der folgenden 
Maßnahmen entscheiden:
– Marktrücknahmen;
– die Ernte vor der Reifung oder das 
Nichternten von Obst und Gemüse;
– Werbung und Kommunikation;
– Aus- und Weiterbildungsmaßnahmen;
– Versicherung des Absates oder der 
Einkommen;
– Finanzhilfen zu den Verwaltungskosten 
für die Einrichtung von Risikofonds auf 
Gegenseitigkeit sowie Beiträgeder 
Mitglieder der Erzeugerorganisation zu 
diesen Fonds;
– Hilfen für die Umwandlung von 
Erzeugnissen mit doppeltem Zweck.

b) Die in Fällen einer schweren Krise zu 
ergreifenden Maßnahmen betreffen alle 
Erzeuger eines oder mehrerer von der 
Kommission in Kapitel III dieses Titels 
anerkannten Wirtschaftsbezirke, die zur 
Finanzierung der ihrer Beteiligung am 
Fonds entsprechenden Ausgaben sowie 
der Verwaltungsausgaben beitragen.
c) Die Gemeinschaft trägt zwei Drittel zu 
diesem Fonds bei; das restliche Drittel 
wird von den Erzeugerorganisationen der 
von der Krise betroffenen Gebiete 
erbracht.
d) Wird in der festgelegten Zeit eine 
schwere Krise erklärt, tragen die nicht 
Erzeugerorganisationen angeschlossenen 
Erzeuger der betroffenen Gebiete zur 
Finanzierung bei und ergänzen so den 
von den angeschlossenen Erzeugern zu 
tragenden Teil, wobei auch die 
entstehenden Verwaltungskosten 
einbezogen werden.
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e) Werden in der festgelegten Zeit keine 
schweren Krisen erklärt, können die 
entsprechenden Beträge des Fonds für in 
Aktionen allgemeiner Verkaufsförderung 
verwendet werden, oder sie bleiben im 
Fonds für spätere Kampagnen.
2. Die Mitgliedstaaten unterrichten die 
Kommission über die Einrichtung des 
Sicherheitsfonds und teilen die 
spezifischen Bedingungen für jedes 
einzelne Erzeugnis mit. Die Kommission 
bestätigt offiziell die Einrichtung des 
Fonds und seine Funktionsweise.
3. Ergänzend zu der Bestimmung von 
Absatz 1 Buchstabe c kann für den 
Gemeinschaftsanteil am Sicherheitsfonds 
über einen Teil der in Artikel 42 der 
Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 
vorgesehenen nationalen Reserve verfügt 
werden bis zu einer globalen 
Höchstgrenze von 0,5% der dem 
einzelnen Mitgliedstaat gemäß Artikel 9 
dieser Verordnung zugeteilten 
Referenzbeträge. Die Mitgliedstaaten 
teilen der Kommission ihr Interesse an 
dieser möglichen Option der 
Finanzierung mit und berücksichtigen sie 
bei der Festlegung ihrer nationalen 
Strategien gemäß Artikel 11.

Änderungsantrag 81
ARTIKEL 13 ABSATZ 1 UNTERABSATZ 1

1. Wird eine Erzeugerorganisation, die in 
einem bestimmten Wirtschaftsbezirk tätig 
ist, bei einem Erzeugnis als repräsentativ für 
die Erzeugung und die Erzeuger dieses 
Bezirks angesehen, so kann der betreffende 
Mitgliedstaat auf Antrag dieser Organisation 
für die in dem Bezirk niedergelassenen und 
der vorgenannten Organisation nicht 
angeschlossenen Erzeuger folgende 
Vorschriften verbindlich machen:

1. Wird eine Erzeugerorganisation oder eine 
Vereinigung von Erzeugerorganisationen, 
die in einem bestimmten Wirtschaftsbezirk 
tätig ist, bei einem Erzeugnis als 
repräsentativ für die Erzeugung und die 
Erzeuger dieses Bezirks angesehen, so kann 
der betreffende Mitgliedstaat auf Antrag 
dieser Organisation für die in dem Bezirk 
niedergelassenen und der vorgenannten 
Organisation nicht angeschlossenen 
Erzeuger folgende Vorschriften verbindlich 
machen:
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a) die Vorschriften gemäß Artikel 3 
Absatz 2 Unterabsatz 1 Buchstabe a,

a) die Vorschriften gemäß Artikel 3 
Absatz 2 Unterabsatz 1 Buchstabe a,

b) die von der Organisation festgelegten 
Vorschriften über die Rücknahme aus dem 
Markt.

b) die von der Organisation festgelegten 
Vorschriften über die Vermeidung und das 
Management von Krisen.

Änderungsantrag 82
ARTIKEL 13 ABSATZ 1 UNTERABSATZ 2

Der erste Unterabsatz gilt nur sofern diese 
Vorschriften:

Der erste Unterabsatz gilt nur sofern diese 
Vorschriften:

a) seit mindestens einem Wirtschaftsjahr 
gelten,
b) in der vollständigen Auflistung des 
Anhangs I aufgeführt sind,

a) in der vollständigen Auflistung des 
Anhangs I aufgeführt sind,

c) nur für höchstens drei Wirtschaftsjahre 
verbindlich vorgeschrieben werden.

b) nur für höchstens drei Wirtschaftsjahre 
verbindlich vorgeschrieben werden.

Änderungsantrag 83
ARTIKEL 13 ABSATZ 3

3. Eine Erzeugerorganisation gilt als 
repräsentativ im Sinne des Absatzes 1, wenn 
ihr mindestens 50 % der Erzeuger des 
Wirtschaftsbezirks, in dem sie tätig ist, 
angehören und mindestens 60 % der 
Erzeugung dieses Bezirks auf sie entfallen.

3. Eine Erzeugerorganisation oder eine 
Vereinigung von Erzeugerorganisationen 
gilt als repräsentativ im Sinne des 
Absatzes 1, wenn ihr mindestens 50 % der 
Erzeuger oder im Fall einer Vereinigung 
von Erzeugerorganisationen der der 
Erzeugerorganisation angeschlossenen 
Erzeuger des Wirtschaftsbezirks, in dem sie 
tätig ist, angehören und mindestens 60 % der 
Erzeugung dieses Bezirks auf sie entfallen.

Änderungsantrag 84
ARTIKEL 13 ABSATZ 5

5. Vorschriften dürfen Erzeugern 
ökologischer Erzeugnisse, die unter die 
Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 fallen, nur 
verbindlich vorgeschrieben werden, wenn 
einer solchen Maßnahme mindestens 50 % 
solcher Erzeuger in dem Wirtschaftsbezirk, 

5. Vorschriften dürfen Erzeugern 
ökologischer Erzeugnisse, die unter die 
Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 fallen, nur 
verbindlich vorgeschrieben werden, wenn 
einer solchen Maßnahme mindestens 50 % 
solcher Erzeuger in dem Wirtschaftsbezirk, 
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in dem die Erzeugerorganisation tätig ist, 
zugestimmt haben und mindestens 60 % 
dieser Erzeugung des Bezirks auf diese 
Organisation entfallen.

in dem die Erzeugerorganisation oder die 
Vereinigung der Erzeugerorganisationen 
tätig ist, zugestimmt haben und mindestens 
60 % dieser Erzeugung des Bezirks auf diese 
Organisation entfallen.

Änderungsantrag 85
ARTIKEL 16 EINLEITUNG

Im Sinne dieser Verordnung ist ein 
„Branchenverband“ jede juristische Person, 
die

(Betrifft nicht die deutsche Fassung.)

Begründung
(Betrifft nicht die deutsche Fassung.)

Änderungsantrag 86
ARTIKEL 16 BUCHSTABE A

a) aus Vertretern der Wirtschaftszweige 
gebildet wird, die mit der Erzeugung von, 
dem Handel mit oder der Verarbeitung von 
in Artikel 1 Absatz 2 der Verordnung (EG) 
Nr. 2200/96 genannten Erzeugnissen 
zusammenhängen;

a) aus Vertretern der Wirtschaftszweige 
gebildet wird, die mit der Erzeugung von 
und/oder dem Handel mit und/oder der 
Verarbeitung von in Artikel 1 Absatz 1 
dieser Verordnung genannten Erzeugnissen 
zusammenhängen;

Begründung

Les organisations interprofessionnelles, qui ont un statut et des missions bien définis, ont, par 
leur nature, contribué à structurer les filières. En effet, ces organisations ont pour objectif de 
rassembler, de manière paritaire, des représentants des différents collèges qui composent les 
filières (production, transformation, négoce). Ce type d’organisation doit être maintenu. 

Or, si elle devait être appliquée telle que proposée, la définition de ces organisations 
proposée par la Commission ne permettrait plus cette représentation équitable. En effet, elle 
pourrait avoir pour effet de reconnaître une organisation interprofessionnelle composée 
uniquement de producteurs ou, dans le cas des filières du transformé, de transformateurs, ce 
qui n’est pas acceptable.

Il est dès lors indispensable de revenir à une définition qui prévoie qu’une organisation 
interprofessionnelle doit impérativement, d’une part, avoir un lien direct avec la matière 
première agricole (production) et, d’autre part, un lien direct avec une autre partie de la 
filière (commerce et/ou transformationté d’anticiper et de gérer les crises
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Änderungsantrag 87
ARTIKEL 17 ABSATZ 1 BUCHSTABE B

b) in der bzw. den betreffenden Regionen 
einen wesentlichen Anteil der Erzeugung, 
der Vermarktung oder der Verarbeitung von 
Obst und Gemüse und 
Verarbeitungserzeugnissen aus Obst und 
Gemüse vertreten; wenn der Verband 
mehrere Regionen betrifft, muss er eine 
Mindestrepräsentativität für jeden der 
angeschlossenen Teilbereiche in allen 
betroffenen Regionen nachweisen;

b) in der bzw. den betreffenden Regionen 
einen wesentlichen Anteil der Erzeugung 
und/oder der Vermarktung und/oder der 
Verarbeitung von Obst und Gemüse und 
Verarbeitungserzeugnissen aus Obst und 
Gemüse vertreten; wenn der Verband 
mehrere Regionen betrifft, muss er eine 
Mindestrepräsentativität für jeden der 
angeschlossenen Teilbereiche in allen 
betroffenen Regionen nachweisen;

Änderungsantrag 88
ARTIKEL 19 ABSATZ 3 BUCHSTABE A ZIFFER VII

vii) Maßnahmen zum Schutz des 
ökologischen Landbaus, der Ursprungs-
bezeichnungen, Gütesiegel und 
geografischen Angaben;

vii) Maßnahmen zum Schutz des 
ökologischen und des integrierten 
Landbaus, sowie der 
Ursprungsbezeichnungen, Gütesiegel und 
geografischen Angaben;

Begründung

Wenn wir eine umweltfreundliche Erzeugung wollen und der Umweltschutz ein Ziel der 
Reform ist, muss der integrierte Anbau gefördert werden.

Änderungsantrag 89
ARTIKEL 19 ABSATZ 3 BUCHSTABE B

b) müssen seit mindestens einem 
Wirtschaftsjahr gelten;

b) müssen außer in Fällen der 
Krisenverhütung und des 
Krisenmanagements seit mindestens einem 
Wirtschaftsjahr gelten;

Änderungsantrag 90
ARTIKEL 30 ABSATZ 2

(2) Liegt der angegebene Einfuhrpreis der 
betreffenden Partie über dem pauschalen 
Einfuhrwert, der um eine nach dem 
Verfahren des Artikels 46 Absatz 2 der 

(2) Liegt der pauschale Einfuhrwert unter 
dem Einfuhrpreis des gemeinsamen 
Zolltarifs, muss für die Erzeugnisse, die 
unter die Einfuhrpreisregelung fallen, bei 
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Verordnung (EG) Nr. 2200/96 festgesetzte 
Marge erhöht wird, die den Pauschalwert 
um höchstens 10% überschreiten darf, so 
muss eine Sicherheit in der Höhe der 
Einfuhrzölle hinterlegt werden, die auf der 
Grundlage des pauschalen Einfuhrwerts 
festgesetzt wird.

der Einfuhr der im gemeinsamen Zolltarif 
festgelegte zusätzliche Einfuhrzoll 
entrichtet werden.

Begründung

Dies gewährleistet einen effizienten Schutz an den Grenzen. 

Änderungsantrag 91
ARTIKEL 30 ABSATZ 3

(3) Wird der Einfuhrpreis der betreffenden 
Partie nicht zum Zeitpunkt des Zolldurch-
gangs angegeben, so hängt die Anwendung 
der Zollsätze des Gemeinsamen Zolltarifs 
vom pauschalen Einfuhrwert oder von der 
Anwendung der maßgeblichen 
Zollvorschriften unter den nach dem 
Verfahren des Artikels 46 Absatz 2 der 
Verordnung (EG) Nr. 2200/96 
festzulegenden Bedingungen ab. 

entfällt

Begründung

Die Stellen, die in den Erzeugergebieten auf dem Gebiet der Ausweitung der Regeln tätig 
sind, sind die Verbände der Erzeugerorganisationen, die sowohl von als 
Erzeugerorganisationen anerkannten Gesellschaften als auch von nicht anerkannten 
Gesellschaften gebildet werden können, wie dies bereits in der bestehenden Regelung für die 
Anerkennung der Verbände von Erzeugerorganisationen vorgesehen ist. 

Änderungsantrag 92
ARTIKEL 31 ABSATZ 2

(2) Zusätzliche Einfuhrzölle werden nicht 
erhoben, wenn es unwahrscheinlich ist, 
dass die Einfuhren den 
Gemeinschaftsmarkt stören, oder die 
Auswirkungen in keinem Verhältnis zum 
angestrebten Ziel stünden.

entfällt
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Änderungsantrag 93
ARTIKEL 35

Aussetzung von Vereinbarungen über den 
aktiven Veredelungsverkehr

Abschaffung von Vereinbarungen über den 
aktiven Veredelungsverkehr

Soweit es für das reibungslose Funktionieren 
der gemeinsamen Marktorganisation 
erforderlich ist, kann die Inanspruchnahme 
von Vereinbarungen über den aktiven 
Veredelungsverkehr für unter den 
Anwendungsbereich dieser Verordnung 
fallende Erzeugnisse nach dem Verfahren 
des Artikels 46 Absatz 2 der Verordnung 
(EG) Nr. 2200/96 ganz oder teilweise 
untersagt werden.

Soweit es für das reibungslose Funktionieren 
der gemeinsamen Marktorganisation 
erforderlich ist, wird die Inanspruchnahme 
von Vereinbarungen über den aktiven 
Veredelungsverkehr für unter den 
Anwendungsbereich dieser Verordnung 
fallende Erzeugnisse auf Antrag des 
betreffenden Mitgliedstaates untersagt.

Begründung

Diese Vereinbarungen haben sich als unkontrollierbar erwiesen und laden zum Betrug ein.

Änderungsantrag 94
ARTIKEL 35 A (neu)

Artikel 35a
 Ausfuhrerstattungen

Um eine wirtschaftlich bedeutende Ausfuhr 
der in Artikel 1 Absatz 2 der Verordnung 
(EG) Nr. 2200/96 aufgeführten 
Erzeugnisse auf der Grundlage der Preise 
zu ermöglichen, die für diese Erzeugnisse 
im internationalen Handel gelten, kann der 
Unterschied zwischen diesen Preisen und 
den Preisen in der Gemeinschaft, soweit 
erforderlich, innerhalb der Grenzen der in 
Übereinstimmung mit Artikel 228 des 
Vertrages geschlossenen Übereinkünfte 
durch eine Erstattung bei der Ausfuhr 
ausgeglichen werden.

Begründung

Die Gewährung von Ausfuhrerstattungen für Obst und Gemüse ist uneingeschränkt 
gerechtfertigt, wenn die weitgehenden Zugeständnisse der Gemeinschaft bei Erzeugnissen 
dieses Sektors aus Drittländern sowie der ständig zunehmende internationale Wettbewerb 
berücksichtigt werden. Im übrigen ist die Frage der Abschaffung der Exportsubventionen im 
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Rahmen der Doha-Runde gegenwärtig noch offen, und eine sofortige Abschaffung ist auch 
aus verhandlungstaktischen Gründen zu diesem Zeitpunkt nicht zweckmäßig.

Änderungsantrag 95
ARTIKEL 37

Aussetzung von Vereinbarungen über den 
passiven Veredelungsverkehr

Abschaffung von Vereinbarungen über den 
passiven Veredelungsverkehr

Soweit es für das reibungslose Funktionieren 
der gemeinsamen Marktorganisation 
erforderlich ist, kann die Inanspruchnahme 
von Vereinbarungen über den passiven 
Veredelungsverkehr für unter den 
Anwendungsbereich dieser Verordnung 
fallende Erzeugnisse nach dem Verfahren 
des Artikels 46 Absatz 2 der Verordnung 
(EG) Nr. 2200/96 ganz oder teilweise 
untersagt werden.

Soweit es für das reibungslose Funktionieren 
der gemeinsamen Marktorganisation 
erforderlich ist, wird die Inanspruchnahme 
von Vereinbarungen über den passiven 
Veredelungsverkehr für unter den 
Anwendungsbereich dieser Verordnung 
fallende Erzeugnisse untersagt.

Begründung

Diese Vereinbarungen haben sich als unkontrollierbar erwiesen und laden zu Betrug ein.

Änderungsantrag 96
TITEL V KAPITEL III ABSCHNITT II A (neu) ARTIKEL 37 A (neu)

ABSCHNITT II A
AUSFUHRERSTATTUNGEN

Artikel 37 a
Festsetzung und Gewährung von 

Ausfuhrerstattungen
1. Um eine wirtschaftlich rentable Ausfuhr 
der in Artikel 1 Absatz 2 der Verordnung 
(EG) Nr. 2200/96 aufgeführten 
Erzeugnisse auf der Grundlage der Preise 
zu ermöglichen, die für diese Erzeugnisse 
auf dem Weltmarkt gelten, kann der 
Unterschied zwischen diesen Preisen und 
den Preisen in der Gemeinschaft, soweit 
erforderlich, innerhalb der Grenzen der in 
Übereinstimmung mit Artikel 228 des 
Vertrages geschlossenen Übereinkünfte 
durch eine Erstattung bei der Ausfuhr 
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ausgeglichen werden.
2. Für die Zuteilung der Mengen, für die 
eine Ausfuhrerstattung gewährt werden 
kann, wird ein Verfahren festgelegt, das
a) der Art des Erzeugnisses und der Lage 
auf dem betreffenden Markt am ehesten 
gerecht wird, die bestmögliche Nutzung der 
verfügbaren Mittel ermöglicht und der 
Effizienz und der Struktur der Ausfuhren 
der Gemeinschaft Rechnung trägt, ohne 
jedoch zu einer Diskriminierung zwischen 
kleinen und großen Wirtschaftsteilnehmern 
zu führen;
b) mit dem geringsten Verwaltungsaufwand 
für den Wirtschaftsteilnehmer verbunden 
ist;
c) eine Diskriminierung unter den 
betroffenen Wirtschaftsteilnehmern 
verhindert.
3. Die Erstattung ist für die gesamte 
Gemeinschaft gleich.
Soweit angesichts der Lage auf dem 
Weltmarkt oder der spezifischen 
Anforderungen bestimmter Märkte 
erforderlich kann die Erstattung für ein 
bestimmtes Erzeugnis je nach Bestimmung 
unterschiedlich festgesetzt werden.
Die Erstattungen werden nach dem 
Verfahren des Artikels 46 der Verordnung 
(EG) Nr. 2200/96 festgesetzt. Die 
Festsetzung erfolgt in regelmäßigen 
Zeitabständen.
Die Kommission kann erforderlichenfalls 
die in regelmäßigen Zeitabständen 
festgelegten Erstattungen zwischenzeitlich 
von sich aus oder auf Antrag eines 
Mitgliedstaats ändern.
4. Bei der Festsetzung der 
Erstattungsbeträge werden folgende 
Faktoren berücksichtigt:
a) Lage und voraussichtliche Entwicklung
- der Preise für Obst und Gemüse und der 
verfügbaren Mengen auf dem Markt der 
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Gemeinschaft,
- der auf dem Weltmarkt üblichen Preise 
für Obst und Gemüse;
b) Vermarktungskosten und geringste 
Kosten für den Transport von den Märkten 
der Gemeinschaft zu den Ausfuhrhäfen 
oder sonstigen Ausfuhrorten der 
Gemeinschaft sowie Heranführungskosten 
zum Bestimmungsland;
c) wirtschaftliche Auswirkungen der 
beabsichtigten Ausfuhren;
d) Beschränkungen aufgrund der gemäß 
Artikel 228 des Vertrags geschlossenen 
Abkommen.
5. Die in Absatz 1 genannten Preise in der 
Gemeinschaft werden unter 
Berücksichtigung der im Hinblick auf die 
Ausfuhr günstigsten Preise ermittelt.
Die Ermittlung der in Absatz 1 genannten 
Preise im internationalen Handel erfolgt 
insbesondere unter Berücksichtigung
a) der tatsächlichen Notierungen auf den 
Märkten der dritten Länder,
b) der günstigsten Einfuhrpreise in dritten 
Bestimmungsländern bei der Einfuhr aus 
Drittstaaten,
c) der in den ausführenden dritten Ländern 
festgestellten Erzeugerpreise,
d) der Angebotspreise frei Grenze der 
Gemeinschaft.
6. Die Erstattung wird nur auf Antrag nach 
Vorlage der entsprechenden Ausfuhrlizenz 
gewährt.
7. Der Erstattungsbetrag ist der am Tag der 
Lizenzbeantragung geltende Betrag, im 
Falle einer differenzierten Erstattung 
hingegen der Betrag, der an dem 
betreffenden Tag gilt
a) für die in der Lizenz angegebene 
Bestimmung oder
b) für die tatsächliche Bestimmung, wenn 
diese von der in der Lizenz angegebenen 
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Bestimmung abweicht. In diesem Fall darf 
der anwendbare Betrag den Betrag nicht 
übersteigen, der für die in der Lizenz 
angegebene Bestimmung gilt.
Es können geeignete Maßnahmen 
getroffen werden, um einen Missbrauch 
der in diesem Absatz vorgesehenen 
Flexibilität zu verhindern.
8. Nach dem Verfahren des Artikels 46 der 
Verordnung (EG) Nr. 2200/96 kann von 
den Bestimmungen der Absätze 6 und 7 bei 
den Erzeugnissen des Artikels 1 Absatz 2 
der Verordnung (EG) Nr. 2200/96 
abgewichen werden, für die Erstattungen 
im Rahmen von Maßnahmen der 
Nahrungsmittelhilfe gewährt werden.
9. Die Erstattung wird gewährt, wenn 
nachgewiesen wird, dass
- die Erzeugnisse aus der Gemeinschaft 
ausgeführt worden sind,
- es sich um Erzeugnisse mit Ursprung in 
der Gemeinschaft handelt, und
- die Erzeugnisse bei einer differenzierten 
Erstattung die in der Lizenz angegebene 
Bestimmung oder eine andere Bestimmung 
erreicht haben, für die eine Erstattung 
unbeschadet des Absatzes 7 Buchstabe b) 
festgesetzt worden war. Abweichungen von 
dieser Vorschrift können jedoch nach dem 
Verfahren des Artikels 46 der Verordnung 
(EG) Nr. 2200/96 vorgesehen werden, 
sofern Bedingungen festgelegt werden, die 
gleichwertige Garantien bieten.
10. Die Einhaltung der mengenmäßigen 
Grenzen, die sich aus den gemäß 
Artikel 228 des Vertrags geschlossenen 
Übereinkünften ergeben, wird unter 
Zugrundelegung der Ausfuhrlizenzen 
gewährleistet, die für die in der Lizenz 
vorgesehenen Bezugszeiträume ausgestellt 
werden und für die betreffenden 
Erzeugnisse gelten.
Im Hinblick auf die Erfüllung der 
Verpflichtungen, die sich aus den im 
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Rahmen der multilateralen 
Handelsverhandlungen der Uruguay-
Runde geschlossenen Übereinkünften 
ergeben, hat der Ablauf eines 
Bezugszeitraums keine Auswirkung auf die 
Gültigkeitsdauer der Ausfuhrlizenzen.
11. Die Durchführungsbestimmungen zu 
diesem Artikel, einschließlich der 
Bestimmungen über die Neuverteilung 
nicht zugeteilter oder nicht in Anspruch 
genommener Ausfuhrmengen, werden 
nach dem Verfahren des Artikels 46 der 
Verordnung (EG) Nr. 2200/96 erlassen.

Begründung

Auch wenn einige (kleinere) haushaltsmäßige Erwägungen für die Abschaffung der 
Ausfuhrerstattungen im Gemüse- und Obstsektor sprechen, scheint eine solche einseitige und 
übereilte Abschaffung angesichts des gegenwärtigen Standes der WTO-Verhandlungen 
politisch und wirtschaftlich nicht vernünftig zu sein. Der Zweck dieses Änderungsantrags ist 
es, die Anwendung der in Artikel 35 der Verordnung (EG) Nr. 2200/96 festgelegten 
Ausfuhrerstattungsregelung zu verlängern, bis ein etwaiges Ergebnis der 
Entwicklungsagenda von Doha deren Abschaffung rechtfertigt.

Änderungsantrag 97
ARTIKEL 38 ABSATZ 2 BUCHSTABE A ZIFFER I

i) die Festlegung von Vermarktungsnormen 
gemäß Artikel 2,

i) die Festlegung von Vermarktungsnormen 
gemäß Artikel 2 sowie die Liste der unter 
diese Normen fallenden Erzeugnisse,

Änderungsantrag 98
ARTIKEL 38 ABSATZ 2 BUCHSTABE A ZIFFER III

iii) Vorschriften für die Abweichung von 
den Normen,

iii) Vorschriften für Abweichungen und 
Ausnahmen betreffend die Einhaltung der  
Normen,

Änderungsantrag 99
ARTIKEL 38 ABSATZ 2 BUCHSTABE A ZIFFER IV

iv) Vorschriften für die in den Normen iv) die in den Normen vorgesehenen 
Kennzeichnungs-, Vermarktungs- und 
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vorgesehenen Kennzeichnungsangaben, Etikettierungsvorschriften,

Begründung

Die Durchführungsbestimmungen müssen so präzise wie möglich formuliert werden.

Änderungsantrag 100
ARTIKEL 38 ABSATZ 2 BUCHSTABE B ZIFFER II

ii) das Ausmaß der Finanzierung der in 
Artikel 6 und Artikel 10 Absatz 1 genannten 
Maßnahmen und die diesbezüglichen 
Durchführungsbestimmungen;

ii) des Ausmaßes der Finanzierung der in 
Artikel 6, Artikel 6a und Artikel 10 Absatz 1 
genannten Maßnahmen und die 
diesbezüglichen 
Durchführungsbestimmungen; im Hinblick 
auf die in Artikel 6 Absatz 2 Buchstabe a 
genannten Beihilfen liegt das 
Beihilfeniveau nicht unter 10 %, 10 %, 
8 %, 6 % und 4 % der Gründungs- und 
Betriebskosten der Erzeugergruppierung 
im 1., 2., 3., 4. bzw. 5. Jahr.

Begründung

One of the major problems in the New Member States indicated by the Commission in its 
Report on the situation of the sector of soft fruits and cherries intended for processing 
(COM(2006) 345 final) was the defragmentation of production supply and relatively low level 
of vertical and horizontal  integration.Thus, the proposed amendment guarantees that the 
implementing provisions will cover the necessary adjustments to current legislation boosting 
the sector cooperation and concentration of delivery chains. The wording of the delegation of 
powers to the Commission in the Council's document must be therefore slightly improved, so 
that the goals of the Regulation are appropriately met.

Änderungsantrag 101
ARTIKEL 38 ABSATZ 2 BUCHSTABE B ZIFFERN II A, II B UND II C (neu)

 iia) der allgemeinen Rahmenregelung der 
Gemeinschaft für die Förderung der 
integrierten Erzeugung,
iib) der allgemeinen Rahmenregelung für 
die Einrichtung und die Arbeitsweise des 
in Artikel 12a vorgesehenen 
Sicherheitsfonds,
iic) der allgemeinen Rahmenregelung für 
die Finanzierung zu Lasten der in Artikel 



RR\667504DE.doc 59/93 PE 384.530v02-00

DE

42 der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 
vorgesehenen nationalen Reserve,

Begründung

Es werden einige Durchführungsvorschriften im Berichtsentwurf der Berichterstatterin 
präzisiert.

Änderungsantrag 102
ARTIKEL 38 ABSATZ 2 BUCHSTABE B ZIFFERN II D, II E UND II F (neu)

 iid) die Vorschriften für die Berechnung 
des Werts der vermarkteten Produktion 
zum Zwecke der Bildung eines 
Betriebsfonds gemäß Artikel 7, u.a. in 
Bezug auf die Aufhebung der in den 
Verordnungen (EG) Nr. 2201/96 und (EG) 
Nr. 2202/96 vorgesehenen 
Beihilferegelungen;
iie) die Vorschriften zur Regelung des 
reibungslosen Übergangs bei der 
Anerkennung von Erzeugerorganisationen 
und ihren Verbänden; 
iif) die Vorschriften zur Regelung des 
reibungslosen Übergangs bei mehrjährigen 
Verträgen, die im Rahmen der 
Beihilferegelung für Zitrusfrüchte gemäß 
der Verordnung (EG) Nr. 2202/96 
abgeschlossen wurden;

Änderungsantrag 103
ARTIKEL 38 ABSATZ 2 BUCHSTABEN I A, I B UND I C (neu) 

ia) Regeln für die Arbeitsweise einer 
Preisbeobachtungsstelle auf 
Gemeinschaftsebene, die rasche und 
objektive Informationen über die 
Entwicklung der Märkte liefert und eine 
rasche Reaktion bei eventuellen 
Preiskrisen seitens der Kommission und 
der Erzeugerorganisationen ermöglicht;
ib) Vorlage eines Berichts, zum 1. Januar 
2009, über die mögliche Schaffung einer 
europäischen Behörde, die die 
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Transparenz der Handelstransaktionen 
im Sektor Obst und Gemüse der 
Gemeinschaft und die genaue Einhaltung 
der Wettbewerbsvorschriften durch die 
Marktakteure mit beherrschender 
Stellung überwacht;
ic) Maßnahmen zur Stärkung der 
Informations- und 
Absatzförderungsmaßnahmen zu Gunsten 
von Erzeugnissen des Obst- und 
Gemüsesektors in Drittländern im 
Rahmen der Verordnung (EG) 
Nr. 2702/1999.

Begründung

Es werden einige Durchführungsvorschriften im Berichtsentwurf der Berichterstatterin 
präzisiert.

Änderungsantrag 104
ARTIKEL 39

Artikel 39 entfällt
Staatliche Beihilfen

Die Artikel 87, 88 und 89 EG-Vertrag sind 
auf die Erzeugung von Kartoffeln, frisch 
oder gekühlt, des KN-Codes 0701 und den 
Handel mit diesen Erzeugnissen 
anwendbar.

Änderungsantrag 105
ARTIKEL 40 NUMMER 1

Artikel 1 Absatz 2 (Verordnung (EG) Nr. 2200/96)

1. In Artikel 1 Absatz 2 erhält die Tabelle 
folgende Fassung: 

1. In Artikel 1 Absatz 2 werden in Tabelle 2 
folgende Erzeugnisse hinzugefügt:

 KN-Code 0701
Warenbezeichnung Kartoffeln, frisch oder 
gekühlt
KN-Code 089 10 20
Warenbezeichnung Safran 
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CN 0810 00 und 081110 Erdbeeren 
CN 0810 20 10 und 0811 20 31 Himbeeren
CN 0810 90 50 Johannisbeeren
CN 0811 20 39 Stachelbeeren
CN 0809 20 Sauerkirschen / Weichseln 
CN 0812 10 00 Kirschen.
NC 0813 20 00 Pflaumen
NC          Paprika

Begründung

Diese Erzeugnisse wurden von den neuen Mitgliedstaaten auf eine Liste mit 19 Erzeugnissen 
gesetzt, die für die gesamte EU von zentraler Bedeutung sind.

Änderungsantrag 106
ARTIKEL 42 NUMMER -1 (NEU)

Artikel 5 Absatz 2 (Verordnung (EG) Nr. 2826/2000)

 -1. Artikel 2 Absatz 2 erhält folgende 
Fassung:
"2. Im Rahmen der Festlegung der 
Strategie nach Absatz 1 kann die 
Kommission die Ständige Gruppe 
"Werbung für landwirtschaftliche 
Erzeugnisse" des Beratenden Ausschusses 
"Qualität und Gesundheit der 
landwirtschaftlichen Erzeugung" 
konsultieren und sorgt dafür, dass ihre 
eigenen zuständigen Dienstbereiche bei der 
Ausarbeitung der genannten Strategie eng 
zusammenarbeiten und namentlich die für 
öffentliche Gesundheit zuständigen 
Dienstbereiche aktiv beteiligt werden.“

Begründung

Der Verzehr von Obst und Gemüse ist als ein wesentliches Element für die Erhaltung und 
Verbesserung der Gesundheit des europäischen Verbrauchers anzusehen.  Derzeit gibt es 
keinerlei aufeinander abgestimmt Aktionen der für Gesundheit zuständigen Stellen der 
Kommission. El esfuerzo de promoción del consumo de frutas y hortalizas debería revertir 
principalmente en las producciones comunitarias que más esfuerzos estén realizando por la 
mejora de la calidad y la seguridad del consumidor, lo que aportaría además una 
diferenciación clara respecto de las importaciones procedentes de países terceros, que en su 
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mayoría no están sometidas a los requisitos medioambientales que han de cumplir los 
productores europeos. De forma paralela habría que establecer una certificación de la 
producción integrada en la UE.

Änderungsantrag 107
ARTIKEL 42 NUMMER 1

Artikel 5 Absatz 3 (Verordnung (EG) Nr. 2826/2000) 

Bei der Absatzförderung von frischem 
Obst und Gemüse besteht die Hauptziel-
gruppe in Kindern unter 18 Jahren.

Bei der Absatzförderung von frischem 
Obst und Gemüse wird nach Zielgruppen 
unterschieden, wobei die 
Hauptzielgruppen die sozialen Schichten 
mit geringerem Einkommen sein werden, 
bei denen derzeit der geringste Verbrauch 
zu verzeichnen ist, und ganz besonders die 
Kinder und Jugendlichen unter 18 Jahren, 
mit dem Ziel, neue 
Ernährungsgewohnheiten zu verankern.

Begründung

Die Zielgruppen der Informations- und Verkaufsförderungskampagnen werden erweitert, 
ohne deshalb die vorrangige Berücksichtigung der unter 18-Jährigen aufzugeben, die 
andererseits allein in den Genuss der Erhöhung des Prozentsatzes des in Artikel 9 Absatz 2 
vorgesehenen Gemeinschaftsbeitrags kommen.

Änderungsantrag 108
ARTIKEL 43 NUMMER 3 a (neu)

Artikel 42 Absatz 5 a (neu) (Verordnung (EG) Nr. 1782/2003)

3a) In Artikel 42 wird folgender Absatz 5a 
hinzugefügt:
„5a. Die Mitgliedstaaten können einen 
Teil der nationalen Reserve zur 
Finanzierung der operationellen 
Programme und gegebenenfalls des 
Sicherheitsfonds im Sinne der Artikel 9 
bzw. 12a der Verordnung (EG) Nr. 
XXX/2007 des Rates vom XXX mit 
besonderen Vorschriften für den Obst- 
und Gemüsesektor und zur Änderung 
bestimmter Verordnungen verwenden. 
Dieser Teil der Reserve, der in keinem 
Fall die Gesamtobergrenze von 0,5% des 
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in Absatz 1 genannten Prozentsatzes 
überschreiten darf, wird nach objektiven 
Kriterien so verteilt, dass 
Gleichbehandlung zwischen den 
Landwirten gewährleistet ist und jede 
Markt- und Wettbewerbsverzerrung 
vermieden wird. Die Kommission legt die 
genauen Bedingungen für diese 
Verwendung fest.“

Begründung

Enmienda que complementa las anteriores de la ponente respecto al posible uso de la reserva 
nacional por los Estados miembros. De hecho, lo que se hace es ampliar los supuestos ya 
existentes, teniendo en cuenta que existen ya ejemplos que sugieren que una reasignación de 
los pagos disociados es posible. Sería el caso del artículo 69 del Reglamento (CE) 1782/2003 
que permite la reasignación de pagos únicos en favor de producciones específicas de interés 
medioambiental o de calidad reconocida. También se pueden citar las propuestas de la 
Comisión inscritas en su Comunicación sobre la gestión del riesgo (COM (2005) 74) donde 
se propone una modulación específica para financiar diferentes mecanismos mediante el 
traspaso de los créditos liberados al Eje 1 de fomento de la competitividad dentro del 
segundo pilar de la PAC. Si con este traspaso se considera que las subsecuentes medidas de 
gestión del riesgo (seguros, fondos de estabilización, ...) entran en la Caja Verde y dejan de 
ser medidas de mercado, no se ve ningún inconveniente en hacer una operación parecida a 
partir de la reserva nacional, cuyos importes ya cumplen la condición de ser disociados y de 
Caja Verde. Finalmente, cabe argüir que la reserva nacional ya puede ser utilizada para 
cubrir zonas sujetas a programas de reestructuración o de desarrollo relativos a algún tipo 
de intervención pública al objeto de evitar el abandono o para compensar desventajas 
específicas para los agricultores de dichas zonas (Apartado 5 del artículo 42 del Reglamento 
(CE) n° 1782/2003).

Änderungsantrag 109
ARTIKEL 43 NUMMER 5 BUCHSTABE D A (NEU)

Artikel 44 Absatz 2 Unterabsatz 2 (Verordnung (EG) Nr. 1782/2003)

 da) die für die Pilzzucht genutzten Flächen.

Begründung

Die Pilzzucht sieht sich einem starken unfairen Wettbewerb durch Einfuhren aus China 
ausgesetzt, weshalb eine Beihilfe für diesen Sektor vereinbart werden müsste.

Änderungsantrag 110
ARTIKEL 43 NUMMER 5 BUCHSTABE D B (NEU)

Artikel 44 Absatz 2 Unterabsatz 2 (Verordnung (EG) Nr. 1782/2003)
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 db) die mit Baumschulkulturen bepflanzte 
Flächen.

Änderungsantrag 111
ARTIKEL 43 NUMMER 6

Artikel 51 (Verordnung (EG) Nr. 1782/2003) 

Die Betriebsinhaber dürfen die nach 
Artikel 44 Absatz 3 angemeldeten 
Parzellen für jede landwirtschaftliche 
Tätigkeit nutzen, außer für Dauerkulturen.

Die Betriebsinhaber dürfen die nach 
Artikel 44 Absatz 3 angemeldeten 
Parzellen für jede landwirtschaftliche 
Tätigkeit nutzen, außer für Dauerkulturen 
und die Erzeugung der in Artikel 1 Absatz 
2 der Verordnung (EG) Nr. 2200/96, 
geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 
XXX/2007 mit besonderen Vorschriften 
für den Obst- und Gemüsesektor und zur 
Änderung bestimmter Verordnungen, 
genannten Erzeugnisse sowie für nicht 
zur Stärkegewinnung bestimmte 
Kartoffeln

Die Betriebsinhaber dürfen die Parzellen 
jedoch für folgende Dauerkulturen nutzen:

a) Hopfen,
b) Ölbäume,
c) Bananen,
d) Obst- und Gemüsedauerkulturen.

Die Betriebsinhaber dürfen die Parzellen 
jedoch für folgende Dauerkulturen nutzen:

a) Hopfen,
b) Ölbäume,
c) Bananen.

Gemäß Artikel 60 Absatz 8 legt die 
Kommission dem Europäischen 
Parlament und dem Rat einen Bericht 
über die strukturellen Folgen und 
Marktauswirkungen der 
Betriebsprämienregelung mit regionaler 
Anwendung vor, wo als Option die 
Nutzung von Flächen für Obst und 
Gemüse bereits gestattet ist. In diesem 
Bericht werden die möglichen 
Auswirkungen ausgewertet, die die 
Erlaubnis einer allgemeinen Einstufung 
der für Obst und Gemüse bestimmten 
Parzellen als förderungswürdige Flächen 
im Rahmen der Betriebsprämienregelung, 
insbesondere auf die Regionen, die auf 
diese Art von Erzeugnissen spezialisierte 
Anbaugebiete sind, ausgewertet.
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Begründung

Conformément à la jurisprudence la plus récente de la CJCE (affaire C-310/04, Espagne vs. 
Conseil, arrêt du 7 septembre 2006), des études d'impact doivent justifier tout changement 
substantiel à la réglementation en vigueur qui serait susceptible d'influer sur les conditions de 
production. Tel serait le cas si l'on permet l'utilisation, dans le cadre du régime de paiement 
unique, des parcelles destinées à la culture des fruits et légumes. À plus forte raison si le 
règlement (CE) n° 1782/2003 prévoit lui-même (article 60, paragraphe 8) la présentation 
d'un rapport de la Commission sur le régime d'application régionale (articles 58 à 63) 
prévoyant d'ores et déjà la liberté de production concernant les surfaces affectées à la culture 
des fruits et légumes. Ce rapport pourrait être élargi jusqu'à atteindre les dimensions d'une 
véritable étude d'impact apportant des éléments suffisants sur les effets potentiels, en termes 
structurels et du marché, sur le secteur des fruits et légumes en cas d'extension éventuelle de 
la liberté de production à leurs superficies.

Änderungsantrag 112
ARTIKEL 43 NUMMER 6 A (NEU)

Artikel 59 Absatz 4 a (neu) (Verordnung (EG) Nr. 1782/2003)

 6a. In Artikel 59 wird folgender Absatz 4a 
eingefügt:
„4a. Die Mitgliedstaaten haben in dem 
Übergangszeitraum 2010–2011 die 
Möglichkeit, nach Konsultation mit den 
Berufsverbänden neben der Anwendung 
der Auflagenbindungsregelungen auch 
einen Anteil der obligatorischen Erzeugung 
für einen oder mehrere Bereiche der Obst- 
und Gemüseproduktion festzulegen, der zur 
Verarbeitung bestimmt ist und unter die 
vollständige Entkoppelung fällt.“

Änderungsantrag 113
ARTIKEL 43 NUMMER 8 A (NEU)

Artikel 71 Absatz 1 (Verordnung (EG) Nr. 1782/2003)

8a. Artikel 71 Absatz 1 erhält folgende 
Fassung:

 1. Ein Mitgliedstaat kann bis 1. August 
2004 beschließen, die 
Betriebsprämienregelung erst nach einer 
entweder am 31. Dezember 2005 oder am 
31. Dezember 2006 endenden 



PE 384.530v02-00 66/93 RR\667504DE.doc

DE

Übergangszeit anzuwenden, sofern in der 
Landwirtschaft spezielle Bedingungen 
vorliegen, die einen solchen Beschluss 
rechtfertigen Im Falle der Verordnung 
(EG) Nr. XXX/20071 endet diese 
Übergangszeit am 31. Dezember 2013, und 
ein Mitgliedstaat kann bis 1. August 2008 
beschließen, die neuen Zahlungen 
anzuwenden.“
_________
1 Abl.: Fundstelle dieser Verordnung angeben.

(Der erste Satz ist übernommen aus Artikel 71 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003)

Begründung

Es geht darum, eine vom einzelnen Mitgliedstaat festzulegende freiwillige Übergangszeit für 
die volle Einbeziehung von Obst und Gemüse in die Betriebsprämienregelung zu ermöglichen, 
wie dies in den übrigen Sektoren geschehen ist.  

Änderungsantrag 114
ARTIKEL 43 NUMMER 10 A (NEU)

Kapitel [X1] (neu) (Verordnung (EG) Nr. 1782/2003)

 10a. In Titel IV wird folgendes Kapitel 
eingefügt:

“KAPITEL [X1]

BEIHILFE FÜR VERARBEITETE 
TOMATEN
Artikel [x1]

Geltungsbereich
1. Für die Wirtschaftsjahre 2008, 2009, 
2010, 2011, 2012 und 2013 darf ein Betrag 
von bis zu 50 % der „einzelstaatlichen 
Obergrenzen“ gemäß Artikel 41 
einbehalten werden, der den Zahlungen für 
zur Verarbeitung bestimmte Tomaten 
entspricht, um anerkannten 
Erzeugerorganisationen, deren Mitglieder 
zur Verarbeitung bestimmte 
Industrietomaten ex KN-Code 0702 
anbauen, eine flächenbezogene Beihilfe zu 
gewähren.
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2. In diesem Fall entscheidet der 
betreffende Mitgliedstaat bis zum 
1. September 2007, ob er die 
Bestimmungen dieses Kapitels anwenden 
wird und welcher Prozentsatz einbehalten 
werden soll.

Artikel [x2]

Beträge
Der Mitgliedstaat legt einen Einheitsbetrag 
für die flächenbezogene Beihilfe pro 
Hektar fest.

Artikel [x3]

Beihilfefähigkeit 
1. Die Beihilfe wird den gemäß Artikel [x1] 
anerkannten Erzeugerorganisationen 
gezahlt, die sie entsprechend der jeweils für 
den Anbau von zur Verarbeitung 
bestimmten Tomaten beihilfefähigen 
Hektarfläche an ihre angeschlossenen 
Mitglieder weitergeben. 
2. Um beihilfefähig zu sein, muss die 
Fläche gemäß der in dem Gebiet üblichen 
landwirtschaftlichen Praxis vollständig 
bestellt werden und die Pflanzen müssen 
bis zur Reifung der Früchte auf dem Feld 
verbleiben.
Tomaten, die wegen außergewöhnlicher, 
vom betreffenden Mitgliedstaat 
entsprechend anerkannter 
Witterungsbedingungen jedoch nicht reif 
werden, bleiben beihilfefähig, sofern die 
betreffenden Flächen bis zu dem 
entsprechenden Zeitpunkt nicht 
bewirtschaftet werden.

Begründung

Die völlige Entkopplung kann bei manchen Verarbeitungserzeugnissen zu einem zu abrupten 
Rückgang der Produktion und zu einer irreversiblen Störung des Gleichgewichts in dieser 
Produktionskette führen. 

Änderungsantrag 115
ARTIKEL 43 NUMMER 10 B (NEU)
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Artikel 143 b b (neu) (Verordnung (EG) Nr. 1782/2003)

10b. Folgender Artikel wird eingefügt:
 „Artikel 143 b b

Ergänzende flächengebundene Beihilfen 
für zur Verarbeitung bestimmte Tomaten 

1. In Abweichung von Artikel 143b können 
neue Mitgliedstaaten, die die Regelungen 
für die einheitliche Flächenzahlung 
anwenden, entscheiden, ob sie 
Betriebsinhaber, die im Rahmen dieser 
Regelungen förderfähig sind, mit 
ergänzenden flächengebundenen Beihilfen 
für zur Verarbeitung bestimmte Tomaten 
unterstützen. Diese Beihilfen werden 
aufgrund von objektiven und 
nichtdiskriminierenden Kriterien gewährt, 
wie:
- Menge der zur Verarbeitung bestimmten 
Tomaten entsprechend den Angaben im 
Liefervertrag,
- Anbaufläche (in ha) für zur Verarbeitung 
bestimmte Tomaten sowie, ab 2004/2005 
ein vom betreffenden Mitgliedstaat 
festgelegter repräsentativer Zeitraum von 
mindestens einem Wirtschaftsjahr.
2. Ergänzende flächengebundene Beihilfen 
für zur Verarbeitung bestimmte Tomaten 
werden aus dem für diese Zahlungen 
bestehenden Finanzrahmen gewährt.
3. In Abweichung von Artikel 2 kann jeder 
betroffene neue Mitgliedstaat bis zum 
31. Oktober 2007 aufgrund von objektiven 
Kriterien entscheiden, bei ergänzenden 
flächengebundenen Beihilfen für zur 
Verarbeitung bestimmte Tomaten eine 
niedrigere Obergrenze als in Anhang VII 
Abschnitt N festzulegen.
4. Die für die zusätzlichen 
flächengebundenen Beihilfen für zur 
Verarbeitung bestimmte Tomaten gemäß 
den Absätzen 1, 2 und 3 bereitgestellten 
Mittel werden im jährlichen Finanzrahmen 
nach Artikel 143b Absatz 3 nicht 
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berücksichtigt. Findet Absatz 3 
Anwendung, wird die Differenz zwischen 
der Obergrenze gemäß Anhang VII 
Abschnitt N und der tatsächlichen 
Obergrenze im jährlichen Finanzrahmen 
gemäß Artikel 143b Absatz 3 
berücksichtigt.
5. Artikel 143a und 143c werden nicht auf 
ergänzende flächengebundene Beihilfen 
für zur Verarbeitung bestimmte Tomaten 
angewendet.“

Begründung

Według aktualnych przepisów projektu, dotychczasowe wsparcie produckji pomidorów 
kierowanych do przetwórstwa zostanie podzielone równo na całość areału objętego SAPS. 
Polska i inne kraje stosujące system SAPS nie będzie miała możliwości skierowania wsparcia 
na wybrane gatunki owoców i warzyw, czyli np. wyłącznie na uprawy pomidorów. 

Alokacja dodatkowych 6,7 mln euro (środków przewidzianych w ramach wsparcia do 
produkcji pomidorów kierowanych do przetwórstwa) na całość areału objętego SAPS w 
Polsce (14,4 mln ha) będzie skutkowała marginalnym wzrostem stawki dopłaty obszarowej 
stosowanej dla wszystkich upraw rolnych. Oznacza to, że 2,5 tys. producentów pomidorów do 
przetwórstwa w Polsce utraci dotychczasową formę wsparcia kosztem znikomego wzrostu 
dopłat w ramach SAPS. W perspektywie długoterminowej może prowadzić to nawet do 
zaniechania uprawy pomidorów do przetwórstwa w Polsce i innych krajach, które stosują 
system SAPS. Dlatego proponuje się, aby ta kwota była podzielona tylko pomiędzy 
producentów pomidorów kierowanych do przetwórstwa wg powierzchni upraw.

Änderungsantrag 116
ARTIKEL 43 NUMMER 10 C (neu)

Kapitel 10 h Artikel 110 y bis 110 af (neu) (Verordnung (EG) Nr. 1782/2003) 

10c. In Titel IV wird folgendes Kapitel 
10h eingefügt:

„Kapitel 10 h
Flächengebunden Beihilfe für Kirschen 

und Beerenobst
Artikel 110y

Gemeinschaftsbeihilfe
1. Die traditionellen Erzeuger von 
Kirschen und Beerenobst der 
Mitgliedstaaten, die 2004 der 
Gemeinschaft beitreten, erhalten eine 
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Gemeinschaftsbeihilfe gemäß den 
Bedingungen dieses Kapitels. 
Unter „Kirschen und Beerenobst“ sind 
für dieses Kapitel folgende Erzeugnisse zu 
verstehen: 
– Erdbeeren der KN-Codes 0810 00 und 
0811 10
– Himbeeren der KN-Codes 0810 20 10 
und 0811 20 31
– Johannisbeeren der KN-Codes 0810 90 
50 und 0811 20 39
– Kirschen der KN-Codes 0809 20 und 
0812 10 00. 
2. Die in Absatz 1 genannten 
Mitgliedstaaten können die Beihilfe nach 
Erzeugnissen durch Vergrößerung bzw. 
Verringerung der gemäß Artikel 110z 
aufgrund der in der Vergangenheit 
deklarierten traditionellen Erzeugung 
festgelegten Teilgrundflächen staffeln. In 
jedem einzelnen Mitgliedstaat darf jedoch 
der Gesamtbetrag der in einem 
bestimmten Jahr gewährten Beihilfe die 
Obergrenze nicht überschreiten, die 
gemäß Artikel 110z zugewiesen wird.

Artikel 110z
Beihilfeflächen

1. Ein Mitgliedstaat gewährt die 
Gemeinschaftsbeihilfe bis zu einer 
Hoechstgrenze, die sich durch 
Multiplikation der Hektarzahl seiner 
nationalen Garantiefläche nach 
Aufteilung der Garantiehöchstfläche 
gemäß Absatz 3 mit dem 
Durchschnittsbeihilfebetrag von 120,75 
EUR errechnet 
2. Es wird eine Garantiehöchstfläche von 
165 000 ha festgelegt. Die Kommission 
teilt die Garantiehöchstfläche unter die in 
Absatz 1 genannten Mitgliedstaaten auf 
der Grundlage der in der Vergangenheit 
deklarierten traditionellen Produktion 
auf.
3. Der einzelne Mitgliedstaat kann sein 
einzelstaatliche Garantiefläche nach 
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Erzeugnissen aufgrund von objektiven 
Kriterien, insbesondere nach auf diese 
Produkte spezialisierte Regionen und 
Wirtschaftsbezirke weiter unterteilen.

Artikel 110 aa
Überschreitung der Teilgrundflächen

Unterteilt ein Mitgliedstaat seine 
nationale Garantiefläche in 
Teilgrundflächen und wird die 
Obergrenze einer oder mehrerer 
Teilgrundflächen überschritten, so wird 
die Fläche, für die je Betriebsinhaber eine 
Gemeinschaftsbeihilfe beantragt wird, in 
diesem Jahr für Betriebsinhaber mit 
Teilgrundflächen, bei denen die 
Obergrenze überschritten wurde, 
anteilmäßig verringert. Diese 
Verringerung erfolgt, wenn in dem 
betreffenden Mitgliedstaat die 
Flächenanteile von Teilgrundflächen für 
Erzeugnisse, für die die Obergrenze nicht 
erreicht wurde, den Teilgrundflächen 
zugerechnet wurden, für die die 
Obergrenze überschritten wurde.

Artikel 110 ab
Beihilfevoraussetzungen

1. Die Beihilfen werden den 
berufsmäßigen traditionellen Landwirten 
aufgrund von objektiven und 
nichtdiskriminierenden Kriterien, die von 
den Mitgliedstaaten festgelegt werden, 
gewährt.
2. Die Zahlung der Gemeinschaftsbeihilfe 
erfolgt insbesondere unter der 
Voraussetzung, dass die Landwirte, die in 
den Genuss der Beihilfe kommen sollen, 
einer Erzeugerorganisation im Sinne von 
Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 
XXX/20071 angeschlossen sind und dass 
diese Organisation spezifische 
Maßnahmen zur strukturellen 
Verbesserung sowohl auf der Ebene der 
Erzeugung als auch der Vermarktung der 
diesem Kapitel unterliegenden 
Erzeugnisse in ihr operationelles 
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Programm aufgenommen haben.
3. Die Mitgliedstaaten können 
beschließen, dass die Zahlung der 
Beihilfe nach Absatz 1 an eine 
Erzeugerorganisation zugunsten von 
deren Mitgliedern erfolgt. Der Betrag der 
bei der Erzeugerorganisation 
eingegangenen Beihilfe wird an deren 
Mitglieder ausgezahlt. 

Artikel 110 ac
Einzelstaatliche Beihilfe

1. Die Mitgliedstaaten können ergänzend 
zu der Gemeinschaftsbeihilfe eine 
einzelstaatliche Beihilfe bis zu 120,75 
EUR/ha pro Jahr gewähren. 
2. Die einzelstaatliche Beihilfe wird nur 
für Flächen gezahlt, für die eine 
Gemeinschaftsbeihilfe gewährt wird. 
__________
1 Abl.: Fundstelle dieser Verordnung angeben.

Begründung

Compte tenu de la situation difficile que traverse le secteur des cerises et fruits à baies dans 
les nouveaux États membres, il a été décidé d'accorder une aide à la superficie analogue à 
celle que perçoivent les producteurs de fruits à coque (120,75 euros) (titre IV, chapitre 4, du 
règlement (CE) n° 1782/2003 - articles 83 à 87). On estime qu'une aide supérieure à 
120,75 euros, outre qu'elle serait discriminatoire vis-à-vis d'autres productions, serait 
susceptible d'aggraver la surproduction dont souffre déjà le secteur. Cette aide, limitée aux 
producteurs professionnels traditionnels, est également subordonnée à l'appartenance des 
producteurs à une organisation reconnue et à l'inclusion de mesures d'amélioration 
structurelle dans les programmes opérationnels visés, en vue de garantir la viabilité future du 
secteur. L'aide remplirait les conditions de la catégorie bleue et, compte tenu des marges 
existantes concernant les négociations multilatérales, elle ne présenterait pas de problème de 
reconnaissance de la part de l'OMC.

Änderungsantrag 117
ARTIKEL 43 NUMMER 10 d (neu)

Artikel 143 a Absatz 1 a (neu) (Verordnung (EG) Nr. 1782/2003)

 10d. In Artikel 143 wird folgender Absatz 
hinzugefügt:
„Die flächengebundenen Beihilfen für 
zur Verarbeitung bestimmte Tomaten 
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gemäß Kapitel 10g und die 
flächengebundenen Beihilfen für 
Kirschen und Beerenobst gemäß Artikel 
10h werden ab dem Zeitpunkt des 
Inkrafttretens der Verordnung (EG) Nr. 
XXX/20071 unter den in den genannten 
Kapiteln festgelegten Bedingungen in 
voller Höhe ausgezahlt.“
___________
1 Abl.: Fundstelle dieser Verordnung angeben.

Begründung

Dieser Änderungsantrag dient der Ergänzung der Einführung der neuen Kapitel 10g (zur 
Verarbeitung bestimmte Tomaten in den neuen Mitgliedstaaten) und 10h (Kirschen und 
Beerenobst) in die Verordnung (EG) Nr. 1782/2003. 

Änderungsantrag 118
ARTIKEL 43 NUMMER 10 E (NEU)

Kapitel 10 i Artikel 110 z (Verordnung (EG) Nr. 1782/2003)

 10e. In Titel IV wird folgendes Kapitel 10i 
eingefügt:

„Kapitel 10i
Flächengebundene Beihilfe für Knoblauch

Artikel 110 z
1. Traditionelle Erzeuger von Knoblauch 
erhalten eine flächengebundene Beihilfe 
nach den Bestimmungen dieses Kapitels.
2. Die Mitgliedstaaten teilen der 
Kommission mit, in welchem Umfang 
Flächen in den traditionellen 
Anbaugebieten mit Knoblauch bebaut 
werden, damit auf diese Weise eine 
Garantiehöchstfläche festgelegt werden 
kann, die unter den Mitgliedstaaten 
aufgeteilt wird.
3. Die Kommission legt diese Fläche sowie 
die Durchführungsbestimmungen nach 
dem Verfahren von Artikel 46 Absatz 2 der 
Verordnung (EG) Nr. 2200/96 fest.“



PE 384.530v02-00 74/93 RR\667504DE.doc

DE

Begründung

Seit vielen Jahren sieht sich der Knoblauchsektor einem unfairen Wettbewerb durch 
Einfuhren aus China ausgesetzt. Keine der von der Europäischen Union eingeführten 
Schutzmaßnahmen hat jedoch bislang die erhofften Ergebnisse erbracht, weshalb eine 
dauerhafte Lösung für diesen Sektor gefunden werden müsste.

Änderungsantrag 119
ARTIKEL 45

Die in den Verordnungen (EG) Nr. 2201/96 
und (EG) Nr. 2202/96 festgelegten und mit 
der vorliegenden Verordnung 
abgeschafften Beihilferegelungen gelten 
für jedes der betreffenden Erzeugnisse 
weiterhin in dem 2008 endenden 
Wirtschaftsjahr für das betreffende 
Erzeugnis.

Die in der Verordnung (EG) Nr. 2201/96 
festgelegte und mit der vorliegenden 
Verordnung abgeschaffte Beihilferegelung 
gilt für jedes der betreffenden Erzeugnisse 
weiterhin in dem 2008 endenden 
Wirtschaftsjahr für das betreffende 
Erzeugnis. Die in der Verordnung (EG) Nr. 
2202/96 festgelegte Beihilferegelung gilt 
weiterhin für die Wirtschaftsjahre 
2008/2009 und 2009/2010.

Begründung

Eine radikale Änderung der derzeitigen Beihilferegelung für die Verarbeitung von 
Zitrusfrüchten sollte erst nach einer Übergangszeit erfolgen, um eine allmähliche Anpassung 
der Verarbeitungsindustrie an die neue Regelung zu gewährleisten.

Änderungsantrag 120
ANHANG I NUMMER 4 A (neu)

4a. Vorschriften zur Verhütung von Krisen 
und zum Krisenmanagement

Änderungsantrag 121
ANHANG II NUMMER 3 A (neu)

Anhang VI (Verordnung (EG) Nr. 1782/2003)

In Anhang VI wird folgender Text 
angefügt:
„(Sektor) Zur Verarbeitung bestimmtes 
Obst und Gemüse
(Rechtsgrundlage) Entsprechende Artikel 
der Verordnung (EG) Nr. 2201/96 und 
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2202/96
(Anmerkungen) Erzeugerbeihilfen“

Begründung

Dieser Zusatz ist nötig aus Gründen der Genauigkeit und einer präziseren Formulierung sowie der 
Präzisierung des Anwendungsgebiets bestimmter Maßnahmen, die in die Verordnung (EG) Nr. 
1782/03 aufgenommen werden sollen.

Änderungsantrag 122
ANHANG II NUMMER 4 A (NEU)

Anhang VII Abschnitt M a (neu) (Verordnung (EG) Nr. 1782/2003)

4a. In Anhang VII wird folgender  Punkt 
eingefügt:
„Ma. Ergänzende flächengebundene 
Beihilfen für zur Verarbeitung bestimmte 
Tomaten 
– der Höhe der Marktunterstützung, die 
der Betriebsleiter direkt oder indirekt für 
zur Verarbeitung bestimmte Tomaten 
erhalten hat,
– der Flächen, die für die Erzeugung von 
zur Verarbeitung bestimmten Tomaten 
genutzt werden,
– der Mengen der erzeugten zur 
Verarbeitung bestimmten Tomaten,

in Bezug auf einen repräsentativen 
Zeitraum fest, der aus einem oder 
mehreren Wirtschaftsjahren ab dem 
Wirtschaftsjahr 2004 bis einschließlich 
dem Wirtschaftsjahr 2007 besteht.
Die Mitgliedstaaten berechnen die in 
Artikel 43 Absatz 2 dieser Verordnung 
genannten anwendbaren Hektarzahlen 
anhand objektiver und 
nichtdiskriminierender Kriterien wie der 
in Nummer 1 zweiter Gedankenstrich 
genannten Flächen. 
2. Wenn die gemäß Absatz 1 festgelegten 
Beträge in einem Mitgliedstaat die unten 
in 1000 EUR angegebenen Obergrenzen 
übersteigen, werden die Beträge für die 
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einzelnen Betriebsinhaber entsprechend 
gekürzt.

(in 1000 EUR)
Bulgarien 5 394
Tschechische Republik 414
Zypern 274
Malta 932
Ungarn 4 512
Rumänien 1 738
Polen 6 715
Slowakei 1 018"

Begründung

Diese Änderung resultiert aus der vorgeschlagenen Ausgliederung der Beihilfen für zur 
Verarbeitung bestimmte Tomaten aus dem Mechanismus der einheitlichen Flächenzahlungen 
in den Mitgliedstaaten, die dieses System anwenden (neuer Artikel 143b der Verordnung (EG) 
1782/2003). Diese Änderung ist haushaltsneutral und betrifft nur die Auszahlung von Mitteln, 
die bereits bewilligt wurden.

Änderungsantrag 123
ANHANG II ABSCHNITT 5

Anhang VIII „Spanien“ (Verordnung (EG) Nr. 1782/2003)

2008 4.830,954 2008 4.868,312
2009 4.838,536 2009 4.875,894
2010 und Folgejahre 4.840,413 2010 und Folgejahre 4.877,771

Begründung

Diese Aufstockung der Mittel um 37,5 Millionen Euro für Spanien ergibt sich aus einer 
gerechteren Verteilung der Beihilfen für Zitrusfrüchte auf die verschiedenen 
Erzeugermitgliedstaaten. Die derzeitigen Beihilfen für die Verarbeitung dienen dazu, den 
Markt an Frischfrüchten zu regeln und den Absatz minderwertiger Erzeugnisse zu 
begünstigen, was bedeutet, dass der Vorschlag der Kommission die stärker marktorientierten 
Erzeuger benachteiligt. Es bedarf einer gerechteren Umverteilung der Mittel für die 
Industrialisierung der Erzeugnisse mit doppelter Nutzung– wie Zitrusfrüchte. 
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BEGRÜNDUNG

1. Obst und Gemüse – ein aus wirtschaftlichen, territorialen und gesundheitspolitischen 
Gründen strategischer Sektor

Obst und Gemüse machen 16,6 % der gesamten landwirtschaftlichen Endproduktion der EU-
25 aus. Im Zeitraum 2003-2005 produzierte die EU durchschnittlich 38,3 Millionen Tonnen 
Obst, wobei Italien und Spanien mit insgesamt über 50 % die beiden Haupterzeuger waren. 
Im selben Zeitraum produzierte sie durchschnittlich 66 Millionen Tonnen Gemüse, wobei 
Italien der Haupterzeuger ist (24 % der Gesamtproduktion), gefolgt von Spanien (19 %) und 
Frankreich (12 %)1. Durch den Beitritt Bulgariens und vor allem Rumäniens wurde der 
Produktion dieses Sektors um weitere 1,1 Millionen Tonnen jährlich erhöht. Die EU-27 ist 
derzeit nach China (35 %) und Indien (10 %) mit 8,3 % der weltweiten Erzeugung der 
drittgrößte Erzeuger von Obst und Gemüse.

Auf den Handel (innerhalb der Gemeinschaft und außerhalb) entfallen 32,6 % der Produktion 
von Frischgemüse und 54,5 % der Produktion von Frischobst (ausgenommen tropische 
Früchte), was erwarten lässt, dass sich der Handel für die Entwicklung dieses Sektors als 
zunehmend wichtig erweist. Der Gemeinschaftsmarkt ist mit 86 % für Gemüse und mit 65 % 
für Früchte (einschließlich Zitrusfrüchte) der Hauptabsatzmarkt.

Der Sektor Obst und Gemüse ist neben seinem wirtschaftlichen Gewicht in der 
Landwirtschaft der Gemeinschaft insgesamt durch große Vielfalt geprägt, weshalb es auch 
gerechtfertigt ist, hier auf ein sehr flexibles Vorgehen im Geiste der Subsidiarität zu setzen. 
Dies wird in dem Vorschlag für eine Reform der GMO zu Recht anerkannt. Nicht nur die 
Erzeugnisse sind sehr unterschiedlich (mit mehr oder weniger Unterstützung und Schutz 
durch die Gemeinschaft), auch die Anbauarten (jährliche Kulturen, Dauerkulturen, 
Treibhauskulturen usw.) und die Art und Weise der Erzeugung (biologisch, integriert usw.). 
Auch der Konsum nimmt immer unterschiedlichere Formen an (zuhause und unterwegs, 
Verzehr von Frischprodukten, Fertig-Produkten, verarbeiteten Produkten usw.). Neben den 
Modalitäten der Vermarktung (Direktverkauf, spezialisierte Einzelhändler, Großhandel, 
Supermärkte) sind auch die agrarischen Strukturen sehr unterschiedlich, je nach Größe und 
Produktivität der Betriebe, ihrem Grad der Spezialisierung, ihrer Abhängigkeit von 
Lohnarbeit oder dem Grad der Organisation der Erzeuger und der Handelsintegration. 
Schließlich variiert auch die territoriale Bedeutung von Obst und Gemüse stark, wobei in 
manchen Regionen vor allem im südlichen Europa mehr als 30 % der gesamten 
landwirtschaftlichen Produktion auf diesen Sektor entfallen2. Dieser hohe Grad der 
territorialen Spezialisierung macht diesen Sektor sehr anfällig für Einkommenskrisen und 
muss bei der Konzipierung einer neuen GMO als überaus wichtiger Faktor berücksichtigt 

1 Die Daten wurden dem Bericht der Kommission "Major Features of the sector of fresh fruits and vegetables in 
the EU" vom April 2006 entnommen.
2 In der Algarve (Portugal), in Andalusien, den Kanarischen Inseln, der Gemeinschaft Valencia, Murcia und La 
Rioja (Spanien), in Korsika, in Languedoc-Roussillon und Provence-Alpes-Côte d'Azur (Frankreich), praktisch 
im gesamten Süden Italiens (Sizilien, Sardinien, Kalabrien, Basilicata, Apulien, Kampanien, Lazio und 
Abruzzen), in Borsod-Abaúj-Zemplen (Ungarn), in Kent und Lincolnshire (Vereinigtes Königreich), in 
Südholland (Niederlande) und schließlich im gesamten Gebiet von Griechenland, Zypern und Malta.
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werden, insbesondere im Hinblick darauf, dass neuen Erzeugern der  Markteintritt erleichtert 
werden sollte, indem sie weiterhin ihre Betriebsprämie für andere Erzeugnisse beziehen 
können, die in der Vergangenheit angegeben wurden.

Der wichtigste Aspekt bei der Nachfrage liegt darin, dass in den letzten Jahren der Verzehr 
von Obst und Gemüse in der EU immer weiter abgenommen hat, was umso überraschender 
ist, als allgemein Konsens darüber herrscht, welche Bedeutung eine ausgewogene Ernährung 
für die Verhütung von chronischen Krankheiten hat. Der Verzehr von Obst und Gemüse 
bleibt im Durchschnitt weit unter den Empfehlungen der WHO und von Ernährungsexperten 
(etwa 400 Gramm pro Tag)1. Nur einige Mittelmeerländer wie Griechenland oder Italien 
erfüllen die Gesundheitsempfehlungen mit einem durchschnittlichen Verzehr von 500 Gramm 
pro Tag. Aber auch hier verzehren weite Teile der Bevölkerung mengenmäßig weniger als 
standardmäßig empfohlen wird.

Angesichts dieser Entwicklung könnte man die nationalen und gemeinschaftlichen Initiativen 
zur Förderung des Verzehrs von Obst und Gemüse als gescheitert betrachten. Sie müssen 
folglich völlig neu konzipiert und besser auf die Zielgruppen abgestimmt werden. Natürlich 
hängt der Verzehr in einem Land von der sozialen Schicht und vom Alter ab. Umfragen in 
allen Ländern der Union zeigen, dass Haushalte mit niedrigem Einkommen weniger Obst und 
Gemüse verzehren2. In vielen europäischen Ländern müsste der Verzehr doppelt so hoch sein, 
wenn die aus Gründen der öffentlichen Gesundheit gesteckten Ziele erreicht werden sollen. 
Die Kommission hat ausdrücklich auf die Bedeutung von Obst und Gemüse für eine gesunde 
Ernährung hingewiesen, die Übergewicht, Adipositas und chronischen Krankheiten vorbeugt3. 
Es bleibt abzuwarten, ob derart löbliche Intentionen nicht bloße Lippenbekenntnisse bleiben, 
sondern sich konkret in wirksamen Maßnahmen im Rahmen der neuen GMO niederschlagen, 
mit denen der Verzehr von Obst und Gemüse allen Schichten der Bevölkerung, vor allem aber 
Kinder und Jugendlichen, schmackhafter gemacht werden soll.

2. Ein anfälliger Sektor mit Strukturproblemen, der einem wachsenden Druck von 
außen bzw. dem Druck durch große Handelsketten ausgesetzt ist

Die EU weist trotz ihrer großen Produktion und der Tatsache, dass sie der weltweit 
zweitgrößte Exporteur ist (11 % des gesamten innergemeinschaftlichen Handels und 17 % 
beim Handel mit Drittländern), im Sektor Obst und Gemüse ein Handelsbilanzdefizit auf. 
Dieser Markt ist wegen der Mengen, die verzehrt werden, und der Erträge, die erzielt werden 
können, sehr attraktiv und steht heute bereits an der Spitze der weltweiten Obst- und Gemüse-
Importe, die mehr als 25 % der Gesamtimporte ausmachen, gefolgt von den Vereinigten 
Staaten (20 %), Japan (12 %) und Kanada (6 %).

1 Ross, G., Johannsson, L., Kasmel, A. et al. (2001): Disparities in vegetable and fruits consumption: European 
cases from the North and the South.  Public Health Nutrition, 4:35-43; WHO (2003): Diet, Nutrition and the 
prevention of Chronic Diseases. Report of a Joint WHO/FAO Expert Consultation. Geneva, WHO Technical 
Report Series 916.
2 National Institute of Public Health (1999): Disparities in food habits, review of research in 15 European 
Countries. Helsinki, Finnland.
3 EU-Kommision (2005): Förderung gesunder Ernährung und körperlicher Bewegung: eine europäische 
Dimension zur Verhinderung von Übergewicht, Adipositas und chronischen Krankheiten. Grünbuch  
KOM (2005) 637 vom 8.12.2005.
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Die europäischen Importe aus Drittländern nehmen schneller zu als die Exporte dorthin, 
besonders bei Obst, was zu einer stetigen Verschlechterung der Handelsbilanz führt: Für 
Frischgemüse ist das Handelsbilanzdefizit von 200 Millionen Euro Ende der neunziger Jahre 
auf 500 Millionen Euro im Jahr 2005 gestiegen und bei Obst (ausgenommen tropische 
Früchte) stieg der Negativsaldo im gleichen Zeitraum von 6,5 auf 8,8 Milliarden. Diese 
Situation lässt sich damit erklären, dass immer mehr Erzeugnisse aus der südlichen 
Hemisphäre (Neuseeland, Südafrika, Chile, Argentinien usw.) und aus Ländern des südlichen 
Mittelmeerraums (Türkei, Marokko usw.) auf den Gemeinschaftsmarkt gelangen, die 
regelmäßig mit Handelspräferenzen unterstützt werden.

Dieser starke externe Wettbewerb in einem Sektor, für dessen GMO es kaum interne 
Beihilfen gibt (etwa 4,1 % der Rubrik 1a im Haushaltsjahr 2005) und dessen Stabilität im 
Wesentlichen von der Wirksamkeit der Einfuhrpreise abhängt, trägt dazu bei, dass sich die 
Situation, in der die Erzeugerpreise ständig fallen, weiter verschlechtert. Dies erklärt sich 
durch den kombinierten Effekt verschiedener Faktoren: die schnelle Verderblichkeit der 
Erzeugnisse und ihre große Empfindlichkeit gegenüber Klimaschwankungen, was zu starken 
Preisfluktuationen führt, die bereits erwähnte schleppende Nachfrage, die zudem stark 
saisonal bedingt ist, und eine beschleunigte Veränderung der Essgewohnheiten (Mahlzeiten 
außerhalb des Hauses, Fertiggerichte, Schnellimbisse usw.): All das führt dazu, dass Obst und 
Gemüse in der täglichen Ernährung durch andere Erzeugnisse ersetzt werden und die 
einheimische Produktion auf einem bereits reifen und gesättigten Markt ständig weiter steigt.

Die sich daraus ergebenden Marktungleichgewichte führen dazu, dass immer mehr Betriebe 
nicht mehr rentabel sind. In diesem Zusammenhang ist festzustellen, dass mit den 
Mechanismen der derzeit geltenden GMO die ständig wiederkehrenden Einkommenskrisen, 
unter denen viele Obst- und Gemüsebauern leiden, nicht mehr aufgefangen bzw. bewältigt 
werden können. Mangels direkter Zahlungen, wie sie in anderen Sektoren üblich sind, ist es 
nicht möglich, schwere Krisen mit den vorgesehenen Interventionen in die Märkte (mit 
überaus starren Stilllegungspreisen) und den Maßnahmen der Erzeugerorganisationen 
innerhalb ihrer operationellen Programme in den Griff zu bekommen.

Die Krisen bei den Erlösen für Obst und Gemüse werden aber auch durch spezifische 
Eigenheiten des Sektors und seine tiefsitzenden strukturell bedingten Nachteile verschärft, die 
auch die GMO nicht lösen konnte. Hierzu gehören vor allem der Anstieg der Kosten, 
insbesondere der Kosten im Zusammenhang mit den steigenden Anforderungen an die 
Rückverfolgbarkeit, der Vermarktung und der Arbeitskräfte. Hinzu kommt noch die hohe 
Abhängigkeit von Lohnarbeit, vor allem für die Ernte und die Behandlung nach der Ernte, die 
zu Wettbewerbsverzerrungen im Binnenmarkt führt, weil auf Gemeinschaftsebene eine 
Harmonisierung der sozialen und steuerlichen Bedingungen fehlt. Weitere Faktoren sind die 
allzu starke Ausrichtung auf die internen Märkte bei gleichzeitiger wachsender Konkurrenz 
von außen, das Vorherrschen von Kleinbetrieben, vor allem im Süden und im Bereich Obst, 
und trotz der bereits erzielten Fortschritte im Bereich der Konzentration des Angebots eine 
immer noch starke kommerzielle Zersplitterung des Produktivsektors, weshalb die Erzeuger 
auch nicht auf Augenhöhe mit den großen Vertriebskonzernen verhandeln können. Durch die 
großen Supermärkte und ihre Einkaufszentralen ist der Handel nicht mehr bloß ein 
Zwischenglied zwischen Erzeuger und Endkunden, sondern der Hauptakteur, der die Preise 
entlang der gesamten Lieferkette diktiert.
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International operierende Handelsketten,die sich zum wichtigsten Garanten der Interessen der 
Verbraucher aufschwingen, kontrollieren die Vermarktungswege innerhalb und außerhalb der 
nationalen Grenzen und der Gemeinschaftsgrenzen mit ihren Einkaufszentralen und 
Logistikplattformen. Zurzeit befinden sich in Deutschland, Frankreich, den Niederlanden, 
dem Vereinigten Königreich und in den skandinavischen Ländern zwischen 70 und 90 % des 
Obst- und Gemüseeinzelhandels in den Händen der großen Supermärkte. Auch in Südeuropa 
ist in den letzten Jahren die rasche Entwicklung von Supermärkten zu beobachten, wenn auch 
die Prozentsätze niedriger liegen. Das Gleiche gilt für die neuen Mitgliedstaaten, obwohl dort 
erst seit Mitte der neunziger Jahre Riesensupermärkte gebaut werden. 

Dies führt dazu, dass der Großhandel zunehmend außen vor bleibt und zu einem 
zweitrangigen Glied in der Kette wird. Die kleinen und traditionellen Läden verlieren 
zunehmend Marktanteile, und nicht zuletzt geraten auch die Erzeugerorganisationen unter 
ständigen Druck, damit sie eng kalkulierte Lieferverträge eingehen, ohne dass ihnen im 
Gegenzug Preise garantiert werden, die die steigenden Produktionskosten decken. Dank ihrer 
Kaufkraft bewirken die Supermarktketten mit ihrer massenhaften Nachfrage, ihrem Pochen 
auf pünktliche Lieferungen, vorher festgelegten und konstanten Qualitätsstandards, mit ihrer 
riesigen und differenzierten Produktpalette mit immer weiter aufgefächerten 
Vermarktungszeitplänen einen tiefgreifenden Wandel der Handelsusancen, nicht zuletzt 
dadurch, dass die Erbringung zahlreicher verbundener Dienstleistungen sichergestellt wird. 
Für Supermärkte sind Obst- und Gemüseerzeugnisse von großer Bedeutung, weil sie so ihre 
Differenzierungsstrategie anwenden und Einfluss darauf nehmen können, wie häufig die 
Kunden die Verkaufsflächen frequentieren.

In diesem Zusammenhang sei auch darauf hingewiesen, dass sich die Preise für die 
Erzeugung und den Verbrauch ganz unterschiedlich entwickelt haben. Grundsätzlich ergeben 
sich die Preise für Obst und Gemüse durch die Notierungen an den Märkten und hängen 
schließlich vom Gleichgewicht zwischen Angebot und Nachfrage ab. Das erklärt ihre große 
Instabilität je nach den Klimabedingungen in der Saison, dem Wettbewerb zwischen oder der 
Überlappung von Produkten, dem effektiven Vorhandensein externer Produktionen sowie 
Absatzkampagnen, über deren Durchführung die Handelsketten entscheiden. Andererseits 
nimmt der Anteil der Preise für Agrarerzeugnisse an den Gesamtkosten der Produktion von 
Lebensmitteln, die die an die Endkunden verkauft werden, ständig ab. Die Kosten für die 
Verarbeitung, die Vermarktung und den Vertrieb steigen dagegen immer mehr an, was unter 
anderem die schwache Korrelation bei den aggregierten Daten erklärt. Wenn die 
Einzelhandelspreise für Obst und Gemüse ständig steigen, werden sie zu teuren 
Nahrungsmitteln und ihr Anteil am Warenkorb ist bei Kaufkraftschwankungen stark 
rückläufig. Diese Entwicklung ist zumindest in den reiferen einzelstaatlichen Märkten 
festzustellen, in den neuen Mitgliedstaaten ist hingegen ausgehend von einem sehr niedrigen 
Verzehr von Obst und Gemüse eine ständige Zunahme der Nachfrage und des Handels zu 
verzeichnen (vor allem bei Produkten wie Zitrusfrüchten, bei denen es keine Eigenproduktion 
gibt).

3. Die vorgeschlagene Reform der GMO Obst und Gemüse und die Meinung der 
Berichterstatterin

Das Europäische Parlament hat kürzlich zwei Entschließungen zum Sektor Obst und Gemüse 
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angenommen, die erste vom 3. Mai 2005 zur Vereinfachung der gemeinsamen 
Marktorganisation für Obst und Gemüse1, und die zweite vom 12. Oktober 2006 zur Lage des 
Sektors Kirschen und andere zur Verarbeitung bestimmte Beerenfrüchte2. Natürlich handelt es 
sich bei dem Legislativvorschlag der Kommission keineswegs um eine bloße Vereinfachung 
der GMO, wie es anfangs schien:

- Die Regelung wird zugunsten der Erzeugerorganisationen (EO) flexibilisiert und gestärkt, 
wobei diese sich zum „harten Kern“ der neuen GMO entwickeln, nicht nur was die Steuerung 
des Angebots betrifft, sondern auch was die Absatzförderung betrifft. In diesem 
Zusammenhang wird ihnen bei der künftige Regelung der Märkte die volle Verantwortung 
übertragen, mit der Möglichkeit, neue Instrumente des Krisenmanagements in ihre 
operationellen Programme aufzunehmen.

- Alle bereits existierenden Beihilfen für die Verarbeitung werden in der 
Betriebsprämienregelung integriert; parallel dazu gelten die Flächen, auf denen Obst und 
Gemüse angebaut wird, künftig als beihilfefähig, sodass der Beihilfeanspruch geltend 
gemacht werden kann.

- Die Umweltausrichtung der GMO wird durch die Einführung von Betriebsprämien gestärkt, 
womit die Betriebe die Auflagenbindungsregeln anwenden können, und die 
Umweltschutzmaßnahmen in der Landwirtschaft werden im Rahmen der operationellen Pläne 
gestärkt.

- Schließlich soll noch der Verzehr von Obst und Gemüse gefördert werden, insbesondere 
damit die Essgewohnheiten von Kindern und Jugendlichen verbessert und die 
Ernährungsempfehlungen der WHO eingehalten werden und so das Risiko chronischer 
Krankheiten verringert wird.

Die neue GMO inspiriert sich ferner an vier Grundsätzen: a) Haushaltsneutralität gegenüber 
der Vergangenheit, das heißt also, dass praktisch das (niedrige) Niveau der bisherigen 
Finanzierung nicht verbessert wird; b) maximale Flexibilität bzw. Subsidiarität bei der 
Verwaltung, wobei den Mitgliedstaaten die endgültige Entscheidung für eine ganze Reihe von 
Fragen überlassen bleibt, damit sie den neuen Stützungsrahmen entsprechend ihren 
strukturellen Besonderheiten anpassen können; c) Integration der neuen Mitgliedstaaten, die 
eine spezifische Anpassung der Mittel an ihre Produktionsgegebenheiten ermöglicht; und d) 
auch wenn sich in Bezug auf die externen Aspekte der GMO nichts ändert, wird doch die 
Verhandlungsposition der EU mit Blick auf die laufenden WTO-Verhandlungen gestärkt, 
wobei die Maßnahmen in der „Yellow Box“ zugunsten der „Green Box“ im Rahmen des 
Kapitels Interne Stützung erheblich verringert werden und in Kapitel Ausfuhrförderung die 
Ausfuhrerstattungen (die bereits heute stark zurückgefahren sind) vollständig abgeschafft 
werden.

Nach Durchsicht des Vorschlags hält die Berichterstatterin ihn für eine akzeptable 

1 Entschließung P6_TA(2005)0714 vom 3.5.2005 auf der Grundlage des Initiativberichts 2004/2193(INI), A6-
0121/2005.
2 Entschließung P6_TA-PROV(2006)0420 vom 12.10.2006 auf der Grundlage des Initiativberichts 
2004/2193(INI)
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Arbeitsgrundlage, die natürlich in einigen Aspekten korrigiert und verbessert werden kann. In 
diesem Sinne werden einige Grundprinzipien stärker herausgearbeitet und verschiedene 
Änderungsanträge zum verfügenden Teil vorgeschlagen. Diese werden in den jeweiligen 
Begründungen erläutert und hier also nur schwerpunktmäßig aufgegriffen:

a) Zur Haushaltsneutralität: Der Etat der GMO wird leicht angehoben, und zwar auf 
20 Millionen Euro jährlich, und umfasst auch eine spezifische Flächenbeihilfe für Kirschen 
und Beerenfrüchte entsprechend der Entschließung des Parlaments vom 12. Oktober 2006. 
Diese Aufstockung ist angesichts des geringen Niveaus der Finanzierung, die der Sektor Obst 
und Gemüse im Vergleich zu seinem Produktivwert erhält, vollkommen gerechtfertigt. Als 
Geste der Verantwortung werden von vornherein weitere Aufstockungen verworfen, 
eingedenk dessen, dass jedwede Änderung zu Lasten der übrigen Erzeuger in der 
Europäischen Union ginge, für die die in der Finanziellen Vorausschau 2007-2013 
angenommenen strikten Obergrenzen gelten. Alternativ wird, sofern die Mitgliedstaaten der 
Auffassung sind, dass eine größere Finanzierung notwendig ist, die Möglichkeit vorgesehen, 
dass ein Teil der nationalen Reserve gemäß Artikel 42 der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 
bis zu einer Obergrenze von 0,5 % in Anspruch genommen werden kann.

b) Zur spezifischen Beihilfe für die neuen Mitgliedstaaten: Abgesehen von der Beihilfe für 
Kirschen und Beerenfrüchte, die ausschließlich den neuen Mitgliedstaaten zugutekommt, sind 
spezifische Bestimmungen über die Anerkennung der Erzeugerorganisationen in diesen 
Ländern aufgenommen worden.

c) Zur Anwendung der Betriebsprämienregelung im Sektor Obst und Gemüse: Wegen der 
Gefahr, dass die Märkte und Strukturen im Sektor Obst und Gemüse aus dem Gleichgewicht 
geraten, ist es notwendig, die geltende Regelung für die Flächen beizubehalten, auf denen 
Obst und Gemüse angebaut wird und die auch nicht für eine andere landwirtschaftliche 
Tätigkeit umgewidmet werden können, solange die potenziellen Auswirkungen dieser 
Entscheidung sich nicht genau bewerten lassen, wie auch in den jüngsten Urteilen des EuGH 
gefordert wird. Was die Beihilfen für verarbeitetes Obst und Gemüse betrifft, ist ebenfalls 
abzuschätzen, ob für bestimmte Erzeugnisse, die die Mitgliedstaaten festlegen, eine 
flächenbezogene Beihilfe gewährt werden sollte, ähnlich der für Schalenfrüchte, zumal es sich 
um Produktionszweige mit doppeltem Verwendungszweck handelt und die Gefahr massiver 
Betriebsaufgaben besteht, falls diese Produktion völlig abgekoppelt wird. Diese neue Beihilfe, 
deren Gesamtbetrag etwa den derzeitigen Beihilfen für die Verarbeitung entsprechen würde, 
kann nach Ansicht der Berichterstatterin die Verarbeitungsindustrie vor möglichen 
Lieferausfällen bewahren und entspricht gleichzeitig den Erfordernissen der GMO in dem 
Maße, in dem die Abkopplung voranschreiten und sie in die so genannte „Blue Box“ Eingang 
finden sollte.

d) Zu den operationellen Programmen: Es werden verschiedene Änderungsanträge 
technischer Art eingereicht, entsprechend dem Grundsatz der Subsidiarität bei der 
Verwaltung, mit denen für Erzeugerorganisationen, die in der Vergangenheit Beihilfen 
erhalten haben, die Obergrenzen des Werts der vermarkteten Produktion auf 6 % angehoben 
wird, um ein gleiches Stützungsniveau zu garantieren und die Konzentration des Angebots zu 
fördern, was zu den grundlegenden Zielen der neuen GMO gehört. Ferner sollten die Mittel 
zur Anhebung des Gemeinschaftsbeitrags zu den Betriebsmitteln auf 60 % aufgestockt 
werden. Schließlich werden noch die Bestimmungen gestärkt, mit denen einer 
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Doppelfinanzierung durch die Programme für die Entwicklung des ländlichen Raums und die 
operationellen Programme ein Riegel vorgeschoben wird.

e) Zum Risikomanagement: Die Erzeugerorganisationen sollen zwar in ihren operationellen 
Programmen auch das Risikomanagement abdecken, aber bestimmte Maßnahmen, die als 
allgemeine Ziele der operationellen Programme auf Dauer angelegt sein müssen und nicht 
punktuell sein dürfen, überschneiden sich damit (Absatzförderung, Kommunikation und 
Bildung). Ergänzend wird den Mitgliedstaaten ermöglicht, einen Sicherheitsfonds für schwere 
Krisen einzurichten, der allen Erzeugern offen steht, unabhängig von ihrer Mitgliedschaft in 
Erzeugerorganisationen. Dieser Fonds könnte, wie bereits vorgeschlagen, bis zu einer 
Obergrenze von 0,5 % teilweise aus den Beträgen der nationalen Reserve gemäß Artikel 42 
der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 finanziert werden.
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STELLUNGNAHME DES AUSSCHUSSES FÜR INTERNATIONALEN HANDEL

für den Ausschuss für Landwirtschaft und ländliche Entwicklung

zu dem Vorschlag für eine Verordnung des Rates mit besonderen Vorschriften für den Obst- 
und Gemüsesektor und zur Änderung bestimmter Verordnungen
(KOM(2007)0017 – C6-0075/2007 –2007/0012(CNS))

Verfasser der Stellungnahme: Béla Glattfelder

KURZE BEGRÜNDUNG

Die Reform der Gemeinsamen Marktorganisation (GMO) für Obst und Gemüse geschieht zu 
einem günstigen Zeitpunkt, über zehn Jahre nach der letzten Revision und in einem Kontext, 
der durch eine Reihe signifikanter Entwicklungen gekennzeichnet ist, etwa durch die Reform 
der GAP in den Jahren 2003 und 2004, die laufenden Verhandlungen über die 
Entwicklungsagenda von Doha und die Umsetzung der Finanziellen Vorausschau der EU für 
den Zeitraum 2007-2013.

Ihr Verfasser der Stellungnahme unterstützt den allgemeinen Ansatz des 
Kommissionsvorschlags, der u. a. die Erzeugerorganisationen effizienter und attraktiver 
machen soll, um die Wettbewerbsfähigkeit des Sektors zu erhöhen.

Was die Aspekte des internationalen Handels betrifft (Einfuhrpreissystem, Zollkontingente, 
Auslösungsmengen usw.), hat sich die Kommission dafür entschieden, den bestehenden 
gesetzlichen Rahmen „in Anbetracht der Tatsache, dass die WTO-Verhandlungen noch im 
Gange sind und ihr Ergebnis unbekannt ist“, nicht anzutasten. Sie hat jedoch vorgeschlagen, 
alle Ausfuhrerstattungen in diesem Sektor in Anbetracht ihrer angeblich geringen Bedeutung 
und wirtschaftlichen Auswirkung abzuschaffen.

Ihr Verfasser der Stellungnahme stimmt der Auffassung zu, dass „die Handelsregelung auf 
den Übereinkünften beruhen sollte, die im Rahmen der multilateralen Handelsverhandlungen 
im Rahmen der Uruguay-Runde geschlossen wurden“ (Erwägung 23 des Vorschlags). In 
einem Kontext, der von einem signifikanten Außenhandelsdefizit in diesem Sektor, 
verstärktem Wettbewerbsdruck aus Drittländern auf die EU sowie auf die Weltmärkte und 
einer Erosion der Gemeinschaftspräferenz durch die Umsetzung von Freihandelsabkommen 
gekennzeichnet ist, wäre es jedoch nicht vernünftig, wenn die EU über diese bestehenden 
Verpflichtungen hinausgeht.
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Die erste vorgeschlagene Änderung richtet sich auf die Stärkung der Fähigkeit der EU, auf 
Krisen aufgrund exzessiven Importwettbewerbs mit leichterer Aktivierung der besonderen 
Schutzklausel des Artikels 31 zu reagieren. Zu diesem Zweck schlägt Ihr Verfasser der 
Stellungnahme vor, bestimmte Bedingungen, die auf der Grundlage von Artikel 5 des 
WTO-Abkommens über die Landwirtschaft nicht obligatorisch sind, zu streichen.

Die zweite Änderung richtet sich schlicht auf eine Beibehaltung der Möglichkeit, 
Ausfuhrerstattungen zu zahlen, wenn dies im Sektor Obst und Gemüse erforderlich ist, und 
zwar solange die EU im Rahmen der WTO nicht fest (d. h. förmlich und vorbehaltlos) 
zugesagt hat, solche Erstattungen abzuschaffen.

Aus wirtschaftlicher Sicht stimmt Ihr Verfasser der Stellungnahme der Auffassung der 
Kommission nicht zu, diese Erstattungen seien nicht länger nützlich. Angesicht der Intensität 
des Wettbewerbs auf den Weltmärkten in diesem Sektor und der Tatsache, dass verschiedene 
andere große Akteure diese oder ähnliche Arten von Hilfen weiterhin einsetzen, können alle 
Hilfen für gemeinschaftliche Akteure, auch sehr kleine, von Bedeutung sein.

Ihrem Verfasser der Stellungnahme erscheint jedoch noch wichtiger, dass eine solche 
einseitige und übereilte Abschaffung der Ausfuhrerstattungen für unsere Verhandlungspartner 
in der WTO ein falsches Signal sein und sie in der Auffassung stärken könnte, die etwaige 
Abschaffung sämtlicher gemeinschaftlicher Ausfuhrerstattungen als gegeben zu betrachten, 
und dass dies dem Grundsatz der Parallelität (mit der Abschaffung weiterer Arten von Hilfen) 
widerspricht, der in der Erklärung der Ministerkonferenz von Hongkong verankert wurde, 
jedoch noch keine konkrete Auslegung erfahren hat.

ÄNDERUNGSANTRÄGE

Der Ausschuss für internationalen Handel ersucht den federführenden Ausschuss für 
Landwirtschaft und ländliche Entwicklung, folgende Änderungsanträge in seinen Bericht zu 
übernehmen:

Vorschlag der Kommission1 Änderungen des Parlaments

Änderungsantrag 1
ERWÄGUNG 28 A (neu)

(28a) Der Prozess, der sich darauf richtet, 
die Verhandlungen über 
Pflanzenschutzprotokolle mit Drittländern 
betreffend die Ausfuhren von Obst und 
Gemüse auf Gemeinschaftsebene zu 
koordinieren, muss unterstützt werden.

1 Noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht.
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Begründung

Die bisherigen Bemühungen sowohl auf multilateraler Ebene (WTO) als der Ebene 
bilateraler Vereinbarung (Mexiko, Chile, Länder des Mittelmeerraums usw.) haben bislang 
noch nicht zu einer Lösung in der Frage der Hemmnisse im Pflanzenschutzbereich für 
Ausfuhren gemeinschaftlicher Agrarerzeugnisse geführt. Die Verhandlungen über 
Pflanzenschutzprotokolle fallen gegenwärtig noch immer unter die ausschließliche 
Zuständigkeit der einzelstaatlichen Behörden der EU-Mitgliedstaaten. Die Kommission sollte 
diese Verhandlungen im Zusammenwirken mit den Mitgliedstaaten führen.

Änderungsantrag 2
ERWÄGUNG 28 B (neu)

(28b) Ausfuhrerstattungen müssen in 
dieser Phase erhalten bleiben, da sie 
weiterhin ein nützliches Instrument für die 
Steigerung der gemeinschaftlichen 
Ausfuhren von Obst und Gemüse in 
bestimmte Drittländer sind.

Begründung

Die Ausfuhrerstattungen und die Marktrücknahmen sind die beiden Instrumente zur 
Verwaltung der gegenwärtigen gemeinsamen Marktorganisation für Obst und Gemüse. Die 
völlige und sofortige Abschaffung der Ausfuhrerstattungen könnte örtlich zur 
Destabilisierung der Märkte für bestimmte Obst- und Gemüsesorten führen. Es muss daher 
behutsam vorgegangen werden, und insbesondere müssen die für Ende 2007 erwarteten 
Schlussfolgerungen der diesbezüglichen Folgeanalyse abgewartet werden.

Änderungsantrag 3
ARTIKEL 31 ABSATZ 2

2. Zusätzliche Einfuhrzölle werden nicht 
erhoben, wenn es unwahrscheinlich ist, 
dass die Einfuhren den 
Gemeinschaftsmarkt stören, oder die 
Auswirkungen in keinem Verhältnis zum 
angestrebten Ziel stünden.

entfällt

Begründung

Article 31 of the proposal – just like Article 33 of Regulation (EC) No 2200/96 – provides for 
a Special Safeguard Clause (SSG) in accordance with Article 5 of the Agreement on 
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agriculture concluded in the framework of the Uruguay Round of multilateral trade 
negotiations. Paragraph 2, however, goes beyond the conditions provided for under this 
Agreement and makes the activation of the SSG unduly difficult. The vulnerability of certain 
produces in the fruit and vegetables sector to crises induced by excessive competition from 
imports justifies that the EU make full use of the protection possibilities under WTO rules 
without providing for additional conditions.

Änderungsantrag 4
TITEL V KAPITEL III ABSCHNITT II A (neu) ARTIKEL 37 A (neu)

ABSCHNITT II A
AUSFUHRERSTATTUNGEN

Artikel 37 a
Festsetzung und Gewährung von 

Ausfuhrerstattungen
1. Um eine wirtschaftlich rentable Ausfuhr 
der in Artikel 1 Absatz 2 der Verordnung 
(EG) Nr. 2200/96 aufgeführten 
Erzeugnisse auf der Grundlage der Preise 
zu ermöglichen, die für diese Erzeugnisse 
auf dem Weltmarkt gelten, kann der 
Unterschied zwischen diesen Preisen und 
den Preisen in der Gemeinschaft, soweit 
erforderlich, innerhalb der Grenzen der in 
Übereinstimmung mit Artikel 228 des 
Vertrages geschlossenen Übereinkünfte 
durch eine Erstattung bei der Ausfuhr 
ausgeglichen werden.
2. Für die Zuteilung der Mengen, für die 
eine Ausfuhrerstattung gewährt werden 
kann, wird ein Verfahren festgelegt, das
a) der Art des Erzeugnisses und der Lage 
auf dem betreffenden Markt am ehesten 
gerecht wird, die bestmögliche Nutzung der 
verfügbaren Mittel ermöglicht und der 
Effizienz und der Struktur der Ausfuhren 
der Gemeinschaft Rechnung trägt, ohne 
jedoch zu einer Diskriminierung zwischen 
kleinen und großen Wirtschaftsteilnehmern 
zu führen;
b) mit dem geringsten Verwaltungsaufwand 
für den Wirtschaftsteilnehmer verbunden 
ist;
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c) eine Diskriminierung unter den 
betroffenen Wirtschaftsteilnehmern 
verhindert.
3. Die Erstattung ist für die gesamte 
Gemeinschaft gleich.
Soweit angesichts der Lage auf dem 
Weltmarkt oder der spezifischen 
Anforderungen bestimmter Märkte 
erforderlich kann die Erstattung für ein 
bestimmtes Erzeugnis je nach Bestimmung 
unterschiedlich festgesetzt werden.
Die Erstattungen werden nach dem 
Verfahren des Artikels 46 der Verordnung 
(EG) Nr. 2200/96 festgesetzt. Die 
Festsetzung erfolgt in regelmäßigen 
Zeitabständen.
Die Kommission kann erforderlichenfalls 
die in regelmäßigen Zeitabständen 
festgelegten Erstattungen zwischenzeitlich 
von sich aus oder auf Antrag eines 
Mitgliedstaats ändern.
4. Bei der Festsetzung der 
Erstattungsbeträge werden folgende 
Faktoren berücksichtigt:
a) Lage und voraussichtliche Entwicklung
- der Preise für Obst und Gemüse und der 
verfügbaren Mengen auf dem Markt der 
Gemeinschaft,
- der auf dem Weltmarkt üblichen Preise 
für Obst und Gemüse;
b) Vermarktungskosten und geringste 
Kosten für den Transport von den Märkten 
der Gemeinschaft zu den Ausfuhrhäfen 
oder sonstigen Ausfuhrorten der 
Gemeinschaft sowie Heranführungskosten 
zum Bestimmungsland;
c) wirtschaftliche Auswirkungen der 
beabsichtigten Ausfuhren;
d) Beschränkungen aufgrund der gemäß 
Artikel 228 des Vertrags geschlossenen 
Abkommen.
5. Die in Absatz 1 genannten Preise in der 
Gemeinschaft werden unter 
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Berücksichtigung der im Hinblick auf die 
Ausfuhr günstigsten Preise ermittelt.
Die Ermittlung der in Absatz 1 genannten 
Preise im internationalen Handel erfolgt 
insbesondere unter Berücksichtigung
a) der tatsächlichen Notierungen auf den 
Märkten der dritten Länder,
b) der günstigsten Einfuhrpreise in den 
dritten Bestimmungsländern bei der 
Einfuhr aus Drittstaaten,
c) der in den ausführenden dritten Ländern 
festgestellten Erzeugerpreise,
d) der Angebotspreise frei Grenze der 
Gemeinschaft.
6. Die Erstattung wird nur auf Antrag nach 
Vorlage der entsprechenden Ausfuhrlizenz 
gewährt.
7. Der Erstattungsbetrag ist der am Tag der 
Lizenzbeantragung geltende Betrag, im 
Falle einer differenzierten Erstattung 
hingegen der Betrag, der an dem 
betreffenden Tag gilt
a) für die in der Lizenz angegebene 
Bestimmung oder
b) für die tatsächliche Bestimmung, wenn 
diese von der in der Lizenz angegebenen 
Bestimmung abweicht. In diesem Fall darf 
der anwendbare Betrag den Betrag nicht 
übersteigen, der für die in der Lizenz 
angegebene Bestimmung gilt.
Es können geeignete Maßnahmen 
getroffen werden, um einen Missbrauch 
der in diesem Absatz vorgesehenen 
Flexibilität zu verhindern.
8. Nach dem Verfahren des Artikels 46 der 
Verordnung (EG) Nr. 2200/96 kann von 
den Bestimmungen der Absätze 6 und 7 bei 
den Erzeugnissen des Artikels 1 Absatz 2 
der Verordnung (EG) Nr. 2200/96 
abgewichen werden, für die Erstattungen 
im Rahmen von Maßnahmen der 
Nahrungsmittelhilfe gewährt werden.
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9. Die Erstattung wird gewährt, wenn 
nachgewiesen wird, dass
- die Erzeugnisse aus der Gemeinschaft 
ausgeführt worden sind,
- es sich um Erzeugnisse mit Ursprung in 
der Gemeinschaft handelt,
und
- die Erzeugnisse bei einer differenzierten 
Erstattung die in der Lizenz angegebene 
Bestimmung oder eine andere Bestimmung 
erreicht haben, für die eine Erstattung 
unbeschadet des Absatzes 7 Buchstabe b) 
festgesetzt worden war. Abweichungen von 
dieser Vorschrift können jedoch nach dem 
Verfahren des Artikels 46 der Verordnung 
(EG) Nr. 2200/96 vorgesehen werden, 
sofern Bedingungen festgelegt werden, die 
gleichwertige Garantien bieten.
10. Die Einhaltung der mengenmäßigen 
Grenzen, die sich aus den gemäß Artikel 
228 des Vertrags geschlossenen 
Übereinkünften ergeben, wird unter 
Zugrundelegung der Ausfuhrlizenzen 
gewährleistet, die für die in der Lizenz 
vorgesehenen Bezugszeiträume ausgestellt 
werden und für die betreffenden 
Erzeugnisse gelten.
Im Hinblick auf die Erfüllung der 
Verpflichtungen, die sich aus den im 
Rahmen der multilateralen 
Handelsverhandlungen der Uruguay-
Runde geschlossenen Übereinkünften 
ergeben, hat der Ablauf eines 
Bezugszeitraums keine Auswirkung auf die 
Gültigkeitsdauer der Ausfuhrlizenzen.
11. Die Durchführungsbestimmungen zu 
diesem Artikel, einschließlich der 
Bestimmungen über die Neuverteilung 
nicht zugeteilter oder nicht in Anspruch 
genommener Ausfuhrmengen, werden 
nach dem Verfahren des Artikels 46 der 
Verordnung (EG) Nr. 2200/96 erlassen.
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Begründung

Auch wenn einige (kleinere) haushaltsmäßige Erwägungen für die Abschaffung der 
Ausfuhrerstattungen im Gemüse- und Obstsektor sprechen, scheint eine solche einseitige und 
übereilte Abschaffung angesichts des gegenwärtigen Standes der WTO-Verhandlungen 
politisch und wirtschaftlich nicht vernünftig zu sein. Der Zweck dieses Änderungsantrags ist 
es, die Anwendung der in Artikel 35 der Verordnung (EG) Nr. 2200/96 festgelegten 
Ausfuhrerstattungsregelung zu verlängern, bis ein etwaiges Ergebnis der 
Entwicklungsagenda von Doha deren Abschaffung rechtfertigt.

Änderungsantrag 5
ARTIKEL 40 ZIFFER 1

Artikel 1 Absatz 2 Tabelle Zeile 21a (neu) (Verordnung (EG) Nr. 2200/96)

0813 20 00 getrocknete Pflaumen

Begründung

Bei getrockneten Pflaumen gibt es einen zweiteiligen Verarbeitungsprozess: die Trocknung, 
die durch den Erzeuger erfolgt, und anschließende die Verarbeitung durch den 
verarbeitenden Betrieb.
Das Agrarerzeugnis hat nach der Trocknung dieselbe Nummer im Zolltarif wie die 
verarbeiteten getrockneten Pflaumen.

Wenn getrocknete Pflaumen keinen speziellen Eintrag in der Verordnung (EG) Nr. 2200/96 
erhalten, zählen sie als Agrarerzeugnisse nicht zu den Erzeugnissen, die in den Genuss der 
Bestimmungen bezüglich Vermarktungsnormen, Erzeugerorganisationen, Branchenverbände 
usw. kommen.
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